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(Beginn: 14.02 Uhr)

Vorsitzende Dr. Gesine Lotzsch: Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ich eréffne die 102. Sitzung
des Haushaltsausschusses.

Der Haushaltsausschuss hat in seiner 93. Sitzung
am 15. Februar 2017 einvernehmlich beschlos-
sen, zum Entwurf eines Gesetzes zur Anderung
des Grundgesetzes auf Bundestagsdrucksache
18/11131 und zu dem Entwurf eines Gesetzes zur
Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Ande-
rung haushaltsrechtlicher Vorschriften auf Bun-
destagsdrucksache 18/11135 mehrere 6ffentliche
Anhorungen durchzufiihren. Diese Sitzung ist
die sechste und letzte Anhérung.

Ich rufe den einzigen Punkt der heutigen Tages-
ordnung auf, auf den wir uns in den kommenden
zwei Stunden konzentrieren werden:

Thema: Digitalisierung
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung
des Grundgesetzes

(Artikel 90, 91c¢, 104b, 104c, 107, 108,
109a, 114, 125¢, 143d, 143e, 143f, 143g)

BT-Drucksachen 18/11131, 18/11186

Hierzu wurde verteilt:
Ausschussdrucksache/n 18(8)4234

Federfiihrend:
Haushaltsausschuss

Mitberatend:

Innenausschuss

Ausschuss fiir Recht und Verbraucher-
schutz

Finanzausschuss

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie
Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infra-
struktur

Ausschuss fiir Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschétzung

Gutachtlich:
Parlamentarischer Beirat fiir nachhaltige
Entwicklung

Berichterstatter/in:
Abg. Eckhardt Rehberg (CDU/CSU)
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Mitberichterstatter/in:

Abg. Johannes Kahrs (SPD)

Abg. Dr. Gesine Lotzsch (DIE LINKE)
Abg. Anja Hajduk (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

b) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung
des bundesstaatlichen Finanzausgleichs-
systems ab dem Jahr 2020 und zur An-
derung haushaltsrechtlicher Vorschrif-
ten

BT-Drucksachen 18/11135, 18/11185

Hierzu wurde verteilt:
Ausschussdrucksache/n 18(8)4234

Federfiihrend:
Haushaltsausschuss

Mitberatend:

Innenausschuss

Ausschuss fiir Recht und Verbraucher-
schutz

Finanzausschuss

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie
Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infra-
struktur

Ausschuss fiir Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschédtzung

Ausschuss Digitale Agenda

Gutachtlich:
Parlamentarischer Beirat fiir nachhaltige
Entwicklung

Berichterstatter/in:
Abg. Eckhardt Rehberg (CDU/CSU)

Mitberichterstatter/in:

Abg. Johannes Kahrs (SPD)

Abg. Dr. Gesine Lotzsch (DIE LINKE)
Abg. Anja Hajduk (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Beim Blick in die Runde muss ich feststellen,
dass das Thema auf etwas weniger Interesse stoft
als die Verkehrsinfrastrukturgesellschaft, was
aber nichts heilen muss.
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Ich darf die eingeladenen Sachverstdndigen so-
wie die Vertreter der kommunalen Spitzenver-
bédnde herzlich begriiBen: Herrn Beul3, Beauftrag-
ter der Landesregierung Nordrhein-Westfalen fiir
Informationstechnik, Herrn Kammer vom Deut-
schen Institut fiir Vertrauen und Sicherheit im
Internet, Herrn Professor Krcmar von der Techni-
schen Universitat Miinchen, den Vorsitzenden
des Nationalen Normenkontrollrates, Herrn

Dr. Ludewig, Herrn Professor Siegel von der
Freien Universitiat Berlin, Herrn Miiller von der
Bundesbeauftragen fiir den Datenschutz und die
Informationsfreiheit, Herrn Dr. Fogt vom Deut-
schen Stddtetag, Herrn Dr. Ruge vom Deutschen
Landkreistag und Herrn Zimmermann vom Deut-
schen Stdadte- und Gemeindebund. Herzlichen
Dank fiir Thre Teilnahme und die schriftlichen
Stellungnahmen, die fiir unsere Arbeit sehr wich-
tig sind.

Begriifen darf ich zudem Mitglieder der mitbera-
tenden Ausschiisse, denen laut Anhoérungs-
beschluss ausdriicklich das Fragerecht einge-
rdaumt worden ist, sowie fiir die Bundesregierung
Herrn Staatssekretdr Meister vom Finanzministe-
rium, Herrn Staatssekretiar Barthle vom Ministe-
rium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur und
Herrn Staatssekretdr Vitt vom Bundesministe-
rium des Innern.

Gestatten Sie mir vor Eintritt in die Tagesord-
nung noch einige Anmerkungen zu Ablauf und
Organisation: Die Sitzung wird live iibertragen.
Freundlicherweise fertigt der Stenografische
Dienst des Deutschen Bundestages ein Wortpro-
tokoll an. Die schriftlichen Stellungnahmen sind
ausgelegt. Sie wurden zur Ausschussdrucksache
4234 zusammengefasst und dienen als Grundlage
fiir die Fragen.

Wir gehen davon aus, dass keine Eingangsstate-
ments abgegeben werden und wir gleich in die
erste Fragerunde eintreten werden. Gemial der
bei den Anhérungen des Haushaltsausschusses
auch in der Vergangenheit praktizierten Verfah-
rensweise hat jede Fraktion entsprechend ihrer
Stdrke das Fragerecht, also in der Reihenfolge
Union, SPD, Linke und Griine. Ich bitte, dann in-
nerhalb der Fraktionen zu koordinieren, wer das
Fragerecht wahrnimmt.
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Die bewiéhrte Regel ist, dass in jeder Runde jeder
Fragesteller entweder zwei Fragen an einen Sach-
verstdndigen oder jeweils eine Frage an zwei
Sachverstdndige stellen kann. Weitere Fragen
sind dann in den néchsten Fragerunden moglich.

Wie gesagt, liebe Kolleginnen und Kollegen: Nut-
zen Sie auch die Gelegenheit, Fragen an die Ver-
treter der kommunalen Spitzenverbiande zu rich-
ten.

Wir treten in die erste Fragerunde ein.

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU): Meine erste
Frage richtet sich an Dr. Ludewig. Der Normen-
kontrollrat hat vor knapp eineinhalb Jahren die
Studie ,,E-Government in Deutschland: Vom Ab-
stieg zum Aufstieg” veroffentlicht. Die erste
These in dieser Studie lautet ganz prominent:
E-Government in Deutschland gibt es nicht. - Sie
haben dann verschiedene Erhebungen durchge-
fiihrt und dabei festgestellt, dass die Hélfte der
untersuchten Kommunen jeweils nicht mehr als
zwei Onlinedienste zur Verfiigung stellt. Das hat
mich persodnlich etwas schockiert; man hat ndm-
lich teilweise ein anderes Bild; das wird einem
auch manchmal so suggeriert. Ich bitte Sie zu-
néchst einmal um eine Stellungnahme zum Sach-
stand von E-Government in Deutschland, insbe-
sondere bei den Kommunen.

Meine zweite Frage geht an Herrn Beul als Mit-
glied des IT-Planungsrats und als CIO des Landes
Nordrhein-Westfalen. Im Gesetzentwurf ist vorge-
sehen, dass die Festlegung von Kommunikations-
standards fiir den Portalverbund durch den Bund
immer der Zustimmung des Bundesrates bedarf.
Sie haben langjahrige Erfahrungen in diesem Be-
reich. Meine Frage ist: Ist der Bundesrat das ge-
eignete Gremium, um solche technischen Sach-
verhalte zu kldren, oder wire der IT-Planungsrat,
der als Gremium fiir genau solche Aufgaben ge-
schaffen worden ist, nicht besser dafiir geeignet?
Ich bitte Sie aus Threr Erfahrung heraus um Aus-
kunft.

Sachverstidndiger Dr. Johannes Ludewig (Natio-
naler Normenkontrollrat (NKR)): Zunéichst ein-
mal muss ich sagen, dass nicht der Normenkon-
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trollrat die von Thnen genannten Gutachten er-
stellt hat, sondern wir haben sie in Auftrag gege-
ben. - Wir beschéftigen uns im Normenkontroll-
rat seit etwa vier Jahren mit dem Thema
E-Government, weil wir nicht nur ein Mandat fir
die sogenannte Ex-ante-Folgekostenabschétzung
bei neuen Gesetzesvorschldgen haben, sondern
auch dafiir, auf die Effizienz von Verwaltungsver-
fahren hinzuwirken.

Wir haben uns mehrfach mit dem Thema be-
schaftigt. Ich will die Historie dieser vier Jahre
jetzt nicht rekapitulieren. Aber wir haben in vier
Jahresberichten nacheinander deutlich gemacht,
dass wir den Stand der Dinge in Deutschland
nicht nur auf Bundesebene, sondern auch auf
den anderen Ebenen auch in organisatorischer
Hinsicht nicht fiir angemessen halten, und haben
auf den entstandenen Riickstand gegeniiber ande-
ren Liandern hingewiesen. Das zeigt auch das EU-
Ranking beim E-Government, das bei uns durch-
aus Alarmstimmung ausgeldst hat. Ehrlich gesagt
waren wir auch etwas frustriert, dass die Hin-
weise, die in unseren Jahresberichten sehr promi-
nent enthalten waren, in den ersten ein, zwei Jah-
ren wenig Resonanz hervorgerufen haben, ob-
wohl der damals schon aufgelaufene Riickstand
gegeniiber anderen Lidndern ziemlich beachtlich
war.

Was dann einen richtigen Schub ausgeldst hat -
das ist wie so oft im Leben, wenn etwas passiert
und deutlich wird, wie schlecht man aufgestellt
ist -, war die Fliichtlingskrise, in der sich heraus-
gestellt hat, dass nichts von dem, was im I'T-Sek-
tor auf den verschiedenen Ebenen - Kommunen,
Linder und Bund wie auch bei der Polizei - an
Moglichkeiten vorhanden war, zueinander kom-
patibel war und in dem Moment, als es darauf
ankam, eine effiziente Steuerung faktisch nicht
moglich war. Sicherlich erinnern sich noch alle
an die Verteilung der Betroffenen nach dem soge-
nannten Konigsteiner Schliissel. Das war nicht
etwa Ausdruck iiberlegenen Sachverstands, son-
dern akuter Hilflosigkeit, weil es kein anderes In-
strument gab, zumal man auch gar nicht wusste,
wer wo ist und wie viele es iiberhaupt sind. Das
war fiir uns der entscheidende Ausloser.
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Dann haben wir in dem Bewusstsein, dass es nun
allerhochste Zeit wurde, sozusagen einen Gang
zugelegt und die genannten Gutachten in Auftrag
gegeben. Das erste Gutachten 2015, das Sie ange-
sprochen haben, war eine Analyse zum Thema
E-Government in Deutschland. Ein halbes Jahr
spéter haben wir ein zweites Gutachten mit dem
Titel ,,E-Government in Deutschland: Wie der
Aufstieg gelingen kann - ein Arbeitsprogramm*
folgen lassen, um sehr konkret zu zeigen, wie
man aus dieser Situation herauskommen kann.

Ich will nicht alle Fakten wiederholen. Aber es
ist klar - das war auch die Zielrichtung -, dass wir
zu einer anderen Qualitdt der Zusammenarbeit
von Bund und Liandern kommen miissen, natir-
lich unter Einschluss der Kommunen. Das war
die entscheidende Zielrichtung. Dazu haben wir
sehr konkrete Vorschldge gemacht. Sie gingen in
eine etwas andere Richtung als das, was jetzt vor-
gesehen ist. Denn wir haben an den seit vielen
Jahren bestehenden Staatsvertrag zum E-Govern-
ment zwischen Bund und Landern angekniipft
und auf die Notwendigkeit hingewiesen, diesen
Staatsvertrag auf eine andere Grundlage zu stel-
len, um zu einem gemeinsamen Verstdndnis von
Bund und Landern zu kommen.

Aus verschiedenen Griinden im Zusammenhang
mit den Bund-Linder-Finanzverhandlungen 2016
ist eine andere Weichenstellung erfolgt. Darauf
kommt es jetzt aber nicht an. Entscheidend ist
vielmehr - deshalb sind wir iiber diesen Gang der
Dinge sehr froh -, dass jetzt endlich von Bund
und Liandern erkannt worden ist, wie weit
Deutschland zuriickgefallen ist. Deutschland liegt
im EU-Ranking auf Platz 18 und damit hinter Ita-
lien. Das ist normalerweise, egal um welchen Be-
reich es geht, nicht der Platz, auf dem wir
Deutschland sehen. Das ist also endlich wahrge-
nommen worden und hat dann zu den vorliegen-

den Vorschldgen gefiihrt. Dariiber sind wir sehr
froh.

Jetzt geht es um die Ausgestaltung dieser Vor-
schlédge. Dariiber werden wir noch im Einzelnen
sprechen. Das war aber nicht Gegenstand Threr
Frage; Sie haben gefragt, warum wir diese Initia-
tive ergriffen haben.
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Ich will einen letzten Punkt ganz offen und per-
sonlich ansprechen. Ich habe selbst 22 Jahre in
der Regierung gearbeitet, und man stellt sich
dann auch die selbstkritische Frage, wie es dazu
kommt, dass ein so gravierendes Problem, das im
Begriff war, sich zu einem echten strukturellen
Nachteil des Standorts Bundesrepublik Deutsch-
land zu entwickeln, von Bund und Landern so
spit erkannt worden ist. Jetzt gibt es Gott sei
Dank, ausgeldst durch die Fliichtlingskrise, ent-
sprechende Anstrengungen. Ich wage mir gar
nicht vorzustellen, wie es ohne die Fliichtlings-
krise in diesem Bereich aussehen wiirde bzw. ob
es sonst noch fiinf Jahre ldnger so weitergegangen
wire wie bisher. Auf jeden Fall ist es jetzt so
weit, dass wir erstmals eine gemeinsame An-
strengung unternehmen, um die qualitativen Vo-
raussetzungen zu schaffen, dass E-Government in
Deutschland erfolgreich genutzt werden kann.

Sachverstindiger Hartmut BeuB (Der Beauftragte
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen fiir In-
formationstechnik (CIO)): Wenn es um die Mit-
wirkung der Lander bei informationstechnischen
Vorhaben des Bundes geht, dann gibt es durch-
aus Argumente sowohl fiir die Beteiligung des
Bundesrats als auch fiir die Beteiligung des IT-
Planungsrats, wobei ich das nicht kumulativ
meine. Das will ich gleich dazusagen. An sich ist
der Bundesrat das - in Anfiihrungszeichen - ,,ge-
borene Gremium*“ fiir die Mitwirkung der Lander,
insbesondere bei Gesetzgebungs- und Verord-
nungsfragen. Insofern spricht aus meiner Sicht
auch bei informationstechnischen Vorhaben
nichts gegen ihre Mitwirkung, zumal Bundesrats-
verfahren in den Ldndern von den Fachleuten
vorbereitet und begleitet werden.

Der IT-Planungsrat ist zur Abstimmung zwischen
Bund und Landern in informationstechnischen
Fragen eingerichtet worden. Dementsprechend
ist bei ihm eine andere Expertise vorhanden als
im Bundesrat selbst. Aber zur Wahrheit gehort
auch, dass - je nachdem, wie speziell die Fragen
sind; in manchen Verordnungen werden sehr
spezielle Fragen geregelt - auch die Mitglieder
des IT-Planungsrats nicht in der Lage sind, das
alleine umfassend zu beurteilen; auch sie sind
auf die Expertise anderer angewiesen. Deshalb ist
fiir mich die Frage, ob bei Verordnungen nach
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dem OZG die Beteiligung durch den Bundesrat
oder den IT-Planungsrat erfolgen sollte, nicht
entscheidend. Wichtig ist die Mitwirkung der
Lénder.

Sonja Steffen (SPD): Meine erste Frage richtet
sich an Herrn Kammer. Herr Kammer, Sie hatten
den Schwerpunkt unter anderem darauf gelegt,
inwieweit eine Akzeptanz in Bezug auf das ge-
plante Vorhaben besteht. Sie hatten eine Umfrage
von Infratest dimap beigefiigt, die fiir jemanden,
der sich fiir dieses Vorhaben begeistert, ein biss-
chen frustrierend ist. Denn das Ergebnis der Um-
frage ist, dass es in der Bevilkerung gewisse Vor-
behalte gibt. Sie haben Unterschiede wie Ost und
West, Alter, Geschlecht oder Schulabschluss be-
riicksichtigt. Ich denke allerdings, es gibt auch
innerhalb Deutschlands groBe Unterschiede.

Zum Beispiel weil jeder, der schon einmal in
Berlin ein Meldeverfahren hinter sich gebracht
hat, dass man das zwar Gott sei Dank auch online
angehen kann, aber nur bei der Terminvergabe,
und bis zum Termin vergehen dann um die drei
Monate. Wenn ich hingegen in der mittelgroBen
Stadt, in der ich lebe - mein Wahlkreis ist land-
lich geprégt - zum Amt gehe, dann komme ich
innerhalb von zehn Minuten oder vielleicht auch
einer Stunde an die Reihe. Das ist alles tragbar.

Was die Akzeptanz betrifft, gibt es deshalb,
denke ich, groBe Unterschiede zwischen den
Stddten und den landlichen Bereichen. Hinzu
kommt, dass es auch innerhalb der landlichen
Bereiche Unterschiede gibt. Wenn man in einem
Ort wohnt, in dem es nur eine Busverbindung am
Tag gibt, werden Onlinemdglichkeiten sicherlich
schneller akzeptiert als dort, wo man nur finf
Minuten zu FuB bis zum ndchsten Amt braucht.

Meine Frage ist: Haben Sie bei Ihrer Umfrage
auch untersucht, inwiefern sich die Akzeptanz
danach richtet, wo man innerhalb Deutschlands
lebt?

Meine zweite Frage richtet sich an Herrn Profes-
sor Krcmar: Ist in dem Entwurf noch eine aus-
driickliche Bezugnahme auf die Gemeinden und
Gemeindeverbdnde notwendig? Sie haben in
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Threr Stellungnahme festgestellt, dass eine Frei-
willigkeit der Kommunen nicht besonders hilf-
reich wire und dem Ziel der Vernetzung ent-
gegenliefe. Das verstehe ich einerseits sehr gut.
Andererseits habe ich den Regierungsentwurf
und auch die Stellungnahme hinsichtlich der
Vorbehalte oder Fragen aus dem Bundesrat so
aufgefasst, dass es keiner Konkretisierung im
Entwurf mehr bedarf, weil die Kommunen auto-
matisch {iber die Lander mit einbezogen werden
missen, sodass eine Verbindlichkeit besteht. Ich
habe ein Problem mit der Freiwilligkeit der Kom-
munen, wie Sie es ausgedriickt haben, auf der
einen Seite, wenn auf der anderen Seite durch
den Gesetzgeber die Verbindlichkeit bereits vor-
gesehen ist.

Sachverstindiger Matthias Kammer (Deutsches
Institut fiir Vertrauen und Sicherheit im Internet
gGmbH (DIVSI)): Wenn der Befund so ist, wie er
geschildert wurde, dann bin ich sicherlich Teil
des Problems, weil ich bis vor fiinf Jahren mein
ganzes Berufsleben fiir IT im 6ffentlichen Sektor
verantwortlich war, zuletzt viele Jahre lang als
Vorstandsvorsitzender von Dataport. Insofern
habe ich eine Vorstellung davon, worum es im
Kern geht, wenn wir iiber Kooperationen und
Ahnliches reden.

Als ich als Sachverstdndiger zu dieser Anhérung
eingeladen wurde und die dazu vorliegenden Un-
terlagen las, habe ich wahrgenommen, dass es die
Vermutung gibt, die Bevolkerung warte dringend
auf das alles. Das war fiir mich Anlass, zumin-
dest eine Funktion, um die es bei dem Ganzen
geht, ndmlich die Kommunikation und die Uber-
mittlung bzw. Zustellung von Verwaltungsent-
scheidungen iiber ein Onlinepostfach, zum Ge-
genstand einer Umfrage zu machen.

Das muss man vor dem Hintergrund sehen, dass
wir uns als Nutzer von IT-Angeboten einer Viel-
zahl von Portalen gegeniibersehen, die im Zwei-
fel fiir den Lebensalltag der Menschen viel be-
deutender sind, als es ein Verwaltungsportal sein
wird. Denn iiblicherweise haben die Menschen
nicht tdglich mit der Verwaltung zu tun, weder
analog noch digital; das ist nur dann der Fall,
wenn sie ein entsprechendes Anliegen haben.
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Nun stellt sich die Frage, wie Menschen iiber
einen Aspekt denken, der aktiv beschrieben wird.
Wir wollten wissen, wie die Einstellung dazu ist,
iiber ein Onlinepostfach oder per E-Mail person-
liche oder vertrauliche Unterlagen zugeschickt zu
bekommen. Dabei ist das beschriebene Ergebnis
herausgekommen: 54 Prozent der Bevélkerung
stehen dem skeptisch gegeniiber; sie halten es fiir
schlecht oder sehr schlecht. Insgesamt 63 Prozent
sind im Falle der elektronischen Zustellung um
die Sicherheit ihrer persénlichen Daten besorgt.
Das bedeutet nicht, dass man das einfach hinneh-
men muss. Die Frage ist vielmehr, welche MaDB-
nahmen notwendig sind, um das notwendige
Vertrauen zu gewinnen, damit sich die Menschen
darauf einlassen. Ich glaube, da ist viel zu tun.

Wir wissen aus einer anderen Studie aus dem
letzten Jahr, in der es um generelle Themen, aber
zum Beispiel auch um die Frage ging, wer im IT-
Kontext wofiir Sicherheitsverantwortung hat:
Viele Menschen sehen die Verantwortung dafiir
bei sich selbst, erwarten aber gleichzeitig - das
waren 70 Prozent - vom Staat verstdarkte Aktivi-
tdten, und 66 Prozent sagen gleichzeitig, dass sie
das dem Staat nicht zutrauen. Es gibt also eine
groBe Skepsis, ob es auf staatlicher Seite eine ver-
trauensstiftende Grundlage fiir den Umgang mit
Daten der Biirgerinnen und Biirger gibt. Das ist
der Teil, der uns bei der Befragung beschaftigt
hat.

Ich personlich finde in Bezug auf das Service-
konto, iiber das auch die Zustellung méglich
waire, eine eindeutige Identifizierung am wich-
tigsten. Wenn wir das in Deutschland regeln, und
zwar in der Form, dass sie iiberall gilt, dann ha-
ben wir einen groBen Schritt geschafft, véllig un-
abhédngig von der Frage, wie der Portalverbund
arbeitet. Das wire ein riesiger Gewinn. Die Men-
schen, die es mogen, sollen dem Staat ihre Daten
auch so zukommen lassen konnen, dass sie sie
nicht jedes Mal neu eintragen miissen. Das be-
trifft diejenigen, die nicht zu den genannten

54 Prozent gehoren. Zu der Idee des Service-
kontos gehort auch, dass man nicht jedes Mal alle
Angaben wiederholen muss, wie wir es auch aus
allen anderen Portalen kennen.
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Generell, denke ich, miissen wir beriicksichtigen,
dass sich viele Menschen einer grofen Zahl von
Portalen, zum Beispiel Suchmaschinen, gegen-
iibersehen und auch irgendwann den Uberblick
verlieren kénnen. Dann stellt sich die Frage, wel-
chen Stellenwert in dem Kontext das Verwal-
tungsportal bei den Menschen hat.

Sachverstiandiger Prof. Dr. Helmut Krcmar
(Technische Universitdt Miinchen): Ich will noch
einmal auf das Stichwort ,,Vollstdndigkeit” einge-
hen. Was ich in meinen Erlduterungen meinte, ist
namlich: Da die meisten biirgernahen Dienstleis-
tungen von den Kommunen erbracht werden, ist
es erforderlich, dass sie an dieser Stelle mitma-
chen. Dieses Mitmachen setzt voraus, dass das
Ganze umsetzbar ist; aber es setzt vor allem auch
Losungen voraus, die einen in die Lage versetzen,
die durch ein Servicekonto angebotenen Dienste
zu nutzen.

Ich will ergdnzen, was Herr Kammer eben gesagt
hat: Wir haben im eGovernment Monitor 2015
untersucht, wie Biirger dazu stehen. Aus diesem
Grunde habe ich an spéterer Stelle auf die Viel-
falt gesetzt.

Etwa 40 Prozent wollen, dass bei der Datenein-
gabe nur das Notwendigste erhalten bleibt.

44 Prozent wiirden gerne alles selbst machen.
Etwas mehr als ein Drittel wiinschen sich héhere
Sicherheitsstandards bei der Nutzung des Ser-
vicekontos. Etwa 45 Prozent wiinschen sich eine
moglichst bequeme Nutzung. Etwa 50 Prozent
mochten alle Biirgerdienste gebiindelt erhalten,
und 26 Prozent méchten jeden Biirgerdienst ein-
zeln erhalten.

Ich glaube, es ist sehr wichtig, dass bei allen Vor-
gaben von Losungen und auch der Verpflichtung,
Onlinel6sungen anzubieten, die Vielfalt so erhal-
ten bleibt, dass die verschiedenen Anspriiche der
Biirgerinnen und Biirger erfiillt werden kénnen.
Deshalb ist es aus meiner Sicht fiir die vollstén-
dige Durchsetzung wichtig, keine weitere Alter-
native zu den beiden skizzierten Wegen zu schaf-
fen, die darin besteht, den Biirgerinnen und Biir-
gern zu sagen: In dieser Gemeinde kénnen Sie
die Dienstleistungen leider nicht elektronisch in
Anspruch nehmen. - Das wire das bedauerlichste
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Ergebnis, wenn es vom Wohnort abhinge, welche
E-Government-Dienstleistungen wie genutzt wer-
den konnen.

Roland Claus (DIE LINKE): Mich bewegen die
Stellungnahmen hinsichtlich der Beteiligung der
kommunalen Familie. Deswegen will ich Herrn
Zimmermann und Herrn Dr. Siegel, die sich in
den Stellungnahmen besonders intensiv damit
befasst haben, fragen, wie wir das noch lésen
konnen. In den Stellungnahmen des Landkreis-
tages und des Stadte- und Gemeindebundes
klingt es ndmlich so, als wire das Problem un-
heilbar. Nun haben Sie in den beiden Spitzenver-
bédnden Ihre Erfahrungen mit unheilbaren Vor-
schldgen von Bund und Landern, sodass ich
hoffe, dass Sie iiber die Stellungnahmen hinaus
noch etwas in der Tasche haben, was Sie uns im
Sinne einer Heilung raten kénnten. Denn eine
Losung, bei der die Kommunen den Vorgang
allenfalls tolerieren, wiirde den von Herrn

Dr. Ludewig kritisierten Zustand nicht wesent-
lich verbessern, sondern allenfalls auf neue Art
fortsetzen.

Wir haben uns im Zusammenhang mit den Geset-
zesvorschldgen damit beschiéftigt, welche guten
Erfahrungen es insbesondere in Wien gibt - das
ist zugegebenermalen eine grofe Kommune -, wo
die Kommunikation zwischen den drei Ebenen
vorbildlich realisiert werden konnte. Leider zdhlt
die zustdndige Digitalisierungsbeauftragte nicht
zu dem Kreis der Sachverstdndigen; aber wir be-
halten das Thema im Blick.

Wir wissen, dass zumindest der Einstieg in den
digitalen Zugang in den allermeisten Fillen iiber
die kommunalen Portale erfolgt. Wenn man dann
aber nicht weiterkommt, ware das ein Hindernis,
das einen solchen gigantischen Akt wie eine
Grundgesetzdnderung zumindest infrage stellen
wiirde.

Insofern bitte ich die beiden Sachverstdndigen,
uns iiber die geduBerte Kritik hinaus einen Vor-
schlag zu machen, in welche Richtung man wei-
ter verfahren konnte. Wenn Sie vorschlagen, das
aus dem Paket herauszunehmen, weil es nicht
sinnvoll ist, dann wére das auch eine Anregung.
Denn wir stoBen ein bisschen an die Grenze, und
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man muss sich die Frage stellen, ob man bei
Grundgesetzdnderungen und Bund-Lander-Kom-
promissen wirklich alles miteinander verwursten
kann, was irgendwie geht. Aber das ist eine Frage
des Gesamtzusammenhangs, die wir jetzt nicht
vertiefen miissen. Mich interessiert, ob Sie ange-
sichts der gedubBerten Kritik noch Anregungen
hatten, wie oder ob das Problem heilbar ist.

Sachverstindiger Uwe Zimmermann (Deutscher
Stadte- und Gemeindebund): Herr Claus, ich ver-
suche, bei dem Positiven anzufangen: Die Kom-
munen, Stadte und Landkreise haben sehr wohl
ein Interesse daran, den E-Government-Sektor zu
verbessern. Sie haben ihn in den letzten Jahren ja
auch schon mit groBen Anstrengungen begleitet.
Beim E-Government gibt es mehrere - ich mochte
es so sagen - kommunizierende Réhren: die Ak-
zeptanz der Menschen - das ist vorhin schon an-
gesprochen worden -, die Umsetzung und Finan-
zierung von E-Government-Lésungen und natiir-
lich auch die Antwort auf die Frage, wie man das
optimieren kann.

Herr Claus, zu Threr Frage, wie man das reparie-
ren kann: Wir haben in unserer schriftlichen Stel-
lungnahme - das ist das eine - unsere deutlichen
Bedenken gegen die vorgesehene Verpflichtung
durch bundesgesetzliche Regelungen formuliert.

Das andere ist - ich wiederhole das -: Die Kom-
munen mochten den E-Government-Sektor weiter
voranbringen. Wir sehen hier ein wichtiges Effi-
zienzfeld, auf dem man bei den zukiinftigen
Herausforderungen noch Schétze heben kann.
Das Vorhandene darf aber auch nicht entwertet
werden. Es sind schon einige Portallésungen ein-
gerichtet worden. Deshalb ist fiir uns das Stich-
wort Freiwilligkeit wichtig, und es ist notwendig,
eine Interoperabilitdt der unterschiedlichen On-
lineangebote herzustellen. Diesen Weg kann man
nach unserer Uberzeugung nicht mit verpflich-
tenden Vorgaben, sondern - durch eine freiwil-
lige Mitwirkung und Partizipation des Bundes,
der Lander und natiirlich auch der Kommunen
und der Stddte - nur gemeinsam gehen.

Das ist vielleicht keine hundertprozentig befrie-
digende Antwort auf die Frage, wie man das re-
parieren kann; aber es zeigt zumindest einen Weg
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auf, wie wir iiber alle drei Ebenen hinweg den
E-Government-Sektor ausbauen und stiarken kon-
nen. Hier wird es natiirlich entscheidend auf die
Kommunen ankommen, weil sehr viele Verwal-
tungsdienstleistungen von den Stddten, Gemein-
den und Landkreisen angeboten werden.

Sachverstindiger Prof. Dr. Thorsten Siegel (Freie
Universitédt Berlin): Herr Claus, auch aus meiner
Sicht ist es ganz wichtig, dass die kommunale
Ebene einbezogen wird. Sie haben es richtig ge-
sagt, Herr Claus, dass das sozusagen das Einlass-
tor fiir viele Biirgerinnen und Biirger ist, und
wenn die Kommunen nicht dabei wéaren, dann
konnte man nur schwerlich von einem Portal-
verbund in seiner Gesamtheit sprechen.

Ich halte eine freiwillige Beteiligung der Kommu-
nen allerdings fiir unzureichend; denn es mag
zwar viele gute Losungen geben - Sie haben es
schon gesagt, Herr Zimmermann -, aber es sind
und bleiben doch Insellésungen, und man sollte
das groBe Ganze im Blick haben. Wenn man dazu
libergeht, die Kommunen verpflichtend einzubin-
den, dann geht es eben im Wesentlichen um die
Wahrung der Garantie kommunaler Selbstverwal-
tung. Hierzu ist zundchst zu sagen, dass der in
Artikel 91¢ des Grundgesetzes niedergelegte Har-
monisierungszweck eine solche Verpflichtung
grundsétzlich rechtfertigen kann. Die Eingriffs-
bzw. die Beeintrichtigungsintensitit hélt sich in
gewissen Grenzen; denn der Portalverbund er-
setzt keine Verwaltungsleistung, sondern nach
dem, wie das Ganze in der Entstehungsgeschich-
te dargestellt ist, soll er nur verkniipfen.

Das erforderliche und zumutbare Mall muss na-
tlirlich gewahrt werden, damit fiir die Kommu-
nen eine vertretbare Lésung erzielt wird. Das er-
forderliche MaB ergibt sich indirekt - eher ver-
steckt - schon aus der Definition der IT-Kompo-
nenten, die auf das erforderliche MaB zu be-
schranken sind. Ich personlich wiirde es fiir sinn-
voll halten, dass man Angelegenheiten, die
alleine auf der Garantie kommunaler Selbst-
verwaltung beruhen - insbesondere der weite Be-
reich der Daseinsvorsorge -, von der entsprechen-
den Verpflichtung ausnimmt.
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SchlieBlich und endlich wird es auch auf die
Kosten ankommen. Mittelfristig werden mit dem
Portalverbund natiirlich Kosteneinsparungen ver-
bunden sein. Aber gerade in der Anlaufphase, bei
der Einrichtung, werden Anlaufkosten entstehen,
insbesondere auf kommunaler Ebene. Deswegen
wire es wichtig, dass hier die Kosten der Kom-
munen libernommen werden.

Wie gesagt: Mit der Beschrankung auf das erfor-
derliche MaB, der Ausblendung reiner Selbstver-
waltungsangelegenheiten und der Ubernahme
der Kosten wire das aus meiner Sicht insgesamt
eine vertretbare Losung.

Anja Hajduk (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Auch
wenn wir jetzt schon viel {iber das Thema Akzep-
tanz und dariiber gesprochen haben, wie breit es
bei den Biirgerinnen und Biirger verankert ist,
diese Wege zu nutzen, steht meine Fraktion die-
ser Portallésung, die jetzt angestrebt wird, insge-
samt mit groBer Sympathie gegentiiber. Das Ganze
wird ein Prozess sein; auch das miissen wir be-
riicksichtigen. Auch wir selber werden uns als
Privatpersonen, als Biirgerinnen und Biirger,
mehr und mehr daran gewdhnen.

Vor diesem Hintergrund mochte ich unser
Augenmerk auf etwas legen, was meiner Fraktion
wichtig ist. Dabei geht es um die Vereinbarkeit
mit datenschutzrechtlichen Regelungen, was wir
beriicksichtigt sehen wollen. Deswegen méchte
ich meine ersten beiden Fragen an Herrn Miiller
von der Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz
und die Informationsfreiheit richten.

Herr Miiller, es wird auch dartiber diskutiert,
dass es bei einem vernetzten Portal eindeutige
Identifier fiir die Biirgerinnen und Biirger geben
miisse, um eine eindeutige Identifizierung sicher-
zustellen. In diesem Zusammenhang wurde auch
eine Verkniipfung mit der einheitlichen Steuer-
identifikationsnummer diskutiert. Ich méchte Sie
fragen, was Sie vonseiten der Bundesbeauftragen
fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit
von diesen Uberlegungen halten und ob man fiir
diese Losungen auch Nutzerkonten braucht.

Mit meiner zweiten Frage méchte ich Sie auf die
Verdnderungen der Rolle des IT-Planungsrates
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ansprechen. Wir haben jetzt eine Losung vorlie-
gen, die dem Bund deutlich weitreichendere
Alleinentscheidungsmoglichkeiten eréffnen soll.
Mit Blick auf den IT-Planungsrat haben wir im-
mer Wert darauf gelegt, dass Sie als Bundes-
datenschutzexperten dort mit am Tisch sitzen,
um auch Aspekte des Grundrechtsschutzes und
der Privatinteressen der Biirgerinnen und Biir-
gern mit in den Blick zu nehmen.

In Bezug auf diese Neuregelungen und die stérke-
ren Kompetenzen auf Bundesebene mdchte ich
Sie fragen, ob Sie als Bundesbehdrde fiir Daten-
schutz kompensierende Ideen haben, um an Neu-
regelungen - ob sie grundgesetzlicher Art sind
oder ob sie im Onlinezugangsgesetz vorgenom-
men werden - effektiv mitwirken zu kénnen. Ist
das auch mit Blick auf die Rollenverdnderung
des IT-Planungsrates von unserer Seite festzu-
legen und sicherzustellen?

Sachverstindiger Jiirgen Henning Miiller (Die
Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und die
Informationsfreiheit (BfDI)): Frau Hajduk, zum
ersten Komplex: Wir schreiben jetzt das Jahr
2017. Das Volkszdhlungsurteil stammt aus 1983
und ist damit gut 30 Jahre alt. Damals hat das
Verfassungsgericht ganz deutlich festgelegt, dass
die Nutzung eines einheitlichen Personenkenn-
zeichens, das die Registrierung und auch Katalo-
gisierung der Biirgerinnen und Biirger umfassend
ermoglicht und durch das nach einer Zusammen-
fiihrung verschiedener Datenbestédnde eine Profil-
bildung méglich ist, mit dem Menschenbild des
Grundgesetzes und der Menschenwiirde unver-
einbar und damit verfassungswidrig ist.

Als vor wenigen Jahren die Steuer-ID eingefiihrt
worden ist, haben wir schon davor gewarnt, dass
das sicherlich Begehrlichkeiten wecken konnte,
diese Nummer auch fiir verschiedene andere Ver-
waltungsdienstleistungen zu benutzen. Das ist
auch immer noch unser Standpunkt. Wir sagen:
Nein, wir halten es fiir verfassungswidrig, wenn
man diese Steuer-ID dazu nutzen wiirde. Wir
sehen nattirlich ein, dass eine solche Steuer-ID
wichtig ist. Aber sie darf eben nur zweckgebun-
den und unter Beriicksichtigung der Erforderlich-

18. Wahlperiode

Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst

Seite 18 von 36



keit und nicht fiir andere Zwecke genutzt wer-
den. Deswegen sehen wir das nach wie vor als
verfassungswidrig an.

Der zweite Aspekt, den Sie ansprachen, ist die
Rolle des IT-Planungsrates. Wir sind hier in der
Tat sehr intensiv und eng eingebunden, haben
aber nach gegenwirtigem Stand der Dinge keine
besonderen Sorgen, dass sie sich eventuell dn-
dern wird. Es gibt die Gemeinsame Geschéftsord-
nung der Bundesministerien, der zufolge unser
Haus, also die BfDI, regelmélBig in alle Vorhaben
einzubinden ist, die datenschutzrechtliche Aus-
wirkungen haben, und zwar vollig unabhéngig
davon, ob es um ein Gesetzgebungsverfahren, um
eine Rechtsverordnung oder sonst etwas geht.

Ich kann jetzt nicht sagen, dass das generell von
jedem Ressort hundertprozentig gleich optimal
eingehalten wird, aber in aller Regel - das kann
man schon sagen - werden wir beteiligt. Manch-
mal geschieht das vielleicht etwas kurzfristig, mit
sehr kurzen Fristen, sodass man kaum Zeit hat,
irgendetwas zu priifen; aber in aller Regel werden
wir eingebunden.

Zumindest Stand heute konnen wir nicht erken-
nen, dass unsere Position durch eine Degradie-
rung der Rolle des IT-Planungsrates letztendlich
geschwacht werden wiirde.

Vorsitzende Dr. Gesine Lotzsch: Wir beginnen
die zweite Runde.

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU): Ich habe eine
Nachfrage an Herrn Miiller. Sie haben jetzt ge-
rade die Problematik der Steuer-ID angesprochen
und gesagt, dass keine einheitliche Personen-
kennziffer verwendet werden darf. Die Einschit-
zung des Bundesverfassungsgerichts, die es in
seiner Rechtsprechung geduBert hat, teile ich. Die
Frage ist jetzt, ob man technische Lésungen fin-
den kann, um es zum Beispiel Nutzern von Elster
zu ermoglichen, den Portalverbund des Bundes
zu nutzen. Ist es moglich, dass jemand, der es ge-
schafft hat, das Elster-Zertifikat bei sich zu instal-
lieren - damit authentifiziert er sich gegeniiber
dem Staat eindeutig -, mit dieser Authentifizie-
rung auch den Portalverbund des Bundes nutzen
kann?
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Dabei stellt sich mir jetzt die Frage, ob und wie
dafiir die Steuer-ID verwendet werden kann. Ich
konnte mir als Lésung zum Beispiel vorstellen,
dass die Steuer-ID eindeutig in einen anderen
Wert umgeschliisselt bzw. verschliisselt wird, der
vom Biirger nicht nachvollzogen werden kann,
und dass dieser eindeutige Wert dann zur An-
meldung zum Portalverbund des Bundes genutzt
wird. Daraus konnten keine Riickschliisse auf die
Steuer-ID und damit auf steuerlich relevante The-
men gezogen werden.

Es soll keine Zusammenfiihrung von Daten-
bestdnden erfolgen, sondern man kénnte es sich
so vorstellen, dass es eine Art Identitdtspool und
verschiedene Mdglichkeiten der Authentifizie-
rung fiir diesen Portalverbund gibt. Man koénnte
beispielsweise den nPA verwenden, man kénnte
einen Nutzernamen verbunden mit einem Pass-
wort verwenden, man konnte aber auch das
Elster-Zertifikat verwenden. Man fragt dann an
einem Elster-Server an, und es wird zur Bestiti-
gung mitgeteilt, ob eine Authentifizierung erfolg-
reich war oder nicht.

Wiirden Sie Thre These, dass das verfassungs-
widrig und nicht mit dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vereinbar ist, noch aufrecht-
erhalten, wenn man eine solche technische Lo-
sung, eine Um- bzw. Verschliisselung der 1D,
finden wiirde?

Ich bitte zusétzlich auch Herrn Siegel um eine
Antwort auf diese Frage.

Sachverstindiger Jiirgen Henning Miiller (Die
Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und die
Informationsfreiheit (BfDI)): Das wiirde an mei-
ner Einschidtzung im Ergebnis nichts dndern;
denn nach dem jetzigen Stand der Gesetzgebung
diirfen Sie die Steuer-ID gar nicht nutzen. Sie
darf also gar nicht verarbeitet werden, auch nicht
in dem Sinne, den Sie eben beschrieben haben.
Wenn iiberhaupt, dann konnte man auf die Idee
kommen, die Steuer-ID zu anonymisieren und
dann zu verwenden.

Ich muss zugeben, dass ich kein Techniker bin;
aber das, was Sie beschrieben haben, klingt eher
wie eine Verhashung des Ganzen, und das ist in

18. Wahlperiode

Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst

Seite 19 von 36



aller Regel immer nur eine Pseudonymisierung.
Damit ist die Personenbeziehbarkeit wieder gege-
ben, sodass ich mir im Ergebnis - zumindest im
Augenblick - kein Verfahren vorstellen kann, mit
dem das moglich ist; denn Sie haben immer die
erste Hiirde zu iiberwinden, die Steuer-ID tiber-
haupt verwenden zu diirfen, die ja nur zu be-
stimmten gesetzlich festgelegten Zwecken ge-
nutzt werden darf. Ich kann mir im Augenblick
nicht vorstellen, wie Sie mit dem von Ihnen be-
schriebenen Verfahren iiber diese Hiirde hinweg-
kommen wollen.

Sachverstindiger Prof. Dr. Thorsten Siegel (Freie
Universitat Berlin): Ich mo6chte mich dem im
Grundsatz gerne anschlieBen. Ich denke auch,
dass wir an die Grenzen des rechtlich Méglichen
stoBen, wenn keine sichere Verschliisselung mdg-
lich ist. Ob technisch vielleicht abweichende Lo-
sungen moglich sind, mit denen man iiber eine
Pseudonymisierung hinausgehen kann, ist eine
Frage, die an den technischen Sachverstand zu
richten ist, und weniger eine rechtliche Frage.
Ich denke, dafiir gibt es in dieser Sachverstdndi-
genrunde andere Experten, die dazu mdglicher-
weise entsprechend Stellung nehmen kénnen.

Martin Gerster (SPD): Herr Beul3, wenn man sich
Ihre Stellungnahme durchliest, dann sieht man,
dass Sie ein durchaus differenzierteres Bild in
Bezug auf den Entwicklungsstand der digitalen
Verwaltung und das E-Government in Deutsch-
land zeichnen als Herr Dr. Ludewig, den wir an-
fangs gehort haben. Mir kommt bei diesen Stich-
worten sofort unser Personalausweis mit Online-
funktionen in den Sinn. Das ist ja ein Fall fiir den
Bundesrechnungshof und aktuell auch Thema im
Rechnungspriifungsausschuss. Es sind hier hohe
Kosten entstanden, und es gibt nur wenige Nut-
zer, wenige Funktionen und wenige Anbieter. In
Bezug darauf will ich Sie fragen: Wie erreichen
wir es, dass dieser Gesetzentwurf hier eine rich-
tige Balance zwischen der ziigigen Umsetzung
und den Mitbestimmungsrechten von Kommu-
nen und Lindern aufweist?

Bei meiner zweiten Frage, die ich an Herrn
Krcmar richte, geht es mir um seine Erfahrungen
mit bereits vorhandenen Portalverbiinden in
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Norddeutschland. Kénnen Sie uns sagen, wie be-
deutsam oder hinderlich die Vielfalt von Soft-
ware bei den Plattformen ist, wenn es um die
Umsetzung eines Projekts geht?

Sachverstindiger Hartmut Beu (Der Beauftragte
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen fiir In-
formationstechnik (CIO)): Zunédchst zu dem diffe-
renzierten Bild: In der Tat habe ich hin und wie-
der Zweifel an Rankings. Ich weil}, dass das jeder
sagt, der sein Land bei Rankings eher auf den
hinteren Plédtzen findet; aber ich habe gleichwohl
meine Zweifel.

Ich habe versucht, in meiner Stellungnahme vor-
sichtig anzudeuten, dass es in Deutschland
durchaus eine ganze Menge guter und auch wirk-
lich gut angenommener E-Government-Projekte
gibt. Ich habe aber auch deutlich gesagt - das ist,
glaube ich, unser eigentliches Problem -, dass wir
fiir vergleichbare Aufgaben und Herausforderun-
gen zu viele unterschiedliche Losungen haben,
sodass es stark davon abhdngt, welchen Standort
ein Unternehmen hat, welchen Wohnort eine
Biirgerin/ein Biirger hat, ob es iiberhaupt ein An-
gebot gibt, und wenn ja, welches.

Das ist nicht unbedingt effizient und fiihrt natiir-
lich auch nicht dazu, dass E-Government als
Marke in Deutschland bekannt und damit auch
akzeptiert wird. Deshalb glaube ich sehr wohl,
dass es richtig ist, dass wir auch mit der Ande-
rung des Grundgesetzes und mit dem OZG - iiber
Details kann man streiten - versuchen, den Weg
zu forcieren, zu einer starkeren Einheitlichkeit
und Standardisierung zu kommen.

Das Thema Standardisierung ist natiirlich auch
nicht ganz einfach. Das ldauft in der Regel nach
dem Motto: Wir kénnen uns gerne auf einen
Standard einigen, wenn wir meinen nehmen. -
Wenn ich mir anschaue, was im IT-Planungsrat
sowohl zum Portalverbund als auch zum Thema
Digitalisierungsprogramm beschlossen worden
ist, glaube ich aber, dass wir hier in den letzten
Jahren doch Fortschritte gemacht haben.

Zur hinreichenden Mitwirkung von Landern und
Kommunen an dem Gesetzentwurf: Jenseits aller
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verfassungsrechtlichen Fragen, zu deren Beant-
wortung ich mich nicht berufen fiihle, kénnen
wir uns einen Portalverbund ohne die Kommu-
nen - ich sage es ganz offen - meiner Meinung
nach ersparen. Es ist nun einmal so, dass die
wesentlichen Verwaltungsdienstleistungen auf
kommunaler Ebene erbracht werden und dass
das fiir die Biirgerinnen und Biirger, aber auch
fiir die Unternehmen den gréBten Nutzen hat.

Ich verstehe sehr wohl die Sorge der Kommunen
und der kommunalen Spitzenverbédnde, dass das,
was sie in vielen Kommunen des Landes schon
aufgebaut haben, aus ihrer Sicht gefdhrdet ist. Ge-
rade hier liefert der Portalverbund aber eine Ant-
wort. Es geht nicht darum, alles, was es gibt, iiber
Bord zu werfen, sondern darum, die vorhande-
nen Portale intelligent zu verkniipfen, damit die-
jenigen, die Verwaltungsdienstleistungen suchen,
moglichst schnell auf die Seite ihrer Gemeinde,
ihres Landes oder des Bundes kommen, auf die
sie wollen, und das, wie wir immer wieder dis-
kutieren - ich zitiere jetzt den CIO Bund -, nicht
mit 27 Klicks. Das ist auch richtig; denn wenn
wir das nicht tun, dann haben wir ein Riesen-
akzeptanzproblem.

Wir haben heute in der Tat auch ein Akzeptanz-
problem beim neuen Personalausweis; diese
Frage wurde auch gestellt. Das ist ein Henne-Ei-
Problem. Liegt es am Personalausweis, an der
Tatsache, dass man ein Lesegerit braucht, oder
liegt es auch oder vielleicht sogar in erster Linie
daran, dass es zurzeit noch nicht gentiigend -
schon gar nicht flaichendeckend - Angebote gibt,
um mit dem neuen Personalausweis Dienstleis-
tungen nutzen zu kénnen?

Ich bin hier zwar ganz zuversichtlich, glaube
aber, dass der neue Personalausweis erst dann
seinen Durchbruch haben wird und ein Erfolgs-
modell sein wird, wenn es uns gelingt, ihn iiber
Verwaltungsdienstleistungen hinaus anwenden
zu konnen. Auch in der Wirtschaft gibt es An-
wendungsmoglichkeiten, und es gibt auch erste
entsprechende Gespréche.

Natiirlich sind wir auch verpflichtet - das ist nun
einmal wichtig -, uns Gedanken dariiber zu ma-
chen, ob es Alternativen fiir die derzeitige
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Authentifizierung gibt. Wenn Verwaltungsdienst-
leistungen elektronisch erbracht werden, dann
kommt es fast immer dazu, dass sich der Nut-
zer/die Nutzerin verlédsslich identifizieren muss.
Hier gibt es sicherlich auch andere Lésungen, die
aus meiner Sicht zurzeit aber noch nicht so
sicher sind wie der neue Personalausweis. Aber
auch hier wird sich die Technik weiterentwi-
ckeln.

Sachverstidndiger Prof. Dr. Helmut Krcmar
(Technische Universitdt Miinchen): Zur Frage
von Herr Gerster: Es ist eben schon angesprochen
worden, dass es vor allem darum geht, die Inter-
operabilitdt zwischen den Komponenten herzu-
stellen. Das heif3t, es kann durchaus ein Druck
entstehen, Dinge, die man schon hat, verbund-
fahig zu machen. Das sind sozusagen Anlaufkos-
ten, die entstehen konnen. Wenn vorhandene
Komponenten und Losungen verbundfihig ge-
macht werden - wenn sie beispielsweise Authen-
tifizierungsergebnisse mit iibernehmen kénnen -,
dann konnen sie weiterbetrieben werden.

Auf lange Frist kann so natiirlich die Moglichkeit
entstehen, dass man irgendwann einmal andere
Komponenten wihlt, weil sie in anderer Form
angeboten werden. Zunéchst wird Vielfalt aber
nicht eingeschrédnkt, sondern eher erméglicht,
weil ein Interoperabilitdtsstandard festlegt, wie
miteinander gearbeitet wird und welche Daten
ausgetauscht werden kénnen, aber nicht, wie sie
nachher verarbeitet werden. Damit entsteht
durchaus die Moglichkeit, auch im Rahmen eines
Verbundes unterschiedlichster Losungen ver-
schiedene Losungscharakteristika und Funktio-
nalitdten zu liefern.

Eine Aussage noch zum nPA: Die spannende
Frage ist ja, was die Biirger davon abhélt, ihn zu
nutzen. Wenn man sie befragt, dann nennen sie
als Grund vor allem das Nichterkennen von Nut-
zungsmoglichkeiten. Sie wissen, dass es ihn gibt;
aber es wird nicht immer darauf hingewiesen,
welche entsprechenden Méglichkeiten bestehen.
Wenn man die Biirger fragt, was sie nicht davon
wissen, dann sagen sie, dass sie keine Vorstel-
lung davon haben, was sie damit machen kon-
nen.
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Insofern ist das tatsdchlich ein Henne-Ei-Pro-
blem: Warum soll ich eine technische Funktiona-
litédt freischalten und nutzen lernen, wenn ich gar
nicht weil}, was ich damit tun kann? Insofern
wire es ganz wichtig, transaktionale E-Govern-
ment-Angebote zu machen, die es einem medien-
bruchfrei erlauben, die gesamte Kette entlangzu-
gehen. Daneben ist es auch wichtig, gute Losun-
gen in einem Portalverbund nicht abzuschaffen;
vielmehr miissen sie anschlussfihig gemacht
werden - aber auch nicht mehr.

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Meine erste Frage
geht an einen der Vertreter der kommunalen
Spitzenverbdnde. Inwiefern halten Sie die vor-
gesehene Frist von fiinf Jahren zur Errichtung der
Verwaltungsportale, die im Begleitgesetz vorgese-
hen ist, fiir angemessen und auch realistisch?

Meine zweite Frage geht an Herrn Beul. Gibt es
schon erste Abschdtzungen, mit welchen Kosten
fiir die Kommunen in Nordrhein-Westfalen das
Projekt Digitalisierung insgesamt verbunden sein
wird? Sind die fiinf Jahre hier auch schon be-
riicksichtigt, oder glauben Sie, dass das sogar
noch mehr wird?

Sachverstindiger Dr. Helmut Fogt (Deutscher
Stddtetag): Zur Fristensetzung kann ich nur sa-
gen: Das hédngt davon ab, was man macht.

Ich fange einmal beim anderen Ende an: Was bis-
her iiberhaupt nicht thematisiert worden ist -
auch in den Diskussionen nicht, die im Vorfeld
gefiihrt worden sind -, ist die Kostenfrage. Ich
muss hier ausnahmsweise auch den Normenkon-
trollrat nicht ganz von einer kritischen Anmer-
kung ausnehmen. Im Gesetzentwurf steht etwas
zum Aufwand fiir die Umsetzung eines Portal-
verbundes. Ich gehe einmal davon aus, dass man
eine intelligente Vernetzung von bestehenden
Portalen ins Auge fasst, was wir auch fiir richtig
halten. Es ist auf jeden Fall mit erheblichen Kos-
ten verbunden, wenn man einen gewissen Ehr-
geiz entwickelt, dass Angebote vereinheitlicht
werden und Umstellungen stattfinden.

Im Gesetzentwurf gibt es den schénen Begriff
,IT-Komponenten“, der im Grunde sdmtliche
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Bausteine von elektronischen Verwaltungsdienst-
leistungen mit umfasst. Wenn ich versuche, das
alles bundesweit in kommunalen Portalen zu ver-
ankern, dann ist das alles andere als ein Selbst-
laufer. Im Gesetzentwurf steht zu der Kosten-
frage, dass sich das alles durch den Effizienz-
gewinn wieder einspielen lassen wird. Das ist ein
groBes Missverstdndnis. E-Government kostet
Geld, und es kostet nicht nur bei der Einfiihrung
Geld, weil man etwas in die Landschaft stellen
muss, sondern es kostet dauerhaft Geld.

Es gibt einen Multikanalzugang zu den Rathéu-
sern. Ein groBer Anteil der Biirger - im Moment
ist es die ganz iiberwiegende Mehrzahl; es sind
im Minimum 80 Prozent der Biirger - kommuni-
ziert derzeit konventionell mit der 6ffentlichen
Verwaltung, indem sie aufs Rathaus gehen. Daran
wird sich in absehbarer Zeit auch nichts dndern.
In Zukunft miissen wir beide Wege, den konven-
tionellen und den digitalen Zugang, offenhalten.
Zusitzlich zu den konventionellen Angeboten
mit seinen Personal- und Sachkosten - also nicht
anstelle dieser Angebote - miissen wir den elek-
tronischen Zugang aufbauen und zur Verfiigung
stellen.

Das ist in den groBen Stddten schon seit 15 bis
20 Jahren der Fall. Griil Gott Bund und GriiB
Gott Lander: Wir waren die Ersten, die das eta-
bliert haben, und zwar aus eigener Kraft, ohne
Hilfe der Ldander und ohne Hilfe des Bundes.
Diese Angebote, die wir aufgebaut haben, haben
Geld gekostet und kosten heute noch Geld.

Wenn man das ehrgeiziger betreiben will - so wie
es nach dem OZG vorgesehen ist -, dann wird das
betrdachtlich kosten. Wenn man das verwirk-
lichen will, was in dem Gesetzentwurf auch an-
gelegt ist, ndmlich eine bundesweit einheitliche
Struktur und einen einheitlichen Aufbau - bis
hin zur Beriicksichtigung der beriihmten Lebens-
lagen -, dann muss man die stddtischen Portale
reorganisieren und neu aufsetzen. Diese Entwick-
lungen haben Millionen gekostet. Fragen Sie ein-
mal die Stadt Berlin. Dort wurden zwei Anldufe
unternommen. Der erste Anlauf ist krachend ge-
scheitert; in einem zweiten Anlauf wurde dann
mit einem enormen Aufwand das Verwaltungs-
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portal Berlin auf die Beine gestellt. Berlin ist zu-
satzlich Bundesland, sodass es sich in mancher

Hinsicht sogar noch leichter tut. In anderen gro-
Ben Stddten war es nicht anders.

Wenn wir unsere Verwaltungsportale in der
Weise reorganisieren miissten, wie das in diesem
Gesetzentwurf auch angelegt ist, dann wiirde das
Millionen und Abermillionen kosten. Dafiir hat-
ten wir weder das Personal noch die Kapazitéten.
Das ist eine Illusion.

Wenn man uber Fristen und dartiber redet, was
man in fiinf Jahren erreichen kann: Mit finanziel-
lem Einsatz der Ldnder und im Zweifel - ich weil}
es nicht - des Bundes, also jedenfalls nicht nur
der Kommunen, kann man in dieser Frist viel-
leicht eine verniinftige Verkniipfung des Beste-
henden erreichen. Alles andere ist eine Illusion
und auch in zehn Jahren nicht zu verwirklichen.

Sachverstindiger Hartmut Beu (Der Beauftragte
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen fiir In-
formationstechnik (CIO)): Herr Troost, Sie hatten
gefragt, ob es schon Ermittlungen bzw. Schétzun-
gen von Kosten der Kommunen in Nordrhein-
Westfalen gibt. Ich habe die Frage so verstanden:
aus dem OZG.

(Dr. Axel Troost
(DIE LINKE): Ja!)

Nein, die gibt es nicht. Das liegt natiirlich auch
daran, dass die Konturen der Umsetzung des
OZG an manchen Stellen noch unklar sind. Diese
werden zwischen dem Bund und den Liandern in
Arbeitsgruppen erarbeitet. Das fiangt bei der Ar-
chitektur an und hort beim Layout auf.

Hier stimme ich Herrn Fogt zu: Wenn es dazu
kommen sollte, dass alle Portale - auch die vor-
handenen, wohlgemerkt - auf ein einheitliches
Layout umgestellt werden miissen, dann wiirde
das betrdchtliche Kosten verursachen. Ich glaube
aber nicht, dass das nétig ist. Ich glaube nicht,
dass alle Portale das gleiche Layout haben miis-
sen, sondern wichtig ist, dass ich als Unterneh-
men und als Biirgerin und Biirger sehr schnell
dahin komme, wo ich hinwill, wie ich vorhin
schon einmal gesagt habe.
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Insgesamt ist es natiirlich richtig, dass das eine
Aufgabe ist, die, wie die Digitalisierung insge-
samt, zundchst einmal Ressourcen erfordert. Das
haben alle erlebt - der Bund und auch die Lan-
der -, die schon ein E-Government-Gesetz auf den
Weg gebracht und verabschiedet haben und ent-
sprechende Kostenschédtzungen vornehmen
mussten. Dem steht aber durchaus auch etwas ge-
geniiber, und ich wiirde die Effizienzvorteile
nicht ganz kleinreden.

Ich sage es ganz offen: Man kann heute nicht
sagen, dass sie sich auf eine Summe X belaufen
werden. Dass mit der Umstellung auf digitale Ab-
wicklungen - auch auf die zunehmende digitale
Abwicklung von Verwaltungsdienstleistungen -
auch Einspareffekte verbunden sind, wird aber,
glaube ich, nicht ernsthaft bestritten werden kon-
nen. Richtig ist aber - hier hat Herr Fogt absolut
recht -: Das erfordert zunéchst einmal eine Inves-
tition. Uber die Hohe dieser Investition und auch
liber die Kostentragung muss man reden. Wenn
ich das richtig im Kopf habe, ist das auch ein
Thema fiir die Verhandlungen iiber den Bund-
Lénder-Finanzausgleich, die unter anderem auch
Grundlage dieser Gesetzesdnderungen sind.

Richtig ist also, dass Investitionen noétig sind,
und sie sind aus meiner Sicht auch unvermeid-
bar. Auch wenn ich das derzeitige Ranking von
Deutschland - Platz 18 - nicht ganz so hoch hén-
gen wiirde, sind wir uns, glaube ich, einig, dass
Deutschland keinen vorderen Platz beim
E-Government belegt. Wenn wir das d4ndern
wollen, dann miissen wir auch das entspre-
chende Geld in die Hand nehmen. Das ist aus
meiner Sicht schlicht und einfach notwendig.

Anja Hajduk (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Ich
mochte auch noch einmal grundsétzlich fragen,
und meine erste Frage richtet sich an Herrn
Krcmar.

Durch diese Portall6sung wird schon auch ein
Modernisierungsimpuls gegeben. So wie ich es
verstanden habe, wertet die Bundesregierung die
Struktur vom Grundsatz her sehr hoch, auch
wenn es dauern wird. Ich méchte Sie jetzt fragen:
Was genau konnte oder sollte der Bund eigent-
lich durch Verordnung festlegen? Geht es da um
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eine bestimmte Software oder eher um die Ver-
pflichtung zur Nutzung einer vom Bund bereit-
gestellten zentralen Lésung? Ich mochte das vor
dem Hintergrund fragen, wie sich das zum Markt,
zum Vergaberecht und zu der gerade schon ange-
sprochenen Notwendigkeit der Integration von
Losungen, die vor Ort schon vorhanden sind, ver-
hailt. Diese Thematik streift sicherlich auch The-
men wie Dateniibernahmen aus dem Melderegis-
ter oder Ahnliches. Vielleicht kénnen Sie ein
bisschen die Fantasie spielen lassen und deutlich
machen, wo die Verordnungskompetenz des
Bundes insbesondere ansetzen konnte und sollte
und wie verpflichtend dies wire.

Die zweite Frage mochte ich an Herrn Kammer
richten. Es geht mir darum, uns in diesem Zu-
sammenhang querzubiirsten. Warum ist eigent-
lich das gewdhlte Verfahren, dass der Bund mit
Zustimmung des Bundesrates eine Verordnung
erlassen kann, potenziell besser als eine Be-
schlussfassung des IT-Planungsrates? Uns ist
kein Fall bekannt, in dem der Bund und ein paar
Léander eine einheitliche Losung im IT-Planungs-
rat durchsetzen wollten und dann am Wider-
stand anderer Lander gescheitert sind. Deswegen
die vielleicht ein bisschen ketzerische Frage: Wa-
rum sollte der Bundesrat irgendeiner Losung zu-
stimmen, wenn es der IT-Planungsrat nicht auch
gemacht hétte? Wir wiirden gern ein Gefiihl dafiir
kriegen, welches Potenzial aus Threr Sicht in der
neuen Losung liegt.

Sachverstiandiger Prof. Dr. Helmut Krcmar
(Technische Universitat Miinchen): Zu den Mo-
dernisierungsimpulsen: In der Tat ist es so, dass
ein vorhandenes Angebot, wenn es denn genutzt
wird, zu immer weiterer Erneuerung fiihrt. Wenn
man weil}, dass man bestimmte Dienstleistungen
digital abwickeln kann, dann stellt man weitere
Anspriiche, egal wie sie sich weiterentwickeln.

Fur mich ist der zentrale Punkt, dass es bei der
Abstimmung verschiedenster Ebenen notwendig
ist, Interoperabilitdtsstandards festzulegen. Es
kommt erfahrungsgemail nicht so sehr darauf an,
wie gut die Standards sind, sondern darauf, dass
sie iberhaupt erst einmal festgelegt sind, weil sie
einen Rahmen bieten, um neue Losungen zu ent-
wickeln.
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Dann komme ich zu der Frage, was von Bundes-
ebene aus gemacht werden kann. Aktuell gibt es
das schone Stichwort der Komponentenliste. Da
geht es um die Festlegung, welche Komponenten
nach dem technischen Standard genutzt werden
kénnen. Wenn sich auf so einer Liste mehr als
eine Komponente befindet, gibt es schon einmal
eine Auswahl. Wenn sich die Liste oft genug ver-
andert, besteht ein Anreiz, fiir eine bestimmte
Komponente neuere, wettbewerbsfdahigere Tech-
nologien einzusetzen.

Spannend ist dann die Frage: Welche Stelle hat
die Ubereinstimmung mit den Interoperabilitits-
standards festzulegen? Das wire eine Aufgabe,
die tatsdchlich zentral zu erledigen wére, weil es
hier sonst ganz unterschiedliche Zertifizierer
gibe. Eine Aufgabe wire dabei, festzulegen, in
welchen Fillen bestehende Komponenten und
Losungen weiter genutzt werden konnen.

Aus der Verbindung zwischen klar geregelten
Interoperabilitdtsstandards und der Moglichkeit,
Komponenten zu ersetzen, entsteht der Fort-
schritt, weil ein Anreiz besteht, neue Lésungen
zu entwickeln. So entsteht ein Modernisierungs-
impuls; denn vonseiten der Nutzer, also der Biir-
ger, aber auch der Unternehmen - in anderer Hin-
sicht - kommen immer wieder neue Ideen hinzu.
Die Interoperabilitdtsstandards wiirden dann -
dhnlich wie beim Internet - fiir langere Zeit fix
bleiben; aber das, was auf ihrer Grundlage ge-
macht wird, kann sich relativ schnell entwickeln.
Dann ergibt sich aus solch einem Verbund ein
ganz erheblicher Modernisierungsimpuls.

Schauen Sie, wie viele der circa 460 Start-ups,
die auf der letzten CeBIT waren, sich mit
E-Government-Leistungen beschiftigt haben:
Relativ wenige; mir ist kein einziges bekannt.
Konnte man hinsichtlich einer bestimmten, ab-
gegrenzten Komponente im Rahmen gesetzter
Interoperabilitdtsstandards etwas Neues anbieten,
dann entstiinde auf einmal eine ganze Menge
Fantasie im Hinblick auf Neuentwicklungen und
damit ein wesentlich stdrkerer Modernisierungs-
impuls als bei Umsetzung dessen, was wir heute
schon haben. Insofern ist ein relativ kurzer Zeit-
raum fiir die Umsetzung ganz gut, weil dann die
Geschwindigkeit zunimmt.
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Sachverstindiger Matthias Kammer (Deutsches
Institut fiir Vertrauen und Sicherheit im Internet
gGmbH (DIVSI)): Frau Hajduk, als Jurist habe ich
in meiner Studienzeit gelernt, dass man Verfas-
sungsdnderungen sehr behutsam und vorsichtig
angehen sollte, sie also nicht so oft vornehmen
sollte. Was die Bedeutung von IT im Regelwerk
des deutschen Staatsaufbaus anbelangt, haben es
all diejenigen, die in diesem Kontext professio-
nell tdtig sind, durchaus als einen Riesenfort-
schritt empfunden, dass der Artikel 91c¢ vor un-
gefdhr zehn Jahren im Zusammenhang mit der
Foderalismusreform II ins Grundgesetz gekom-
men ist. Wenn man so will, gibt es jetzt die Vor-
stellung, dass mit dem Staatsvertrag eine IT-Ver-
fassung entstanden ist.

Ich habe durch die Erfahrungen, die ich bei der
Griindung von Dataport in Norddeutschland usw.
gemacht habe, gelernt, was Kooperation bedeutet.
Der Foderalismus lebt nun einmal von Koopera-
tion, wenn man vorankommen will. Mit Befehl
und Gehorsam funktioniert da gar nichts; das
bremst eher. Man muss sich vor Augen fiihren,
dass nach dem Staatsaufbau zwar Bund und Lén-
der Verwaltungsaufgaben wahrnehmen, aber die
Kommunen, gerade was die Schnittstelle zur
Kundschaft angeht, eine zentrale Rolle spielen.
Man hat es hier also mit ganz vielen Befindlich-
keiten zu tun, denen man konstruktiv begegnen
muss.

Wir hielten es seinerzeit fiir einen ganz grofen
Fortschritt, dass mit dem Gremium eine Struktur
geschaffen wurde, in der Bund, Lander und Kom-
munen zusammenarbeiten sollten. Eine Tatsache
ist, dass es in der Einschwingphase lédnger ge-
dauert hat, als wir es uns damals erhofft haben.
Ein groBer Fehler war meines Erachtens von An-
fang an, nicht ziigig genug einen Unterbau fiir
den Planungsrat geschaffen zu haben, eine
Agency - oder wie man es nennen wiirde -, die
dafiir sorgt, dass diejenigen, die in dem Gremium
arbeiten, eine eigene, professionelle Unterstiit-
zung erhalten und sie nicht von zu Hause mit-
bringen miissen. Das wird jetzt endlich mit
FITKO usw. geheilt. Das sind mithsame Gebur-
ten; aber das ist typisch fiir unseren Féderalis-
mus.
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Nun kann es der Bund vielleicht hinbekommen,
an der einen oder anderen Stelle voranzugehen;
das sieht dieses Gesetz vor. Wenn der Bund das
aber nicht behutsam macht, sondern einfach aus-
lebt, was er alles tun kann, dann wird er - da bin
ich ziemlich sicher - nicht weit kommen; denn
die Umsetzung muss, wo auch immer, vor Ort
stattfinden. Da niitzt es auch nichts, wenn man
ein Weisungsschreiben bekommt: Setzen Sie jetzt
einmal bitte folgende Komponente ein. - Dann
wiirde mir als Unternehmensverantwortlicher
erst einmal einfallen: Wie passt das tiberhaupt
ins Wettbewerbsrecht? Muss ich jetzt ausschrei-
ben? Kann ich das einfach machen? Wer ist denn
jetzt verantwortlich, wenn ich etwas falsch ma-
che? - Aufgrund all dieser Uberlegungen wiirde
es ewig dauern, bis iiberhaupt etwas passiert. Da-
mit gewinnt man nichts. Wenn man Schwung in
die Sache bringen méchte, kommt es eher darauf
an, dass man bei den Elementen, die das Gesetz
vorsieht, die Kooperation férdert. Einen solchen
Geist atmet das Gesetz aber nicht; es scheint
nicht darauf angelegt zu sein. Das ist das Schwie-
rige dabei.

Ein Zeitziel von finf Jahren fiir den Aufbau des
Portalverbunds - was ist das? Ist das ein Gesetzes-
befehl, wollen wir das jetzt alle machen? Wenn
man nicht alle im Boot hat, dann wird das inner-
halb von fiinf Jahren nichts. Ich erinnere an die
Koalitionsvereinbarung der GroBen Koalition, in
der steht, dass innerhalb von vier Jahren 100 Ver-
waltungsleistungen einheitlich online angeboten
werden sollen. Eine wunderbare Verabredung,
die man getroffen hat. Aber was ist dabei heraus-
gekommen? Nicht so viel. Das wird doch durch
ein Gesetz nicht besser; denn hier muss an vielen
Stellen richtig viel umgesetzt werden.

Was ich in diesem Kontext auch richtig schwierig
finde: Alle, die im IT-Bereich arbeiten, haben ge-
lernt, dass sie sich anstrengen miissen, nachzu-
weisen, dass das, was sie tun, wirtschaftlich ist.
Aber im Gesetz wird einfach unterstellt, es sei
wirtschaftlich. Das kann man tun; aber andere,
die versucht haben, an Geld zu kommen, um eine
Investition titigen zu kénnen, haben andere Er-
fahrungen gemacht. Ich finde es sehr mutig,
wenn man im deutschlandweiten Kontext sagt:
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Diesen Schritt miissen wir jetzt tun, und wir stel-
len gleichzeitig fest, dass das effizient ist. - Eine
ganze Menge Effizienzpotenziale wurde ndmlich
in den letzten Jahren schon gehoben. Es ist nicht
so, dass man in den Verwaltungen noch beliebig
viel sparen konnte.

Letzte Bemerkung dazu: Wenn der Bund vorne-
weggehen will, dann muss er auch ein gutes Bei-
spiel geben. Ich finde nicht, dass die IT des Bun-
des einen Level erreicht hat, der es erlaubt, sie
als Leuchtturm zu bezeichnen.

Vorsitzende Dr. Gesine Lotzsch: Wir kommen
jetzt zur dritten Runde.

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU): Ich habe eine
Nachfrage an Professor Krcmar. Sie haben gerade
von den Interoperabilitdtsstandards gesprochen.
Sie meinten, dass es gar nicht so wichtig ist, wel-
che es sind, sondern dass es darauf ankommt,
dass iiberhaupt welche bestimmt werden. Meine
Frage an Sie ist: Welches Gremium und welches
Verfahren innerhalb dieses Gremiums halten Sie
fiir passend und angemessen, um auf Bundes-
ebene zu solchen Interoperabilitidtsstandards fiir
den Portalverbund zu kommen?

Meine zweite Frage geht an die kommunalen
Spitzenverbdnde. Wir haben in der Anhérung
einen groBen Konsens dariiber, dass sich etwas
verbessern muss; Herr Ludewig hat es am Anfang
beschrieben. Ich habe auch immer den jeweiligen
eGovernment Monitor der Initiative D21 verfolgt.
Demzufolge ist es so, dass die Nutzung von
E-Government-Instrumenten in Deutschland zum
Teil sogar zuriickgeht und dass wir im Vergleich
zu vielen anderen Liandern, zu Schweden, aber
auch zu unseren Nachbarldndern Osterreich und
Schweiz, deutlich zuriickliegen.

Jetzt ist die Frage, was man dagegen tut. Nun geht
der Bund voran, hat das Problem - auch nach oft-
maligen Hinweisen des Normenkontrollrats - er-
kannt und iibernimmt vielleicht die Aufgabe, sol-
che Interoperabilitdtsstandards festzulegen. Die
Stellungnahmen, die wir diesbeziiglich vom Bun-
desrat, aber auch von den kommunalen Spitzen-
verbdnden bekommen, gehen eher in die Rich-
tung, die Rolle des Bundes abzuschwichen, und
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zwar in dem Sinne, dass der Bund den Bundesrat
beteiligen soll und die Kommunen am besten
freiwillig beitreten sollen, aber auch nur dann,
wenn es wirtschaftlich ist usw. Jetzt frage ich
mich: Warum miissten wir, wenn wir all dem fol-
gen wiirden, eigentlich das Grundgesetz éndern?
Auf das, was im Ergebnis iibrig bleiben wiirde,
wenn man sich an den Stellungnahmen orientie-
ren wurde, konnten sich Bund, Liander und Kom-
munen, wenn sie sich einig wéren, auch so ver-
stindigen. Dafiir brduchte man nicht einmal eine
gesetzliche Grundlage, geschweige denn eine
Grundgesetzédnderung.

Jetzt haben wir aber die Chance zur Grundgesetz-
dnderung. Meine Frage ist, was Sie vorschlagen,
um bei dem Thema wirklich voranzukommen.
Gibt es einen Punkt - neben dem uns bekannten
Wunsch, dass der Bund zahlt -, bei dem Thnen
bei dem Bestreben, voranzukommen, geholfen
wire, wenn der Bund zu ihm eine Regelung tréfe
oder einschreiten wiirde?

Sachverstindiger Prof. Dr. Helmut Krcmar
(Technische Universitat Miinchen): Das ist in der
Tat eine schwierige Frage: Welches Gremium soll
einen Standard setzen? Das muss man vielleicht
historisch und zeitlich betrachten. Mit der Ein-
fiihrung des IT-Planungsrates war auch die Hoff-
nung verbunden, dass er seiner Aufgabe gerecht
wird, solche Standards zu setzen. Wenn man
schaut, seit wann es ihn gibt, sieht man, dass er
ein bisschen Zeit gehabt hat. Diese Moglichkeit
der kooperativen Setzung von Standards hat
mehrere Jahre lang bestanden; aber man kam zu
keinen. Insofern ist es - wenn man meinen Kom-
mentar bedenkt, dass es besser ist, iiberhaupt
einen Standard zu haben, als gar keinen zu ha-
ben - schon okay, wenn der Bund jetzt den Stan-
dard setzt. Das mag fiir diejenigen, die keinen
Einfluss darauf haben, betriiblich sein. Aber
wenn der Standard weise gesetzt wird, ndmlich
so, dass er Kooperationen erlaubt und nicht ver-
hindert, dann sollte dieser technische Interopera-
bilitdtsstandard nicht mehr als Gegenstand im
politischen Prozess der Kompromissfindung
wahrgenommen werden, dann sollte es keinen
Handel mehr um Lénge des Datenfeldes und 6ko-
nomische Zuweisungen geben; das kann es ein-
fach nicht sein. Es ist mit Blick auf die Technik
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lediglich eine Setzung, wie Datenaustausch funk-
tionieren soll. Diese Setzung hat per se keinerlei
politische Bedeutung; diese wird ihr dann zuge-
wiesen, wenn die Setzung als Verhandlungs-
gegenstand wahrgenommen wird. Insofern ist
das, was das Gesetz ermdglicht, ndmlich dass der
Bund die Standards zur Gewdhrleistung von In-
teroperabilitdt setzt, auch Ausfluss der Tatsache,
dass sie viele Jahre vorher nicht gemeinsam ge-
setzt worden sind. Man mag jetzt beklagen, dass
einem der Einfluss entzogen wird; aber das muss
ja nicht heifen, dass man nicht wieder in die
Lage der weiteren Kooperation versetzt wird.

Die Alternative wire ja quasi, den IT-Planungsrat
als Institution abzuschaffen. Das hielte ich fiir die
falscheste aller Vorgehensweisen. Wir haben ein
Entscheidungsgremium geschaffen, das einen ho-
hen technischen Sachverstand braucht, um Ar-
chitekturentscheidungen abzuwégen, haben ihm
aber, wie eben schon erwiahnt, keinen Unterbau
mitgegeben. Der Sachverstdndigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
ist mit einem Unterbau versehen. Der ist an die-
ser Stelle auch erforderlich. Gleichzeitig ist es er-
forderlich, dass sich der IT-Planungsrat, wenn er
sich der Aufgabe annehmen méochte, die Frage
stellt: In welchem Umfang muss das gemeinsam
gemacht werden, bzw. wie hoch muss das Quo-
rum bei Mehrheitsentscheidungen sein, wenn
man iiber Interoperabilitdtsstandards und nicht
iiber die Komponenten selbst entscheidet? Da
geht es um das schwierige Austarieren der Gover-
nance-Struktur. Man braucht auf jeden Fall einen
Standard, damit man sich auf seiner Grundlage
weiterentwickeln kann. Man muss ihn moglichst
jetzt setzen, damit sich die Struktur weiterentwi-
ckelt. In Zukunft kommt es darauf an, weitere
Detailspezifikationen wieder gemeinsam festzu-
legen.

Sachverstindiger Dr. Kay Ruge (Deutscher Land-
kreistag e. V.): Ich konnte jetzt den Elfmeter
direkt verwandeln und sagen: Wir halten eine
Grundgesetzdnderung fiir gar nicht erforderlich;
sie geht auch aus unserer Sicht zu weit.

Ich will aber versuchen, konstruktiv anzufangen.
Sie haben gesagt, wir seien uns eigentlich im Ziel
einig, dass wir vorankommen miissen und mehr
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E-Government brauchen. Das sehen auch wir so.
Wir halten es auch fiir richtig, dass es an der
Stelle einen echten Portalverbund - mit Betonung
auf ,,Verbund“ - gibt. Deshalb ist dieser Hinweis
allemal berechtigt: Bis jetzt gibt es kein Bundes-
portal, bis jetzt gibt es nicht in allen 16 Landern
Léanderportale, bis jetzt gibt es aber viele Dut-
zende kommunale Portale, wenn auch - das
wurde schon gesagt - von unterschiedlicher Qua-
litdat. Aber wir haben uns vor Jahren auf den Weg
gemacht, diesem Defizit abzuhelfen, und das un-
ter den von Herrn Fogt und auch von Herrn Kam-
mer angesprochenen fehlenden Finanzierungs-
voraussetzungen.

Wir haben schlicht den Eindruck: Wenn man es
besser machen will, muss man es kommunaler
denken. Bis jetzt sind wir mit Infrastrukturen wie
dem nPA, dem einheitlichen Ansprechpartner
oder De-Mail konfrontiert, die uns alle als selig-
machend verkauft worden sind und die wir alle
als insgesamt wenig zielfiihrend betrachtet ha-
ben, also mit Infrastrukturen, die E-Government
nicht beférdert, nicht vorangebracht haben.

Was wir aus unserer Sicht brauchen, ist - das tra-
gen wir sogar mit - eine héhere rechtliche und
politische Verbindlichkeit. Darauf hinzuwirken,
ist Frau Merkel mit den Ministerprdsidenten ge-
lungen. Es hat massiv an einer politischen Ver-
bindlichkeit gefehlt.

Ich habe auch nichts dagegen, zu einer grund-
sédtzlich héheren Verbindlichkeit im rechtlichen
Bereich zu kommen und zu sagen: Die und die
Verwaltungsverfahren - egal ob es nun 100 sind
oder man sich nur die fiir die Biirger attraktivsten
vornimmt - sind verpflichtend flaichendeckend
elektronisch einzufiihren. Das Kfz-Wesen wurde
in diesem Zusammenhang frither immer als die
Megaanwendung angesehen. Der Weg iiber die
Verbindlichkeit fithrt also dazu, dass man ein
entsprechendes Verfahren hat. Aber wir diirfen
es nicht so schlecht umsetzen wie aktuell beim
nPA; das nutzt kein Mensch. Ich habe dennoch
nichts dagegen, wenn Sie beim Elterngeld und
bei verschiedenen anderen Verfahren eine elek-
tronische Abwicklung verbindlich vorsehen. Das
konnen Sie tun, das halten auch wir fiir richtig;
denn es befordert das Ganze.
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Wichtig ist aber aus unserer Sicht, das Ganze viel
kommunaler zu denken, viel mehr das mitzuneh-
men, was tatsachlich da ist. Insofern stoBen Sie
in unseren Stellungnahmen auf Widerstand, weil
wir die Ausfiihrung und Umsetzung - es geht um
eine echten Portalverbund, eine Verkniipfung
dessen, was bereits da ist - fiir nicht zielfihrend
halten, weil wir es fiir iberbordend halten, weil
es tatsdchlich - auch wenn Herr Vitt gleich wie-
der unruhig wird - zumindest aus unserer Sicht
auch den Geist eines Bundesdachportals atmet,
weil Sie die Zeiten eng setzen und gleichzeitig
alles drinhaben wollen, weil Sie die Wirtschaft-
lichkeit von vornherein ausblenden. In der Ge-
genduberung der Bundesregierung zu der ge-
wiinschten Einschriankung, Dinge nur dann um-
zusetzen, wenn sie wirtschaftlich sind, heilit es,
das sei mit der Regelung hinsichtlich der Geeig-
netheit schon abgedeckt; aber schon juristisch
sind ,,geeignet” und ,,wirtschaftlich” definitiv
unterschiedliche Begriffe.

Im Hinblick darauf, was alles hinsichtlich der IT-
Komponenten vom Bund geregelt werden kann,
weisen auch Wirtschaftsinformatiker darauf hin,
dass eine zu stringente Bestimmung von Stan-
dards, wie sie in § 2 Absatz 6 definiert sind und
auf die ansonsten in vielen Paragrafen Bezug ge-
nommen wird, innovationsfeindlich ist und eher
monopolisierend wirkt. Wir halten also die Aus-
fiihrung in diesem Gesetz fiir nicht richtig, gehen
aber in jeder Beziehung mit, wenn es darum geht,
dass wir das Ganze viel verbindlicher, mit viel
besserer finanzieller Ausstattung und viel groBe-
rem politischen Willen auf allen Ebenen voran-
bringen sollten.

Saskia Esken (SPD): Meine Herren Sachverstin-
dige - ich will das so sagen; es sind alles Herren -,
es ist viel zum Widerspruch im Zusammenhang
mit dem kooperativen Ansatz gesagt worden. Die-
ser Ansatz hat uns zwar geleitet, den IT-Pla-
nungsrat einzurichten und ihn jetzt mit einem
entsprechenden Unterbau zu versehen; aber man-
che Dinge, beispielsweise die Vorgaben zu den
Kommunikationsstandards, wollen wir lediglich
im Benehmen und nicht im Einvernehmen mit
dem Planungsrat umsetzen. Ich denke, Sie haben
in hinreichender Weise darauf hingewiesen, dass

Stenografisches Protokoll 18/102

Haushaltsausschuss

das problematisch ist. Wie kann sich der IT-Pla-
nungsrat unter diesen Umstdnden entwickeln? -
Diese Frage wiirde ich gerne an Herrn Kammer
richten.

Zweitens. Zur Frage der IT-Sicherheit und der
Wettbewerbstauglichkeit im Zusammenhang da-
mit, dass das BMI die Méglichkeit haben soll,
konkrete Hardware vorzugeben, ist genug gesagt
worden. Ich denke, das muss man problematisch
sehen. Insofern geht meine zweite Frage ganz aus
dem bisher besprochenen Themenkreis heraus.
Ich habe der Bund-Lédnder-Vereinbarung mit gro-
Ber Freude eine Verpflichtung zur Verabschie-
dung von Open-Data-Gesetzen auch in den Lan-
dern und zur Einrichtung von Open-Data-Porta-
len entnommen. Das habe ich der bisherigen
Ausgestaltung in Gesetzesform noch gar nicht
entnommen. Ist dieses Vorhaben aufgegeben wor-
den, und wie schitzen Sie es inhaltlich ein? -
Auch diese Frage geht an Herrn Kammer.

Sachverstindiger Matthias Kammer (Deutsches
Institut fiir Vertrauen und Sicherheit im Internet
gGmbH (DIVSI)): Ich fange mal mit dem Letzten
an. Vielen Dank fiir die Frage; auch ich wollte sie
stellen.

Es fallt auf, dass aus der nachtlichen Verein-
barung zwischen der Bundeskanzlerin und den
Ministerprasidenten der Komplex Open Data, der
da angesprochen ist, bisher jedenfalls nicht sicht-
bar in irgendeine Gesetzgebung eingeflossen ist.
Mich wiirde interessieren, ob irgendjemand et-
was dazu sagen kann, warum das so ist. Kommt
das noch? Hat sich der IT-Planungsrat dazu etwas
vorgenommen? Ich weil} es einfach nicht. Ich
fande es schon, wenn es an dieser Stelle weiter-
ginge. Ich komme aus Hamburg und identifiziere
mich sehr wohl mit dem dortigen Transparenz-
gesetz und allem, was damit verbunden ist. Es
macht schon Sinn, in diese Richtung zu gehen;
aber ich finde dazu nichts.

Zur ersten Frage: Es klang eben in den Bemer-
kungen der Vorredner schon an: Wenn so ein
Gesetz, wie es hier aufgeschrieben ist, umgesetzt
wird, kommt es sehr darauf an, dass der Bund in
der Leadership-Rolle, die er hier hat, dafiir sorgt,
dass der IT-Planungsrat dadurch vielleicht sogar
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noch mehr ertiichtigt wird und vorankommt und
nicht auf ein Benehmensgremium reduziert wird.
Denn Benehmen kann man formal handhaben.
Aber man kann vor allem auch das, was zu be-
sprechen ist, zundchst einmal da kldren und es
dann von mir aus im Bundesratsverfahren in eine
Verordnung gieflen; dagegen ist nichts zu sagen.
Aber wenn man die eigentliche inhaltliche Ge-
staltung, um die es hier geht, im Kontext einer
Kooperation von Bund, Ldndern und Kommunen
umsetzt, kann das ein positives Leitbild sein.

Der IT-Planungsrat - Herr Beul3 kann das besser
sagen - hat aber in den letzten Jahren mit Sicher-
heit eine Schwiche gehabt, ndmlich dass er jedes
Jahr einen neuen Vorsitzenden bekommt. Da der
Erfolg beim Agenda Setting im IT-Planungsrat
stark davon abhédngt, wer es macht, gibt es - so-
lange es keinen Unterbau gibt - Bremsspuren,
wenn es nicht gut gemacht wird. Die Frage, wie
man in so einem Gremium Leadership abbildet -
dazu gehort auch Verantwortung fiir die Ergeb-
nisse -, ist eines der Themen, die man auf Grund-
lage dieses Gesetzes positiv entwickeln konnte.
Das kann ein Gewinn sein. Aber, wie gesagt,
Teile des Gesetzes sind so angelegt, dass man von
der Bundesebene aus vermeintlich bis in die
letzte Kommune durchregieren kann. Wenn das
stattfindet, dann wird es im Alltag viel Wider-
stand geben; davon bin ich fest iiberzeugt. Da
dieses Gesetz keine Sanktionen kennt, sondern
eigentlich einen Appell formuliert, wiinsche ich
mir da eher einen konstruktiven Einstieg in die
Nutzung der einzelnen Elemente, die im Gesetz
enthalten sind.

Nehmen wir das Beispiel, dass aus Sicherheits-
griinden der Einsatz konkreter Komponenten vor-
geschrieben werden kann. Zunédchst einmal: Man
darf auf keinen Fall denken, es wiare die Erfin-
dung von Sicherheit im Public Sector, wenn es so
geschihe. Bei Dataport war mir immer daran ge-
legen, irgendwann einmal eine entsprechende
Kennzahl zu bekommen: an die 10 Prozent des
Gesamtumsatzes fiir Sicherheit ausgegeben. - Ich
kenne leider keine Vergleichszahlen und wiére
sehr daran interessiert, zu erfahren, wie es ins-
gesamt, iiber die verschiedensten Einrichtungen
hinweg, damit aussieht; denn Sicherheit kostet
Geld. Wenn hier durch Komponentenbildung
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quasi eine Vorgabe gemacht wird - insofern
wiirde behauptet, dass irgendeine bestimmte Art
von Sicherheit die einzig richtige ist -, dann fiihrt
das zwangsldufig zu einer Konzentration auf we-
nige Produkte, und es wird dadurch bestimmt
nicht billiger. Das kann mdéglicherweise richtig
sein; aber dann muss man zumindest genau wis-
sen, worliber man hier eigentlich jetzt redet,
wenn man so etwas sogar ohne den Bundesrat
und ohne den IT-Planungsrat machen will.

Warum es nun wohl bei dem Thema gebiindelt
werden soll - offenbar gibt es die Erkenntnis, dass
es an einer Stelle eine besondere Kompetenz fiir
Sicherheit gibt -, erschlieBt sich mir nicht. Viel-
leicht glaubt man, dass man in anderen Umge-
bungen, in denen man fiir IT verantwortlich ist,
nichts von Sicherheit versteht, oder es steckt eine
andere Vermutung hinter dieser Regelung. Das
fallt gerade beim Thema Sicherheit auf.

Wenn so etwas ein paarmal passiert, dann wird
wahrscheinlich so ein Gremium, das eigentlich
auf Kooperation angelegt ist, keine richtige Kraft
entfalten, um sich an solch einer Stelle verniinf-
tig und konstruktiv zu beteiligen. Das ist zumin-
dest zu beflirchten, wenn solch eine Vorschrift
richtig konsequent angewendet wird. Deswegen
wiunsche ich mir immer noch, dass das Ganze
einer konstruktiven Orientierung folgt, also der
Bund sagt: Wir gehen voran, wir wollen gerne,
dass bestimmte Dinge erreicht werden, und wer-
den uns dafiir einsetzen, dass die Liander mitzie-
hen.

Einen Punkt wiirde ich gerne noch anmerken, der
bisher zu wenig beachtet worden ist: Wenn man
insgesamt erreichen will, dass E-Government in
Deutschland wahrgenommen wird, dann reicht
es nicht, dartiber zu klagen, dass es zu wenige
oder zu viele Angebote gibt - so wenige sind es
gar nicht. Was der Staat iiberhaupt nicht be-
herrscht, ist, Menschen zu sagen: Wir tun etwas
Gutes, und nun nutzt es auch! - Bis auf eine Pres-
semeldung findet nichts statt, wenn etwas Neues
eingefiihrt wird. Wie sollen Menschen das eigent-
lich erfahren? Ein gutes Marketing, eine gute
Werbung fiir Produkte beherrscht der Staat {iber-
haupt nicht.
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(Bernhard Daldrup (SPD):
Sehr richtig!)

Das ist meines Erachtens eine ganz zentrale
Schwiche, wenn es um die Frage geht: Haben wir
hier eigentlich eine gute Positionierung in
Deutschland oder nicht? Denn vieles, was gut ist,
wird eigentlich gar nicht gut genannt, sondern
rangiert unter ,,ferner liefen“. Dann kommt es zu
den negativen Effekten, die es bei der Wahrneh-
mung von Produkten gibt: Wenn man sie ohne-
hin nicht oft braucht, dann kennt man sie auch
nicht.

Roland Claus (DIE LINKE): Ich habe nur noch
eine Frage zu einer ehrgeizigen Parallelveranstal-
tung, wobei ich jetzt aber nicht weil3, inwiefern
die Sachverstdndigen dazu gearbeitet haben. Ich
will deshalb Professor Ludewig in ordnungspoli-
tischer Hinsicht und die Datenschutzbehérde in
Hinsicht auf den Datenschutz fragen. Es geht mir
um die Modernisierung der Netze des Bundes. Es
findet ja parallel zu dieser Neuordnung der féde-
ralen Beziehungen eine groBfldachige Modernisie-
rung der Netze des Bundes statt. Die von Herrn
Dr. Ludewig konstatierte Heterogenitédt haben wir
ja nicht nur zwischen Bund und Léndern, son-
dern auch zwischen den Ministerien. Wenn man,
wie ich, eine ldngere Weile im Ausschuss arbei-
tet, dann hat man zuweilen den Eindruck, dass
die Differenzen zwischen zwei Ministerien min-
destens die Dimension der Differenzen der poli-
tischen Formationen im Parlament erreichen, um
es vorsichtig auszudriicken. Staatssekretér Vitt
arbeitet an beiden Vorhaben, wir Berichterstatter
auch. Jetzt, da sozusagen die Chance besteht,
dass es etwa zeitgleich ablduft, ist die Frage: Sind
die beiden Vorgidnge ordnungspolitisch - das ist
die Frage an Herrn Ludewig - hinreichend ver-
schrankt, und sind sie es datenschutzrechtlich?

Sachverstidndiger Dr. Johannes Ludewig (Natio-
naler Normenkontrollrat (NKR)): Es gibt einen
Grundsatzbeschluss zur Konsolidierung der
Netze des Bundes aus dem letzten Jahr. Insofern
ist da die klare Linie vorgegeben. Dass es acht
Jahre lang gedauert hat, bis man dazu kam - dazu
kénnte man ein abendfiillendes Programm bie-
ten. Aber man soll ja nicht riickwérts schauen,
sondern vorwirts. Ich gehe davon aus, dass mit
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dem Grundsatzbeschluss, der im letzten Jahr ge-
fasst worden ist, die klare Linie vorgegeben ist.

Dass es schwierig ist, die Vorgédnge zu verschrian-
ken, liegt am bei uns geltenden Ressortprinzip.
Wir sind in der Verwaltung vertikal grundsétz-
lich gut organisiert und horizontal relativ
schlecht. Alles, was {ibergreifend ist, macht
Schwierigkeiten wegen des Ressortprinzips, das -
das sage ich als Okonom - ungliicklicherweise
auch noch Eingang in die Verfassung gefunden
hat. Deswegen kommt man sehr schwer dariiber
hinweg. Ich kann es nur bestétigen, auch aus den
eigenen Erfahrungen in der Bundesregierung: Das
ist schon eine echte Herausforderung.

Aber ich sage noch einmal: Zumindest gibt es
den Grundsatzbeschluss vom letzten Jahr. Herr
Vitt hat hier eine wichtige Rolle zu spielen, ge-
nauso wie der ihn unterstiitzende Finanzminis-
ter. Ich gehe davon aus, dass das in die entspre-
chende Richtung geht.

Wenn Sie gestatten, mache ich eine Zusatzbemer-
kung. Ich méchte unterstreichen, was Herr Kam-
mer vorhin gesagt hat; denn das scheint fiir den
Erfolg der ganzen Sache von ausschlaggebender
Bedeutung zu sein. Egal wie das im Einzelnen in
den Rechtstexten organisiert ist, es muss zu einer
konstruktiven Zusammenarbeit zwischen Bund
und Lindern kommen. Diese kann nur im IT-Pla-
nungsrat stattfinden; das ist die Stelle dafiir. Dass
der Bund sagt, dass es beim Benehmen bleiben
soll, kann man verstehen. Dass sogar zweimal
Zustimmungspflichten eingefiihrt werden, hat
sicherlich Sinn und Verstand. Das dndert aber
nichts daran, dass es von der Sache her, wenn
man zu einem Ergebnis kommen will, zwingend
notwendig ist, dass es zwischen Bund und Lén-
dern bei den Dingen, die nun dargelegt wurden
und bei denen der Bund die Initiative iberneh-
men soll, zu einem konstruktiven Miteinander
kommt. Wenn es dazu nicht kommt, dann wer-
den wir - da bin ich mit Herrn Kammer hundert
Prozent einer Meinung - grofe Schwierigkeiten
haben.

Der IT-Planungsrat muss weiterhin eine wichtige
Rolle spielen. Deswegen ist es so wichtig, dass er
den im Grundsatz beschlossenen Unterbau -
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Stichwort ,,FITKO“ - bekommt. Seit Jahren wird
nun herumgehampelt. Das kénnen wir uns nicht
mehr leisten. Der Planungsrat braucht den glei-
chen Unterbau wie andere Gremien und ein Digi-
talisierungsbudget. Wenn man kein Geld hat, das
klar zugewiesen ist, dann kann man - wie jeder
weil - nur wenig bewirken. Von Bund und Lan-
dern miissen Commitments eingegangen werden.
Das fillt natiirlich schwer. Sie diirfen das aber
nicht Jahr fiir Jahr machen und von der jeweili-
gen Haushaltslage abhédngig machen. Das funktio-
niert nicht. Vielmehr handelt es sich hier um
eine strategische Frage, die man auch strategisch
angehen muss. Wenn es hier keinen kooperativen
Foderalismus gibt, wird es am Ende keinen Erfolg
geben. Ich méchte mich da deutlich der Auffas-
sung von Herrn Kammer anschliefen. Das Ganze
muss iiber den Alltag hinaus strategisch ausge-
richtet sein und zudem mit Geld unterlegt wer-
den. Des Weiteren ist der Wille beider Seiten
wichtig, hier zu Ergebnissen zu kommen und lan-
gerfristige Commitments einzugehen.

Wenn das funktioniert, werden auch die Kommu-
nen mitmachen; denn dann kommt etwas dabei
heraus, und sie konnen etwas verteilen. SchlieB-
lich wollen auch die Kommunen nicht alles
zweimal entwickeln. Die technische Entwicklung
wird vor allem rasant weitergehen. Auch die
Kommunen, die vor vielen Jahren auf ihre Art
etwas gemacht haben, werden vor neuen techni-
schen Herausforderungen stehen. Wenn dann
eine gemeinsame und finanzierte Lésung aus der
Zusammenarbeit des IT-Planungsrates heraus-
kommt, dann werden die Kommunen die Ersten
sein, die sagen: Jawohl, das kénnen wir gebrau-
chen und miissen wir nicht selbst entwickeln. -
Wenn man das konstruktiv angeht, mit Mitteln
unterlegt, und ein klarer politischer Wille da ist,
dann wird etwas daraus. Wenn aber irgendetwas
davon fehlt, dann klappt es nicht, egal was in
den Rechtstexten steht.

Sachverstiandiger Jiirgen Henning Miiller (Die
Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und die
Informationsfreiheit (BfDI)): Herr Claus, ich kann
im Gegensatz zu Herrn Dr. Ludewig zur Beant-
wortung Threr Frage leider nichts Wesentliches
beitragen. Den besagten Beschluss kenne ich
ebenfalls. Mein Haus arbeitet zwar daran mit;
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aber es handelt es um eine andere Abteilung. Ich
personlich habe damit nicht so viel zu tun. Mir
ist bisher zumindest nicht bekannt geworden,
dass es dort nennenswerte datenschutzrechtliche
Probleme gegeben hat. Mehr kann ich dazu ad
hoc leider nicht sagen.

Anja Hajduk (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Vie-
len Dank, Herr Ludewig, fiir Ihr eindringliches
Pladoyer. Wir alle sind Biirgerinnen und Biirger
einer Kommune, eines Landes und des Bundes.
Ich als Biirgerin des Stadtstaates Hamburg bin in
besonderer Weise involviert. Sie haben schon
recht: Diese Reform muss fiir alle beteiligten Ebe-
nen einen Anreiz setzen, im Interesse unseres
Gemeinwesens Fortschritte zu erzielen. Das geht
nur gemeinsam. Mit dieser Reform verpflichten
wir uns alle schon zu einer gewissen Gemein-
samkeit, wenn man es geschickt angeht.

Ich habe folgende Frage an Sie, Herr Ludewig:
Sie haben in Threr Stellungnahme die Investi-
tions- und Betriebskosten auf 1,7 Milliarden Euro
fiir die ersten fiinf Jahre beziffert. Das Einspar-
potenzial belduft sich auf 3 Milliarden Euro. Ich
bitte Sie, die Relevanz dieser Zahlen noch einmal
zu erldutern.

Herr Kammer, Sie weisen in IThrem Statement auf
ein Akzeptanzmanko hin und fordern, gezielt
Mittel fiir WerbemaBnahmen im Zusammenhang
mit der anstehenden Verwaltungsmodernisierung
bereitzustellen. Haben Sie eine Idee, welche Kos-
tengroBen hier angemessen sein konnten?

Sachverstidndiger Dr. Johannes Ludewig (Natio-
naler Normenkontrollrat (NKR)): Die Schéitzun-
gen haben nicht wir, sondern die Gutachter vor-
genommen. Die Fraunhofer-Gesellschaft, an die
wir den Auftrag vergeben haben, hat die Zahlen
zusammengestellt. In Ziffer 6 der Thesen, die am
Anfang des Gutachtens stehen, heilit es, dass die
offentliche Verwaltung insgesamt 13 Milliarden
Euro fiir IT jdhrlich ausgibt. Ausgehend davon
schéatzt man, dass sich die Investitions- und Be-
triebskosten auf 1,7 Milliarden in fiinf Jahren be-
laufen werden, wenn man die 60 wichtigsten
Verwaltungsleistungen optimieren will. Das ist
das Ergebnis der Gutachter, die wir mit ins Boot
geholt haben, weil wir hier keine Experten sind.
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Ich fiige hinzu: Es kommt nicht darauf an, ob sich
die Kosten auf 1,7 Milliarden oder 2 Milliarden
Euro belaufen werden. Es geht nur um den
Grundgedanken, iiber den hier schon einmal dis-
kutiert wurde.

Natiirlich miissen Sie bei IT-Projekten - genauso
wie bei fast jeder anderen Investition - bei den
Ausgaben erst einmal in Vorlage gehen. Der Nut-
zen stellt sich natiirlich erst spéter ein. Die hier
zum Ausdruck kommenden Dimensionen sind,
gemessen an den heutzutage iiblichen IT-Auf-
wendungen, iiberschaubar. Das sollte hier klar
zum Ausdruck gebracht werden. Ob es 1 Mil-
liarde Euro mehr oder weniger ist, ist nicht ent-
scheidend. Es geht hier nur um eine ungefidhre
GroBenordnung. Die eigentlich Aussage lautet:
Wenn der politische Wille da ist, ist das mach-
bar, gemessen an den GréBenordnungen, mit de-
nen wir es sonst zu tun haben. Es kommt allein
auf den politischen Willen an. Dieser war, wenn
man ehrlich ist, in diesem Land viele Jahre nicht
da. Das hat sich nun verdndert. Das ist ein grofer
Fortschritt. Deswegen bin ich zuversichtlich,
dass wir nun auf diesem Weg vorankommen.

Wenn Sie gestatten, noch eine letzte Bemerkung,
Herr Claus. Es wire gut, wenn Sie jedes Jahr die
Bundesregierung nach der Modernisierung der
Netze fragen wiirden - das kann nicht schaden -,
damit der Enthusiasmus auf diesem Weg nicht
erlahmt.

Sachverstindiger Matthias Kammer (Deutsches
Institut fiir Vertrauen und Sicherheit im Internet
gGmbH (DIVSI)): Frau Hajduk, ich habe eine Be-
merkung zu der Akzeptanzwerbung gemacht,
weil mir aufgefallen war, dass zumindest in der
Vorlage dazu nichts steht. Wenn man neue Sa-
chen einfiihrt, gehort eigentlich dazu, dass man
dariiber nachdenkt, wie man die Akzeptanz dafiir
fordert. Das ist sicherlich ein weites Feld, weil
wir uns hier auf der Ebene der Kommunen bewe-
gen. Die Menschen vor Ort miissen jedenfalls ir-
gendwie in Verbindung gebracht werden mit den
Angeboten. Diese Angebote werden im Wesent-
lichen in der kommunalen Landschaft gemacht.
Selbst wenn es einen einheitlichen Verbund gibt,
wird jede Kommune positiv dariiber reden und
dafiir werben miissen; das ist eine richtige

Stenografisches Protokoll 18/102

Haushaltsausschuss

Herausforderung. Zundchst muss man Geld ein-
setzen, um das Personal in den Verwaltungen da-
von zu liberzeugen, dass die Richtung richtig ist
und dass alle mitmachen miissen. Wir haben er-
lebt, dass das bei NPAR nicht geklappt hat, weil
Mitarbeiter der Kommunalverwaltung den Men-
schen gesagt haben, dass sie diese Onlinefunk-
tion gar nicht beno6tigen. Das ist natiirlich keine
besonders gute Werbung fiir die Onlinefunktion.
Aber das hat es gegeben; das habe ich selbst er-
lebt. Ich weil}, dass man hier etwas tun muss. Das
kann durchaus positiv besetzt werden.

Ich nenne als weiteres Beispiel die Behorden-
nummer 115. Das ist ein Kanal, wo man ganz
viele Dinge schnell erledigen kann, wenn er gut
funktioniert. Ich habe aber selten erlebt, dass
diese Nummer aktiv beworben wurde. Wenn man
ein bisschen Geld in die Hand nahme, konnte
man eine riesige Kampagne starten, um diese
Nummer bekannt zu machen. Es ist nicht allzu
schwierig, fiir diese einfache Nummer Werbung
zu machen. Aber das passiert viel zu selten.
Wenn man es tate, wiirde der Traffic auf dieser
Nummer noch stéarker steigen. Das konnte die
Ersterledigungsrate in noch stdrkerem MaBe stei-
gen lassen.

Im Verhiéltnis zum gesamten IT-Aufwand geht es
hier um keine riesigen Summen. Aber den Satz
,Tue Gutes und rede dariber*“ darf man nicht nur
in Pressemeldungen, sondern muss man auch in
Geld ausdriicken.

Sachverstidndiger Dr. Johannes Ludewig (Natio-
naler Normenkontrollrat (NKR)): Darf ich noch
einen Satz dazu sagen? - Bei jedem Gesetz muss
normalerweise das jeweilige Ressort eine Kosten-
schitzung mitliefern. Wir haben als Normenkon-
trollrat beanstandet - das ist unsere Aufgabe -,
dass eine solche Schitzung fehlt. Es ist aber mit
den zustdndigen Ressorts vereinbart worden, bis
Ende April Kostenschdtzungen vorzulegen. Dann
kénnen wir Experten uns noch einmal mit Thnen
in Verbindung setzen und dazu vielleicht noch
genauere Auskiinfte geben.

Vorsitzende Dr. Gesine Litzsch: Jetzt haben wir
noch knapp 20 Minuten Zeit. Wir beginnen noch
eine vierte Runde.
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Thomas Jarzombek (CDU/CSU): Herr Kammer,
Sie haben vorhin gesagt, der Bund habe keine
gute Kompetenz darin, Dinge zu bewerben. Ich
glaube, dass das Bewerben gar nicht das Problem
ist. Vielmehr besteht das Problem darin, dass die
Produkte viel zu kompliziert sind. Die Steuerver-
waltung und die vollqualifizierte digitale Signa-
tur wurden schon als Beispiel genannt. Ich
konnte hier einmal fragen, wer die iiberhaupt
nutzt und wer sich noch im zweiten Jahr daran
erinnert, wie das funktioniert. Ich habe das

zwar - damit gehore ich zu den ganz wenigen -
erstmalig gemacht. Aber nach einem Jahr wusste
ich nicht mehr, wie man es nutzen kann. Bei
De-Mail haben wir das Problem, dass viel zu we-
nige Anwendungen integriert sind. Hier geht es
nur um staatliche Anwendungen. Die Menschen
haben meistens schon beim zweiten Mal verges-
sen, wie es geht, und haben keinen Mehrwert.

Meine Frage an Sie, Herr Kammer, und Herrn

Dr. Ludewig, lautet - dariiber ging die Diskussio-
nen gerade hin und her -, ob es fiir den Erfolg
eines Portalverbunds sehr wichtig ist, dass er
sehr einfach zugénglich ist und dass wir nicht fiir
jede Applikation neue Zugangswege und Zertifi-
kate schaffen, die das Ganze fiir die Menschen
sehr schwierig machen?

Sachverstindiger Matthias Kammer (Deutsches
Institut fiir Vertrauen und Sicherheit im Internet
gGmbH (DIVSI)): Threr letzten Bemerkung, Herr
Jarzombek, stimme ich zu. Das Ganze wird nur
etwas, wenn in diesem Fall Convenience tiber
Sicherheit obsiegt. Natiirlich miissen die Zugédnge
sicher sein. Aber sie miissen vor allem einfach
sein. Sonst werden die Menschen das nicht nut-
zen. Ich gebe Thnen recht: Es macht keinen Sinn,
etwas zu bewerben, woraus man nach dem ersten
Einstieg wieder aussteigt.

Ich bin sehr dafiir - das klang schon einmal an -,
dass wir in Deutschland bei der Nutzung von Zu-
gangsmoglichkeiten zu einer konzertierten Ak-
tion kommen und dass nicht jeder bei seinem
Portal mit eigenen Features seiner Zugangsphilo-
sophie front. Vielleicht sollten wir es noch ein-
mal mit NPAR versuchen. Das sollte dann aber
auch in anderen Bereichen nutzbar sein. Das ist
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bisher nicht gelungen. Ich kann Ihnen nicht sa-
gen, woran es liegt; dafiir bin ich nicht tief genug
in der Materie. Meines Erachtens lohnt es sich
aber, eine kritische Analyse durchzufiihren, um
zu verstehen, warum es damals nicht geklappt
hat, einen gréBeren Verbund zu schaffen. Man
kann einen neuen Anlauf unternehmen.

Gleiches gilt fiir eine sichere Kommunikation mit
der Kundschaft. Wenn es De-Mail nicht sein soll,
dann sollte man dartiiber nachdenken, ob es tiber-
haupt sinnvoll ist, einen Einzelstandard festzu-
legen. Reichen vielleicht nicht auch Zustell-
dienste, die sich an der eIDAS-Verordnung orien-
tieren? Man sollte dann fiir einen breiteren Wett-
bewerb sorgen und das Ganze 6ffnen. Man sollte
zusammen mit anderen Anbietern von Portalen
wie Banken, Versicherungen und Energiewirt-
schaft ein gemeinsames Vorgehen finden. Das
konnte auf jeden Fall dazu fiihren, dass der Zu-
gang zu einem Verwaltungsportal, wenn er in
einem groBeren Kontext abgebildet ist, den Men-
schen leichter fillt, weil sie andere Zugéinge viel
ofter nutzen und so keinen gesonderten Zugang
zur Verwaltung benétigen. Insofern stimme ich
Thnen zu. Aber ich halte viel davon, den Men-
schen dann, wenn es funktioniert, auch zu sagen,
dass sie es nutzen sollen, und dafiir zu werben.
Man wird die Menschen dorthin fithren miissen.
Sonst werden sie dort nicht ankommen.

Sachverstidndiger Dr. Johannes Ludewig (Natio-
naler Normenkontrollrat (NKR)): Ich kann mich
eigentlich nur dem anschlieBen, was Herr Kam-
mer gesagt hat. Man muss sich nur umschauen:
Linder wie Osterreich und Ddnemark haben da-
fiir langst groBe Akzeptanz gefunden. Man sollte
sich anschauen, wie diese Lander das organisie-
ren. Man muss das Rad nicht immer neu erfin-
den. Es ist auch hilfreich, zu schauen, wie das im
privaten Bereich gemacht wird, um méglichst
eine sehr breite Basis zu finden. Es sollten Zu-
gangsmoglichkeiten geschaffen werden, die nicht
nur im Verwaltungsbereich genutzt werden. Das
ist eine Uberlegung wert. Dariiber sollte und
muss man im IT-Planungsrat diskutieren.

Ich halte eine Vorgabe von fiinf Jahren zur Errich-
tung von Verwaltungsportalen fiir sehr wichtig,
damit wir zeitlichen Druck ausiiben kénnen. Wie
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wir alle wissen, kénnen wir auf eine Losung
lange warten, wenn es keinen zeitlichen Druck
gibt. Mein Hauptanliegen ist, das Ganze mdg-
lichst einfach zu gestalten. Wenn wir die Frage,
ob der Nutzer wirklich immer im Mittelpunkt un-
serer Uberlegungen gestanden hat - das wird in
Sonntagsreden immer gefordert -, ehrlich beant-
worten, dann kommen wir zu dem nicht so tiber-
raschenden Ergebnis, dass das nicht der Fall war.
Vielmehr ging es um andere Dinge wie Sicherheit
und Zustdndigkeiten. Wenn wir den Nutzer radi-
kal in den Mittelpunkt stellen und ein paar Start-
up-Unternehmen einbeziehen - diese haben im-
mer sehr gute, kreative Ideen -, kommen wir zu
einer guten, nutzerfreundlichen und einfachen
Zugangsregelung, die mdéglichst noch in anderen
Bereichen Anwendung findet.

Bernhard Daldrup (SPD): Ich mé&chte bei den
kommunalen Spitzenverbdnden nachfragen. Herr
Dr. Fogt, obwohl ich das Geschehen aufmerksam
verfolge, habe ich die Kommunen nicht immer
als Avantgarde der Digitalisierung der Gesell-
schaft und der Dienstleistungen wahrgenommen.
Besser als Land und Bund waren sie auf jeden
Fall. Ich teile Thre Einschdtzung, dass das per-
spektivisch Geld kosten wird. Ich gebe aber zu
bedenken, dass es sich damit wie mit der Vorstel-
lung vom papierlosen Biiro verhalten kénnte, das
letztlich zu viel mehr Papier gefiihrt hat.

Wenn das Vorhaben nicht véllig verworfen wird:
Welche Erwartungen gibt es hinsichtlich der not-
wendigen Konnexitéit, die wir so nicht vorschrei-
ben kénnen? Muss es Evaluationen geben? Wie
kann man neben dem Steuerungsmittel Recht mit
dem Steuerungsmittel Geld bewirken, den kate-
gorischen Widerstand, der in den Stellungnah-
men des Deutschen Landkreistages und des Deut-
schen Stadtetages zum Ausdruck kommt, in eine
Motivationsstrategie miinden lassen?

Professor Krcmar, die Kommunen haben die
Sorge, dass die Vorgaben des Gesetzes zu Zentra-
lisierung und Vereinheitlichung der Verwal-
tungs-IT fiihren - bis hin zu Auswirkungen auf
Rechenzentren - und dass es zu Monopolen und
Abhéngigkeiten kommt. Welche Auswirkungen
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hat es eigentlich auf die Verletzlichkeit der Ge-
sellschaft, wenn sich eine solche Durchorganisa-
tion perspektivisch durchsetzt?

Sachverstindiger Dr. Helmut Fogt (Deutscher
Stddtetag): Zuerst eine Richtigstellung - diese ha-
ben meine beiden Kollegen schon vorgenom-
men -: Wir unterstiitzen die Schaffung eines Por-
talverbundes von Bund, Lindern und Kommu-
nen ausdriicklich und nachhaltig. Portale sind
eigentlich das, was wir im gesamten Bereich der
elektronischen Verwaltungsleistungen den Biir-
gern anbieten wollen. Sie sind der Dreh- und An-
gelpunkt. Wenn ich als Biirger zum Beispiel ein
Problem mit dem BAf6G habe und mich auf einer
kommunalen Seite erst einmal langsam vortasten
muss, um dann, wenn ich herausgefunden habe,
dass der Bund zustdndig ist, auf einem Bundes-
portal weitersuchen zu miissen, dann ist das Un-
fug. So etwas wollen wir in der Tat nachhaltig
verbessern. Wir stellen uns eine intelligente Ver-
kniipfung vor. Das heiBit, dass man, wenn man
bei einem Bundesportal - sofern es denn eines
geben wird - oder einem Landesportal die Suche
begonnen und dann per Link auf ein kommuna-
les Portal weitergeleitet wird, nicht wieder bei
null anfangen muss. Alle groBen Stddte haben auf
ihren Portalen - so ist es gang und gébe - Suchma-
schinen. Wenn man dort das entsprechende
Stichwort eingibt, bekommt man das gewiinschte
Angebot. Das alles ldsst sich so verlinken, dass
man nicht erst beim Portal landet, sondern direkt
beim entsprechenden kommunalen Angebot. Das
alles halten wir fiir verniinftig.

Wir haben gravierende Vorbehalte gegen die
Grundgesetzdnderung und das Ausfiihrungs-
gesetz, weil es liber das Ziel hinausschieBt - das
ist unser Kritikpunkt - und weil es ein Stiick weit
Zentralismus atmet. Hier ist die Rede von Vorga-
ben bei IT-Komponenten und IT-Anwendungen.
Wenn man das genau liest, stellt man fest, dass
alles umfasst ist, was elektronische Verwaltungs-
leistungen ausmacht. Wir lassen uns aus guten
Griinden - verfassungsrechtlich abgesichert - in
unserem konventionellen Verwaltungsverfahren
nicht vorschreiben, wie Verwaltungsleistungen
vor Ort zu erbringen sind. Das m6chten wir uns
auch auf elektronischem Weg nicht vorschreiben
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lassen. Dennoch sind wir bereit, dariiber zu re-
den, welche Anpassungen méglich sind, aber un-
ter Wiirdigung der Kostenfrage, Herr Daldrup.

Ich habe in der Stadt Dortmund miithsam und
ganz alleine digitale Verfahren fiir zwdlf Lebens-
lagen entwickelt, ohne dass mir Bund und Land
geholfen haben. Nun lautet das Stichwort ,,Digi-
tale. Verwaltung. Jetzt“. Ich bin fast vom Stuhl
gefallen, als ich das gelesen habe. Wir haben
schon seit 20 Jahren eine digitale Verwaltung,
und zwar in erster Linie in den Kommunen.
Wenn ich in der Stadt Dortmund etwas mithsam
aufgebaut habe, dann lasse ich mir das nicht ent-
werten, nur weil der Bund meint - das alles steht
in den Arbeitspapieren -, dass ich andere Anwen-
dungen installieren und einer anderen Systema-
tik folgen sollte.

Parallel zu diesem Gesetzesvorhaben lauft seit ge-
raumer Zeit ein Prozess in den Arbeitsgruppen
des IT-Planungsrates. Dort konnen Sie die wil-
desten Positionierungen verfolgen. So sagt das
Bundesinnenministerium einmal, dass das Lay-
out nicht angepasst werden soll. Beim néchsten
Mal heiBt es, ein gleichméBiges Erscheinungsbild
sei wichtig, damit der Biirger einen Wiedererken-
nungseffekt habe. Das eine Mal heilit es, die Le-
benslagen und die Strukturen sollten nicht an-
getastet werden. Ein anderes Mal ist von Verein-
heitlichung die Rede. Wir haben im Zusammen-
hang mit dem vorliegenden Gesetzentwurf die
Sorge, dass es in Richtung Vereinheitlichung
geht.

Dann gilt der goldene Spruch - Entschuldigung,
wenn ich nun trivial werde -: Ohne Moos nix
los! - Das gilt grundsétzlich. Das ist keine Frage
nur des Werbeetats. Bei der Einfiithrung des elek-
tronischen Personalausweises hat man den Biir-
gern ein Auto mit einem Lenkrad, aber ohne Ré-
der geliefert. Die Rdder wiren das Lesegerit ge-
wesen. Damals wurde auch ausgerechnet, was es
kosten wiirde - einschlieBlich Skaleneffekte -,
bundesweit den Biirgern zusammen mit den Per-
sonalausweisen Lesegerdte mitzuliefern. Aber tat-
sdchlich sind keine Gerite ausgeliefert worden.
Gegenwdirtig weill der Biirger nicht, wohin er die
Karte stecken soll.

Stenografisches Protokoll 18/102
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So dhnlich verhilt es sich auch mit dem nun in
Rede stehenden Portalverbund. Man kann nicht
frohlich behaupten - das hat der Normenkontroll-
rat zum Teil leider quergeschrieben -, dass das
alles nichts kostet. Dann ist die Rede von einem
Einsparpotenzial in Héhe von 700 Millionen
Euro. Ich bestreite nachhaltig, dass elektronische
Verwaltung kostenlos ist. Sie verursacht Zusatz-
kosten, und zwar nicht nur bei der Einfiihrung,
sondern dauerhaft. Im Gesetzentwurf heilit es
unter ,Erfillungsaufwand der Verwaltung*:

Der Portalverbund verpflichtet die
Verwaltung, neue Systeme und
Schnittstellen einzufiihren ... Bis-
her nicht digitalisierte Verwal-
tungsleistungen miissen online
verfiigbar gemacht werden.

Wenn man das selbst in der kleinsten Gemeinde
umsetzen will, dann hat das bundesweit einen
Milliardenaufwand zur Folge. Ich bin gespannt,
wie sich die Lander - Nordrhein-Westfalen sitzt
mit am Tisch - dazu verhalten werden, wenn wir
sagen, was das tatsdchlich kosten wird. Bei uns
hat bislang niemand eine Kostenschitzung abge-
fragt. Das hétte man durchaus machen kénnen.
Eine Dreitagesfrist wire sicherlich zu knapp ge-
wesen. Aber wir wiren imstande, innerhalb von
vier bis sechs Wochen darzulegen, was uns das
bislang gekostet hat und was eine Reorganisa-
tion - in welchem Umfang auch immer - kosten
wiirde. Wir reden hier von einem Milliardenauf-
wand. Herr Brandl, es tut mir leid, aber wir wer-
den missverstanden. Wir sind nicht gegen dieses
Vorhaben. Wir sind gegen dieses Gesetz, weil es
einem Milliardenaufwand, der den Kommunen
beim Vollzug dieses Gesetzes entsteht, Tiir und
Tor offnet.

Sachverstidndiger Prof. Dr. Helmut Krcmar
(Technische Universitat Miinchen): Herzlichen
Dank fiir die Frage, ob dadurch die Verletzlich-
keit der Gesellschaft zunimmt. Das beruht viel-
leicht auf der Annahme, dass alle Verwaltungs-
leistungen in einem einzigen Rechenzentrum er-
bracht werden. Man wird vielmehr abwégen
miussen, an wie vielen Stellen Rechenzentren,
Rechenkapazitdt und Speicherkapazitit vorgehal-
ten werden miissen, um einen geeigneten Kom-
promiss aus Nutzung der Skaleneffekte nicht nur
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"

auf der Hardwarebeschaffungsseite, sondern auch
auf der Betriebsseite und der Betriebs-Know-
how-Seite sowie Sicherheit und Nichtangreifbar-
keit zu erzielen. Es ist nicht davon auszugehen,
dass man alles auf eine einzige und entsprechend
angreifbare Stelle konzentrieren wird. Das ist vor
dem Hintergrund zu sehen, dass heutzutage sehr
viele unterschiedliche Stellen vorhanden sind,
die in einer durchaus sicherheitskritischen Um-
gebung versuchen, Rechenzentrumsleistungen zu
erbringen. Nicht alles ist so sicher, wie man es
sich wiinscht. Noch ist aber das Know-how vor-
handen, fiir alle kiinftigen Angriffe entsprechend
gewappnet zu sein. GroBere Zentren sind sicher-
lich eher in der Lage, die notwendigen Sicher-
heitsinvestitionen zu tétigen, um Daten und Ver-
fahren zu schiitzen.

Ein weiteres Element ist die Wirtschaftlichkeit
der IT-Verfahren. Es kann durchaus sein, dass die
Verfahren, die eine Gemeinde oder eine Stadt fiir
die Lebenslagen ihrer Biirger entwickelt hat, er-
neuert werden miissen. Die entscheidende Frage
ist, wie man mit den Erneuerungsinvestitionen
umgehen soll. Man darf nicht vergessen, dass die
Verfahren, die man sich vielleicht vor fiinf Jahren
ausgedacht hat, wieder auf den neuesten Stand
gebracht werden miissen. Wenn die Biirger der
Meinung sind, dass es zwar wirtschaftlich ist,
aber dltlich aussieht, dann wird die Vorstellung

Dr. Gesine Lotzsch, MdB
Vorsitzende
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implementiert, dass auch die Verwaltung &ltlich
ist. Ein Modernisierungseffekt stellt sich dann
nicht ein. Aus meiner Sicht bedeutet das mit-
schwingende Element der Konzentration nicht,
dass der Fortschritt auf einmal behindert wird.
Wenn die Interoperabilitét ausreichend ist, neue
Komponenten stdndig integriert werden und die
Erneuerung der technischen Infrastruktur, die
viel schneller verlauft, als man es sich wiinscht,
gemeinsam finanziert wird, dann ist das aus mei-
ner Sicht ein grofier Vorteil. Die Digitalisierung
verlduft schlieBlich nicht langsamer, nur weil die
Finanzierungshaushalte der Kommunen das
nicht mittragen. Vielmehr verlangen die Biirger
eine Digitalisierung. Das ist eine Frage des Staats-
gefiihls,

Vorsitzende Dr. Gesine Lotzsch: Vielen Dank. -
Die Linke verzichtet auf weitere Fragen. Auch die
Griinen verzichten. - Unsere Zeit ist auch so gut
wie abgelaufen.

Ich bedanke mich recht herzlich bei den Sachver-
stdndigen fiir ihre Zuarbeiten und die miind-
lichen Aussagen sowie bei den Kolleginnen und
Kollegen. Auf Wiedersehen.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 15.56 Uhr)
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Zusammenstellung
der schriftlichen Stellungnahmen,
die dem Haushaltsausschuss zu seiner 6ffentlichen Anhoérung

am 27. Marz 2017 auf Anforderung

zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Grundgesetzes
(BT-Drs. 18/11131) und zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des
bundesstaatlichen Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur

Anderung haushaltsrechtlicher Vorschriften (BT-Drs. 18/11135)

- Thema: Digitalisierung -

zugeleitet wurden.

e Hartmut Beul}
Der Beauftragte der Landesregierung Nordrhein-
Westfalen fiir Informationstechnik (CIO)

e Matthias Kammer
Deutsches Institut fiir Vertrauen und Sicherheit
im Internet (DIVSI)

e Prof. Dr. Helmut Krcmar
Technische Universitat Miinchen

¢ Dr. Johannes Ludewig
Vorsitzender des Nationalen Normenkontrollrates

¢ Jiirgen Henning Miiller
Die Bundebeauftragte fiir den Datenschutz
und die Informationsfreiheit (BfDI)

e Univ.-Prof. Dr. Thorsten Siegel
Freie Universitdt Berlin

¢ Deutscher Landkreistag und Deutscher Stidtetag

¢ Deutscher Stidte- und Gemeindebund


verpriegnihe
Ausschussstempel


Ministerium fir Inneres und Kommunales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Ministerium far Inneres und Kommunales NRW, 40190 Dusseldorf

Per E-Mail

Dr. Gesine Létzsch '
Vorsitzende des Haushaltausschusses des
Deutschen Bundestages

10557 Berlin

Anhoérung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages
zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Grundgesetzes
(Drucksache 18/11131) und zu dem Entwurf eines Gesetzes zur
Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichsystems ab
dem Jahr 2020 und zur Anderung haushaltsrechtlicher Vorschriften
(Drucksache 18/11135) am 27.03.2017; Thema ,,Digitalisierung*

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

zu dem in der Anhérung am 27.03.2017, 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, zu
erérternden Thema ,Digitalisierung® beschrédnke ich mich in  der
nachfolgenden Stellungnahme auf einige Kernpunkte:

1. Ausgangslage: Digitale Verwaltung und E-Government in
Deutschland
Deutschland ist nach meiner Einschatzung im Bereich der digitalen
Verwaltung und des E-Government besser aufgestellt als manche
Publikationen und ,Rankings® vermuten lassen. Es gibt auf allen
Ebenen eine Vielzahl von guten und - von Blrgerinnen, Birgern und
Unternehmen - gut angenommenen E-Government-Anwendungen.

Richtig ist aber, dass sich die E-Government-Landschaft wie auch die
zugrunde liegende IT-Landschaft in Deutschland Uber viele Jahre
wenig koordiniert entwickelt hat. Fir vergleichbare oder gar gleiche
Aufgaben sind unterschiedliche Lésungen und Anwendungen im
Einsatz. FUr Burgerinnen, Birger und Unternehmen gibt es kaum
Angebote, die sie - unabhangig von Wohnsitz oder Standort - in
gleicher Weise nutzen kénnen. Dies ist das wesentliche Defizit.

2. Konsequenzen ‘
Deutschland braucht in Sachen Digitalisierung und E-Government
deutlich mehr Abstimmung, Standardisierung und arbeitsteilige
Kooperation. Dieser Befund ist nicht neu, es gilt aber, aus der
Diagnose die richtige Therapie abzuleiten. Der IT-Planungsrat hat
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sich im vergangenen Jahr - unabhangig von den laufenden
Gesetzgebungsverfahren auf Bundesebene - hierzu auf zwei
wesentliche Malnahmen verstéandigt: Zum einen auf ein
Digitalisierungsprogramm, dessen Ziel die Standardisierung von
ausgewahlten E-Government-Anwendungen ist, zum anderen auf die
intelligente Verknlpfung vorhandener Serviceportale. Ziel dieses
Portalverbundes ist, Burgerinnen, Birgern - und Unternehmen
ebenenibergreifend einen schnellen und einfachen Zugriff auf
Informationen Uber alle (elektronische) Verwaltungs-dienstleistungen
zu ermdglichen und - dort, wo das mdglich ist - die elektronische
Abwicklung von Verwaltungsdienstleistungen einzuleiten. Dies sind
nach meiner Einschatzung richtige und wichtige Schritte, E-
Government in Deutschland deutlich nach vorne zu bringen. Daneben
bedarf es aber selbstversténdlich erheblicher weiterer Anstrengungen
auf allen Ebenen, um die konkreten Angebote flr elektronische
Dienstleistungen auszubauen. Die bestehenden E-Government-
Gesetze im Bund und in den Landern zeigen aber, dass der
Handlungsbedarf erkannt ist. :

. Zu den Gesetzentwiirfen des Bundes

-a) Gesetzentwurf zur Anderung des Grundgesetzes (Art. 91 c)
Hier kann ich mich kurz fassen: Der neu eingeflgte Art.91¢c Abs. 5
GG (,Der ubergreifende informationstechnische Zugang zu den
Verwaltungsleistungen von Bund -und Landern wird durch

- Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates geregelt.”) ist die
verfassungsrechtliche Grundlage far das sog.
Onlinezugangsgesetz (s. lit. b), dessen Ziel wiederum der Aufbau
eines Portalverbundes ist. Insofern ist die vorgesehene Erganzung
des Grundgesetzes zu begrifien.

b)Art. 9 des Gesetzentwurfes zur Neuregelung des
bundesstaatlichen Fihanzausgleichs (Onlinezugangs-gesetz)

Der Bundesrat hat zu Art. 9 des Gesetzentwurfs umfassend .

Stellung genommen. Ich mdchte mich auf zwei Punkte
konzentrieren:

o Verpflichtende Einbindung der Kommunen in ‘den
Portalverbund

Zu den verfassungsrechtlichen Aspekten, insbesondere zu der’

kontrovers  behandelten  Frage, ob das Aufgaben-
Ubertragungsverbots nach Art. 84 Abs. 1 GG einer rechtlich
verpflichtenden Einbindung der Kommunen entgegen steht,
méchte ich mich angesichts fehlender eigener Expertise nicht
aulern. Aus ,digitalisierungsfachlicher* Sicht bin ich davon
Uberzeugt, dass ‘der angestrebte Portalverbund ohne die

24, Méarz 2017
Seite 2 von 3




Einbindung der kommunalen Serviceportale seine Ziele nicht
erreichen kann.

e Zur Verordungsermachtigung nach § 5 Satz 1 0Z2G
§ 5 Satz 1 OZG erméchtigt das Bundesministerium des Innern,
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates
die zur Gewahrleistung der [T-Sicherheit erforderlichen
Standards festzulegen. In § 5 Satz 3 ist zudem verankert, dass
von den in einer solchen Rechtsverordnung getroffenen
Regelungen durch Landesrecht nicht abgewichen werden kann.

Hier muss nach meiner Auffassung eine Anderung des
Gesetzentwurfes ~ dahingehend  erfolgen, dass eine
Rechtsverordnung des Bundes der Zustimmung des
Bundesrates bedarf. IT-Sicherheits-Standards betreffen die IT-
Architektur und IT-Prozesse unmittelbar und nachhaltig.
Deshalb missen die Lander bei der Formulierung und
Verabschiedung solcher Standards zwingend beteiligt sein. Das
in der Gegendullerung der Bundesregierung wiederholte 24 Mg 2017
Argument, bei aktuellen Sicherheitsbedrohungen misse die die  seite 3 von 3
Anpassung von IT-Sicherheitsstandards zeitnah und deshalb
ohne Beteiligung des BR erfolgen, ist nicht Gberzeugend:

Eine aktuelle Sicherheitsbedrohung erfordert tatsachlich
schnelles 'Handeln, d.h. schnelle Information an alle
abgestimmte Maflnahmen wie evtl. Abschalten der Systeme
bzw. der Internetzugénge u.d. Einer aktuellen Bedrohung
begegnet man nicht durch Erlass einer Rechtsverordnung, denn
das dauert - auch ohne Beteiligung - des BR zu lange. Eine
Rechtsverordnung muss die Sicherheitsstandards regeln,
vielleicht auch schon einen MafRnahmenkatalog vorsehen, wie
auf bestimmte Bedrohungssituationen reagiert werden soll; weil
diese Standards/Regelungen auch die Lander betreffen, muss
der BR beteiligt werden.

Mit freundlichen GriiRen

/9 |

(Hartmut Beul3)
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20149 Hamburg
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Hamburg, 23. Marz 2017

Stellungnahme im Rahmen der Expertenanhorung des Haushaltsausschusses des
Deutschen Bundestages zum OZG-Entwurf

Sehr geehrte Damen und Herren,

besten Dank fir die Einladung zur Expertenanhérung des Haushaltsausschusses am

27. Marz 2017 zum Themenkomplex Digitalisierung.

In meiner schriftlichen Stellungnahme mdchte ich mich auf die Frage konzentrieren, wie
der angestrebte Portalverbund aus Sicht der Bevdlkerung in Deutschland wahrgenommen

werden wird.

Es fallt auf, dass in der Begriindung des Gesetzentwurfs das Interesse der Blirgerinnen
und Burger an einem Portalverbund und an der angedachten Kommunikation zwischen
ihnen und dem Staat Uber ein Servicekonto bzw. per Mail eher normativ unterstellt wird.

Eine empirische Grundlage dafur wird nicht aufgezeigt.

Die Bitte um Mitwirkung in der Expertenanhérung hat DIVSI zum Anlass genommen, zum
Themenkomplex ,Kommunikation von Unternehmen und Staat mit den Kunden bzw.
Birgern zu personlichen Angelegenheiten tber Online-Postfacher bzw. per E-Mail“ eine
reprasentative Umfrage mit dimap durchzufiihren. Die Erhebung fand am 1. und 2. Marz
2017 statt, die Ergebnisse sind angefiigt. Zwei Kernaussagen lassen sich wie folgt

zusammenfassen:

Deutsches Institut fir Vertrauen und Sicherheit im Internet (DIVSI)
Mittelweg 110B + 20149 Hamburg < Telefon +49 (0) 40 226 36 98 98 + Fax +49 (0) 40 226 36 98 93 + info@divsi.de * www.divsi.de
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* Die Zustellung von Dokumenten und Informationen uber ein Online-Postfach bzw.
per Email halten 54 % der deutschen Bevolkerung fiir sehr schlecht/eher schlecht.
* 63 % Prozent sind bei einer elektronischen Zustellung um die Sicherheit ihrer

personlichen Daten sehr besorgt/eher besorgt.

Eine breite Akzeptanz scheinen staatliche Dienstleistungen, die Uber Portale vermittelt
werden, bei den Burgerinnen und Birgern erst mal nicht zu finden. Jedenfalls gilt dies fur
den kommunikativen Anteil an der Dienstleistungserbringung, sofern dafir das
Online-Postfach des vorgesehenen Servicekontos oder auch E-Mail verwendet werden

soll.

Wie so oft haben wir es auch hier mit einem deutlichen Gegensatz in der Bevolkerung zu
tun. Deshalb kénnte man sich zunachst darauf konzentrieren, das Angebot auf diejenigen
auszurichten, die eine digitale Kommunikation zwischen Staat und Blrgern positiv sehen.
Allerdings ist die Grofienordnung der Ablehnung dieser Art der Kommunikation zu hoch,

als dass sie m.E. einfach ignoriert werden darf.

Angesichts des ausgebliebenen Erfolgs friherer Mallnahmen des Staates, die auch eine
sichere digitale Kommunikation unterstiitzen sollten (z.B. nPA, Einheitlicher Ansprechpart-
ner, De-Mail), liegt m.E. die Frage auf der Hand, welche Nutzung der angestrebte Portalver-
bund durch die Bevdlkerung erfahren wird. Aus der Gesetzesbegriindung ergibt sich kein
Mengengerust, an dem festgemacht werden kdnnte, ab welcher Nutzungszahl von einem
Erfolg geredet werden kann. Dass das Vorhaben technisch mdglich ist, steht auer Frage.
Aber das allein kann noch kein Erfolgskriterium sein. Woher also kénnte die Hoffnung
kommen, dass diese angestrebte Malknahme in absehbarer Zeit auch eine nennenswerte
Nutzungsfrequenz seitens der Bevolkerung erfahren wird? Ich habe dafiir keine Anhalts-

punkte gefunden.

Fir einen Erfolg des Portalverbundes wird es darauf ankommen, auf allen Ebenen des
Staates und der Kommunen die digitale Nutzung angebotener Dienstleistungen aktiv zu
bewerben und durch deren Nutzung positive Erfahrungen der Birgerinnen und Blrger zu

generieren.
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Unsere aktuelle Umfrage bestatigt nicht, dass Online-Postfacher die richtige MalRnahme
sind. Das Nutzungskonzept ist von einer generellen Umkehrung des Zustellungsprinzips
von wichtigen Verwaltungsentscheidungen gekennzeichnet. Besteht bislang eine ,Bring-
schuld® des Staates, wird mit dem Online-Postfach eine faktische ,Holschuld® der Adres-
saten von Behordenentscheidungen eingeflhrt. Der gréRere Teil der Bevolkerung will das

nicht.

Die Alternative, von Seiten des Staates zur Kommunikation mit den Birgerinnen und
Birgern eine sichere E-Mail gleichsam zu penetrieren, blieb bisher erfolglos. De-Mail
erfahrt keine Aufmerksamkeit. Dennoch und m.E. erstaunlicherweise wird De-Mail in

§ 8 Abs. 2 des OZG-Entwurfs, wie in anderen Gesetzen, wieder explizit erwahnt. Die
Erfahrung zeigt aber doch: Fur die Vermarktung eines Produktes ist dessen Erwahnung in
einem Gesetz unerheblich. Es ist m.E. eher ungewohnlich, ein konkretes Produkt in ein

Gesetz zu schreiben.

Fahigkeiten des Staates, seine digitalen Angebote aktiv und vertrauenserweckend zu
bewerben, wurde jedenfalls in der Vergangenheit nicht unter Beweis gestellt. Aus der
Gesetzesbegriindung ergibt sich leider nicht, welche Werbe- und Vermarktungsmafnah-
men fur den kinftigen Portalverbund vorgesehen sind. Auch scheinen Haushaltsmittel fur

auf langere Zeit angelegte Werbemaflinahmen nicht veranschlagt zu sein.

Es bleibt weiterhin eine ernsthafte und m.E. auch erfolgversprechende Alternative, statt
der Einfuhrung der ,Holschuld® fur wichtige staatliche Dokumente eine Kommunikations-
infrastruktur einzufiihren, mit der die bisherige ,Bringschuld” an die vom Nutzer genannte
digitale Adresse sicher erfillt werden kann. Zustelldienste nach der elDAS-Verordnung
werden in § 8 Abs. 2 des OZG-Entwurfs zu Recht erwahnt. Eine grof3e Verbreitung
solcher Zustelldienste wird der Staat allein nicht bewirken kdnnen. Hierfur ist eine kraft-

volle konzertierte Aktion von Staat und Wirtschaft erforderlich.

Generell muss dieser Portalverbund aus Sicht der Bevdlkerung auch vor dem Hintergrund
gesehen werden, dass sich die Menschen im digitalen Zeitalter immer mehr Portalen
gegenulber sehen, deren Betreiber auf diesem Weg mit den Nutzern in Kontakt treten. In
diese Reihe will sich nun auch der Staat mit dem Portalverbund einordnen. Nicht unter-

schatzt werden sollte dabei das aufwachsende Risiko, dass die Menschen angesichts der

DIVSI — Deutsches Institut flir Vertrauen und Sicherheit im Internet 3/4



& DIVSI

Vielzahl von Portalen, denen sie sich gegeniiber sehen, den Uberblick verlieren kénnen.
Far viele normale Nutzer wird das staatliche Portal nach meiner Auffassung keine hohe

Besuchsfrequenz erfahren - um es zurlickhaltend zu formulieren.

Ungeachtet dessen kann der Portalverbund jedoch grof3e Bedeutung fur die Transaktio-
nen zwischen Wirtschaft und Staat gewinnen sowie fir den Datenaustausch zwischen
den Behorden in Deutschland. Es kdnnte daher Sinn machen, sich zunachst darauf zu

konzentrieren, wenn man nennenswerten ,traffic* generieren will.

Zur im OZG-Entwurf gewahlten ,Architektur” dieses Gesetzes im Verhaltnis zu dem in der
Geschichte des Grundgesetzes noch jungen IT-Planungsrat, zu Fragen der Kooperation
im Foderalismus und zur Notwendigkeit, vorrangig interoperable Losungen zu implemen-
tieren werde ich mich vor dem Hintergrund meiner friheren beruflichen Verwendungen als
Senatsdirektor der Freien und Hansestadt Hamburg und als Vorstandsvorsitzender von

Dataport in der Anhérung mindlich duBern.

Mit besten Grifden
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Umfrageergebnisse
»Elektronische Dokumentenzustellung”

Reprasentative dimap-Umfrage ab 14J. 01.-02.03.2017

Ergebnisse vom 03.03.2017
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Vertrauen und Sicherheit im Internet



Methode

Grundgesamtheit:

Stichprobe:
Erhebungsverfahren:
Fallzahl:
Fehlertoleranz:
Erhebungszeitraum:

Durchgefuhrt von:

" bei einem Anteilswert von 5%
2pei einem Anteilswert von 50%

Bevolkerung in Deutschland ab 14 Jahren
Reprasentative Zufallsauswahl/Dual-Frame
Telefoninterviews (CATI)

1.003 Befragte

1,41" bis 3,122 Prozentpunkte

1. bis 2. Marz 2017

dimap
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Nun eine Frage zur Zustellung von Dokumenten und Informationen:
Viele Unternehmen und Behorden stellen wichtige Dokumente und Informationen den Kunden und Burgern
per E-Mail zu oder hinterlegen sie in einem eigenen Online-Postfach, in dem man sie dann abrufen kann.

Halten Sie diese Art der Zustellung von Dokumenten und Informationen fur ...?

Sehr gut Eher gut Eher schlecht Sehr schecht Sehr gut / eher gut Sehr schlecht / eher
schlecht

Fehlende Werte zu 100 Prozent: Weil} nicht/Keine Angabe
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Wenn Ihnen Unternehmen und Behorden wichtige Dokumente und Informationen elektronisch zustellen,

sind Sie dann um die Sicherheit Ihrer personlichen Daten ...?

63
! 38 H
8

Gar nicht besorgt Eher nicht besorgt Eher besorgt Sehr besorgt

Gar nicht besorgt / Eher nicht  Sehr besorgt / Eher besorgt
besorgt

Fehlende Werte zu 100 Prozent: Weil} nicht/Keine Angabe
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Frage 1

nach Ost/West, Alter, Geschlecht, Schulabschluss, Einkommen

Nun eine Frage zur Zustellung von Dokumenten und Informationen:

Viele Unternehmen und Behorden stellen wichtige Dokumente und Informationen den Kunden und Burgern
per E-Mail zu oder hinterlegen sie in einem eigenen Online-Postfach, in dem man sie dann abrufen kann.
Halten Sie diese Art der Zustellung von Dokumenten und Informationen fur ...?

In Prozent Deutschland Alter in Jahren Geschlecht Schulabschluss Mtl. Haushaltsnettoeinkommen
in Euro
Haupt-/ Mittlere Abitur/ 1.500€
Volks- Reife/ Fachhoch- bis unter 3.000€
Gesamt Ost 14-34 35-49 50-64 65+ Mannlich | Weiblich schule POS schulreife 3.000€ und mehr
Basis 1.003 795 208 265 225 259 254 486 517 230 425 283 160 357 297
Sehr gut 9 9 11 16 9 10 3 12 7 5 9 13 9 11 10
Eher gut 32 32 31 46 32 28 19 35 28 24 27 39 20 32 39
Eher Schlecht 34 35 29 26 32 38 38 29 37 37 36 31 39 32 34
Sehr schlecht 20 19 21 9 23 21 28 18 22 24 23 13 23 20 15
Weil} nicht 3 3 6 2 3 1 7 3 4 5 3 2 4 3 2
Keine Angabe 2 2 2 1 1 2 5 3 2 5 2 2 5 2 -
Summe 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
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Frage 1

nach Tatigkeit, Beruf

Nun eine Frage zur Zustellung von Dokumenten und Informationen:

Viele Unternehmen und Behorden stellen wichtige Dokumente und Informationen den Kunden und Burgern
per E-Mail zu oder hinterlegen sie in einem eigenen Online-Postfach, in dem man sie dann abrufen kann.
Halten Sie diese Art der Zustellung von Dokumenten und Informationen fur ...?

In Prozent Tatigkeit
Angestellte/ Freie Berufe/

Gesamt Erwerbstatige Rentner Sonstige Beamte Arbeiter Selbststandige
Sehr gut 9 12 4 12 12 8 11
Eher gut 32 35 18 44 36 31 38
Eher Schlecht 34 31 40 30 31 33 31
Sehr schlecht 20 19 26 10 19 24 14
Weil} nicht 3 2 7 2 2 - 4
Keine Angabe 2 1 5 2 - 4 2
Summe 100 100 100 100 100 100 100
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Frage 1

nach Internetnutzung

Nun eine Frage zur Zustellung von Dokumenten und Informationen:

Viele Unternehmen und Behorden stellen wichtige Dokumente und Informationen den Kunden und Burgern
per E-Mail zu oder hinterlegen sie in einem eigenen Online-Postfach, in dem man sie dann abrufen kann.
Halten Sie diese Art der Zustellung von Dokumenten und Informationen fur ...?

In Prozent Internetnutzung nach Art der Nutzung In Prozent Internetnutzung
Ja, beruflich und Nein, nutze das
Gesamt Ja, nur beruflich Ja, nur privat privat Internet nicht Gesamt

Sehr gut 9 2 5 16 2 Sehr gut 9 11 2
Eher gut 32 10 30 40 15 Eher gut 32 35 15
Eher Schlecht 34 30 41 28 30 Eher Schlecht 34 34 30
Sehr schlecht 20 54 21 12 35 Sehr schlecht 20 17 35
Weil nicht 3 4 1 3 10 Weild nicht 3 2 10
Keine Angabe 2 - 2 1 8 Keine Angabe 2 1 8
Summe 100 100 100 100 100 Summe 100 100 100

*zusammengefasst zu einer Kategorie ,Ja*“
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Frage 2

nach Ost/West, Alter, Geschlecht, Schulabschluss, Einkommen

Wenn Ihnen Unternehmen und Behorden wichtige Dokumente und Informationen elektronisch zustellen,
sind Sie dann um die Sicherheit Ihrer personlichen Daten ...?

In Prozent Deutschland Alter in Jahren Geschlecht Schulabschluss Mtl. Haushaltsnettoeinkommen
in Euro
Haupt-/ | Mittlere Abitur/ 1.500€
Volks- Reife/ | Fachhoch- bis unter | 3.000€
Gesamt Mannlich | Weiblich schule POS schulreife 3.000€ | und mehr
Basis 1.003 795 208 265 225 259 254 486 517 230 425 283 160 357 297
Sehr besorgt 25 26 24 14 29 28 30 21 29 30 28 19 29 25 21
Eher besorgt 38 37 39 43 37 38 33 36 39 38 39 37 35 40 40
Eher nicht besorgt 24 24 24 31 25 24 16 29 20 19 21 32 14 24 29
Gar nicht besorgt 8 9 7 10 6 7 10 11 6 5 8 10 10 7 9

Spontan: Ich habe bisher
noch keine Dokumente/

. ; 3 2 5 1 1 3 6 2 4 4 3 2 6 3 1
Informationen elektronisch
zugestellt bekommen
Weil3 nicht 1 1 - 1 - - 2 - 1 1 - - 2 - -
Keine Angabe 1 1 1 - 2 - 3 1 1 3 1 - 4 1 1
Summe 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100
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Frage 2

nach Tatigkeit, Beruf

Wenn Ihnen Unternehmen und Behorden wichtige Dokumente und Informationen elektronisch zustellen,
sind Sie dann um die Sicherheit Ihrer personlichen Daten ...?

In Prozent Tatigkeit
Angestellte/ Freie Berufe/
Gesamt Erwerbstatige Rentner Sonstige Beamte Arbeiter Selbststandige
Sehr besorgt 25 24 31 18 23 33 20
Eher besorgt 38 40 33 36 42 40 34
Eher nicht besorgt 24 26 17 33 25 20 35
Gar nicht besorgt 8 8 9 7 9 1 11

Spontan: Ich habe bisher noch keine

Dokumente/Informationen elektronisch 3 2 6 3 1 6 -
zugestellt bekommen

Weil} nicht 1 - 1 1 - - -
Keine Angabe 1 - 3 2 - - -
Summe 100 100 100 100 100 100 100
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Frage 2

nach Internetnutzung

Wenn Ihnen Unternehmen und Behorden wichtige Dokumente und Informationen elektronisch zustellen,
sind Sie dann um die Sicherheit Ihrer personlichen Daten ...?

In Prozent Internetnutzung nach Art der Nutzung In Prozent Internetnutzung
Nein, nutze

Ja, nur Ja, beruflich | das Internet

beruflich Ja, nur privat | und privat nicht Gesamt
Sehr besorgt 25 47 28 16 41 Sehr besorgt 25 22 41
Eher besorgt 38 32 38 43 23 Eher besorgt 38 41 23
Eher nicht besorgt 24 13 24 30 9 Eher nicht besorgt 24 27 9
Gar nicht besorgt 8 2 6 10 9 Gar nicht besorgt 8 8 9
Spontan: Ich habe bisher noch Spontan: Ich habe bisher noch
keine Dokumente/Informationen 3 6 2 1 11 keine Dokumente/Informationen 3 1 11
elektronisch zugestellt bekommen elektronisch zugestellt bekommen
Weil} nicht 1 - 1 - 2 Weil} nicht 1 - 2
Keine Angabe 1 - 1 - 5 Keine Angabe 1 1 5
Summe 100 100 100 100 100 Summe 100 100 100

*zusammengefasst zu einer Kategorie ,,Ja“
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Hinweise zu den Tabellen

& Die Ergebnisse werden in Prozentwerten dargestellt. Die Summe dieser Wert ergibt sich
jeweils senkrecht, d.h. sie bezieht sich jeweils auf die im Tabellenkopf ausgewiesene
Gesamtheit der Befragten bzw. auf Teilgruppen.

& Die in den Tabellen ausgewiesenen Werte sind soziodemographisch gewichtet.

& Die Tabellen enthalten gerundete Prozentwerte. Bei der Moglichkeit von Antwort-
Mehrfachnennungen konnen die Summen deutlich tber 100 Prozent liegen.

& Istin einer Tabelle statt eines Prozentwertes ein ,-“ ausgewiesen, so liegt der Anteil fur
die entsprechende Antwortkategorie unter 0,5 Prozent.

& Bei der Interpretation der Ergebnisse sind Schwankungsbreiten zu beachten. Dies gilt
insbesondere fur Teilgruppen.

& DIVSI



Kontakt fur Ruckfragen

8. D I VS Deutsches Institut fur
Vertrauen und Sicherheit im Internet

Deutsches Institut fur Vertrauen und Sicherheit im Internet
+49 40 226 36 98 98
info@divsi.de

Mittelweg 110 B
20149 Hamburg

www.divsi.de
) @divsi_info
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Technische Universitat Miinchen | Fakultat fiir Informatik
Prof. Helmut Krcmar | Boltzmannstr. 3 | 85748 Garching

23. Marz 2017
Sehr geehrte Frau Dr. Létzsch,

anbei Ubermittle ich meine Stellungnahme im Vorfeld der Anhérung am 27.3.2017.

Stellungnahme zum OZG — zur 18/11135 S. 25ff.
Prof. Dr. Helmut Krcmar, TU Munchen, Marz 2017

Praambel

Durch einen Verbund verschiedener Portale gegentber dem Blirger und Unternehmen als Nutzer
eine attraktive Benutzungsoberflache fir alle eGovernment-Dienstleistungen zur Verfligung zu
stellen, ist nicht nur zu begrufRen, sondern aus Sicht der Staatsmodernisierung erforderlich. Die
Geschichte bisheriger Versuche solcher alle Ebenen bundesweit umfassenden digitalen
Angebote macht deutlich, dass es ohne den Willen zur Umsetzung bei den Beteiligten, klare
Koordination durch Interoperabilitdtsstandards (einheitiche Kommunikation anhand von
Datenformaten, Prozessmodellen, Softwarearchitekturen, Fachbegriffstaxonomien), Regelungen
zur Durchsetzung, sowie Akzeptanz und Férderung von Diversitat als marktwirtschaftliche,
gesellschaftliche und féderale Rahmenbedingungen nicht funktioniert.

Zu den einzelnen Paragrafen
Zu §1

Zu (1). Eine grundsatzliche Verpflichtung aller Verwaltungsebenen zur Kooperation und
Teilnahme in diesem bundesweiten Vernetzungsvorhaben ist erforderlich. Ein Zeitrahmen von
funf Jahren fUr die Umsetzung ist nicht Uberhastet.

Aus Sicht des Wirtschaftsinformatikers ist offensichtlich, dass ein Portalverbund, der die im
Gesetzentwurf beschriebenen Ziele — einen einfachen Zugang zu samtlichen bestehenden und
neu zu schaffenden Verwaltungsleistungen des Bundes und der Lander zu schaffen, sodass
Bilrgerinnen, Blrger, Unternehmen und andere Nutzer von jedem beliebigen Verwaltungsportal
auf alle Angebote zugreifen und sich dabei mit jedem im Verbund angebotenen Nutzerkonto
identifizieren kdnnen — nicht nur eine Vernetzung in die Breite sondern auch in die Tiefe, und
damit zu den Kommunen, erforderlich macht. Denn eGovernment findet in gro3en Teilen auf der
kommunalen Ebene statt. Eine Freiwilligkeit seitens der Kommunen durch ein Opt-in wirde dem
Ziel der bundesweiten durchgangigen Vernetzung zuwiderlaufen und den Nutzen des Vorhabens
stark beschneiden. Zudem wurde solch ein Voranschreiten in verschiedenen Geschwindigkeiten
insgesamt eine Entschleunigung des Vorhabens bedeuten.

Technische Universitat Miinchen Prof. Dr. Tel. +49 89 289 19 532 Bayerische Landesbank
Fakultat fir Informatik Helmut Krcmar Fax +49 89 289 19 533 IBAN: DE10700500000000024866
Lehrstuhl fur Wirtschaftsinformatik (117) Boltzmannstr. 3 BIC: BYLADEMM
85748 Garching krcmar@in.tum.de Steuer-Nr.: 143/241/80037
www.in.tum.de USt-IdNr.: DE811193231

www.tum.de



TUTI

Zu §2

Hier wird deutlich, dass es um die Zusammenfiihrung (existierender) elektronischer
Verwaltungsdienstleistungen gehen soll, nicht aber um die durchgangige, medienbruchfreie
Abwicklung aller Verwaltungsleistungen. Um die Erwartungen der Birger zu treffen ist darauf
hinzuwirken, dass das Portal mehr darstellt als ein Verzeichnis oder eine Suchmaschine fir
Verwaltungsdienstleistungen.

Zu §3

Zu (1). Ein Kennzeichen der Digitalen Transformation ist die Ausrichtung von Dienstleistungen
an den Bediurfnissen von Nutzern, nicht an denen der Dienstleister. Es daher wichtig, dass der
Nutzer im Mittelpunkt steht. Die Studie eGovernment MONITOR der Initiative D21 und des
Institute for Public Information Management (ipima) hat 2016 gezeigt, dass fir 45 Prozent der
deutschen Onliner die als undurchschaubar wahrgenommene Struktur der Online-Angebote
gegen eine (intensivere) Nutzung von Online-Behoérdendiensten spricht (S.11).

Zu (2). Aus Nutzersicht ist Single Sign-on, also der Zugang zu allen Leistungen mit einem Login,
zu begrufen, da sich daraus ein Zugewinn an Komfort und Geschwindigkeit fur jeden Einzelnen
ergeben wird. Dennoch ist zu beachten, dass es nicht den einen Nutzer gibt, sondern auch unter
den Nutzern Vielfalt herrscht: Man kann nicht alle Uber einen Kamm — oder Uber eine
Benutzeroberflache — scheren. Gleiches gilt fiir die Frage, was Uber einen Mindestdatenbestand
hinaus in einem Servicekonto gespeichert und aus ihm heraus verwendet werden kann. Dabei
sollen schon in der Konzeptionsphase der Fokus auf transaktionelle statt informative
Verwaltungsdienstleistungen gesetzt werden.

Zu §4

Die Frage, wer wie verbindliche Vorgaben fir IT-Komponenten macht, sorgt flr eine lebhafte
Diskussion. IT-Komponenten sind nicht abstrakte Objekte in einer Architektur, sondern
technische Umsetzungen von IT-Losungen — also konkrete Produkte und Dienstleistungen, die
es zu beschaffen gilt. Bundesweite Festlegungen auf Produktebene, durch wen auch immer, sind
durchaus kritisch zu betrachten. Erstens kann diese Entscheidungsgewalt marktverzerrenden
Einfluss erreichen und so die Marktdynamik fur IT in Deutschland erheblich behindern. Man muss
sich Monopolisten ja nicht erziehen — gerade dann nicht, wenn Anwendungen oft die Eigenschaft
entwickeln, organisatorisch ,festzukleben®, wenn sie einmal im Einsatz sind. Bundesweite
Vorgaben auf Produktebene gelten fir alle Verwaltungsebenen und filhren zu grof3en
Beschaffungsvolumina an Stucken, Lizenzen, usw.. Dies durfte zu starken Begehrlichkeiten und
damit Einflussnahmen flihren.

Zweitens birgt eine Festlegung auf eine Instanziierung einer IT-Komponente, in Form eines
konkreten Produkts eines Herstellers, die Gefahr erhdhter Herstellerabhangigkeit durch Lock-in-
Effekte. Die starke oder zunehmende Abhangigkeit von diesem einen Anbieter kann zu erhdhten
Kosten durch Upgrade-Druck, hohen Wechselkosten auf Produkte anderer Hersteller und
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allgemein einer eingeschrankten Flexibilitat in der Wahl der IT-Komponenten fihren. So lassen
z. B. die Automobilhersteller regelmallig die fir das gesamte Produktprogramm wichtige
Komponenten nicht nur von einem Anbieter liefern. Sie betreiben Dual Sourcing (also mindestens
zwei Anbieter), denn nur so kann man im Zweifelsfall glaubhaft machen, dass man einen neuen
Lieferanten sucht. Die Innovationskraft der Diversitat muss unterstiitzt und geférdert werden —
gerade vor dem Hintergrund der Diskussion um die digitale Souveranitat.

Folglich ist auf IT-strategischer Ebene die technische und rechtliche Offenheit der im
Portalverbund verbauten IT-Komponenten in der Beschaffung unabdingbar und verpflichtend
einzufordern. So kénnen einerseits die potentiell negativen Konsequenzen von Hersteller-
Abhangigkeiten von vorne herein reduziert werden. Andererseits wird dadurch die Basis fir eine
Flexibilitdat der Ausgestaltung der Architektur von dem Portalverbund und von IT-Komponenten
sowie vom dem zugrundenliegenden Kommunikationsnetzwerk erhalten.

Dies bedeutet flir Beschaffungen die Orientierung an den drei Offenheitskriterien: a)
Anwendungen sind mit dem Recht einzukaufen, den Quellcode selbst oder durch Beauftragung
Dritter anpassen und angepasst weiterverwenden zu dirfen (Open Source Software); b)
Interoperabilitatsstandards zwischen Anwendungsverfahren und far das
Kommunikationsnetzwerk missen offen sein, d. h. frei von rechtlichen (Urheberrechte, Patente)
und technischen (direkte Produktabhangigkeiten) Beschrankungen in der Nutzung. Da solche
Standards haufig in offenen Multi-Stakeholder Prozessen entstehen, ist auf international
anerkannte Standards sowie auf die Erfahrung von einschlagigen Gesellschaften (etwa World
Wide Web Consortium, Open Source Business Alliance) und Standardisierungsorganisationen
zurlckzugreifen; c) Schnittstellen der einzelnen Portale sowie Ubergreifenden IT-Komponenten,
welche in dem Kommunikationsnetzwerk angesprochen werden, sind offen zu gestalten, d. h.
deren frei zugangliche Dokumentation erlaubt es auch Entwicklern von Drittanbietern
Verknupfungen zwischen Portalen und IT-Komponenten zu realisieren.

Auf dieser Basis lieRRe sich eine Dual Sourcing Strategie der 6ffentlichen Verwaltung formulieren:
Fir alle IT-Komponenten missen immer mindestens zwei Angebote zweier Anbieter ,gelistet®
sein, wovon eines die genannten Offenheitskriterien erflllen muss. Dadurch entsteht die
strategisch notwendige Flexibilitdt, um alte gegen neue technische Lésungen austauschen zu
kdénnen. Eine Verpflichtung zur Nutzung gelisteter Komponenten besteht, wenn eine Institution
erklart, keine Erflllung der definierten Interoperabilitatsstandards erreichen zu kénnen.

Basierend auf diesen Ausfiihrungen sollte der Sachverstand des IT-Planungsrats
seinvernehmlich® eingebunden werden. Der IT-Planungsrat ist zu ertichtigen, nicht zu
entmachten. Zur Ertlichtigung gehort z. B., dass der IT-Planungsrat insgesamt auch mit Personen
Uber mit ausgewiesenen IT-Fachkenntnisse besetzt sein sollte. Darlber hinaus braucht der IT-
Planungsrat einen Unterbau, der IT-strategische Fachexpertise blndelt und Ldsungen ,aus
einem Guss® vorbereiten kann. Gleichermalen ist die Entscheidungsfindung so vorzubereiten,
damit technologische-strategische Entscheidungen und politische Aushandlung identifiziert
werden koénnen. Der Gefahr langer Entscheidungsprozesse muss mit organisatorisch-
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prozessualen MalRnahmen begegnet werden, z. B. durch die Einfiihrung von Entscheidungen mit
einfacher Mehrheit. Die IT schreitet in verschiedenen Geschwindigkeiten voran, deshalb ist auch
Einstimmigkeit nicht notwendig, sondern: Den Schnellen und Mutigen sei erlaubt schnell und
mutig zu sein; den Langsamen und Vorsichtigen soll dies nicht zum Nachteil gereichen, indem
sie ein Strategie des ,fast-followers“ anwenden.

Zu §5

In Bezug auf IT-Sicherheit gilt meine Einschatzung aus §4 gleichermalen; vor dem Hintergrund
der Diskussion um die Digitale Souveranitat jedoch ausdricklicher mit der Aufforderung lokalen
Unternehmen Entwicklungsmdglichkeiten nicht zu beschneiden. Hierzu kann verstarkt auf
quellenoffene Software und offene Standards zuriickgegriffen werden, um das Vertrauen und
damit die Akzeptanz in der Nutzung bei Blrgern und Unternehmen zu steigern.

Zu §6

Zu (1). Da es sich um ein grolRes Kommunikationsnetzwerk handeln wird, mit vielen heterogenen
Knoten-Systemen, ist es unabdingbar, auch hier eine zukunftsfahige Basis fur die einheitliche
Kommunikation sicherzustellen. Dies bedeutet analog zu den Ausfiihrungen in §4, dass die
Interoperabilitatsstandards nicht selbst zu Hirden werden dirfen, indem sie bestimmte
Anwendungen und Schnittstellen bestimmter Hersteller bevorzugen oder gar voraussetzen. Es
mussen flachendeckend offen gestaltete Schnittstellen und Standards zum Einsatz kommen, an
die sich Hersteller mit geringem eigenem Aufwand anschlielen kénnen. Homogenitat in der
Vernetzung erlaubt Diversitat in den Knoten.

Bei der Verwendung offener Standards ist zu beachten, dass keine fiir die Offentlichkeit nicht
einsehbaren Bestandteile in Standards enthalten sein dirfen. Zudem sind aus Prozesssicht
Standards zu bevorzugen, deren Erstellung und Weiterentwicklung mit einer transparenten
Governance entsteht.

Zu (2). Es istklar, dass bestehende Systeme eingebunden werden missen und diese nicht immer
einfach erneuert werden kénnen. Eine Grundspannung zwischen Legacy-Systemen und der
Einflhrung neuerer, IT-architektonisch zeitgemaler Lésungen lasst sich nicht vermeiden. Was
man tun kann ist, sie von vorneherein — bei der Beschaffung von IT-Komponenten in den Landern
oder Ressorts als auch fur den Portalverbund — durch Architektur- und Schnittstellenvorgaben in
der Diversitat zu beschranken. Wiederum sind hier offene Lésungen zu bevorzugen, die das
Erreichen von Interoperabilitdt ermdglichen bzw. vereinfachen.

Zu §7

Was bedeutet ,Bund und Lander bestimmen jeweils eine 6ffentliche Stelle“? Sind das 16+1=17
Stellen, oder 1+1=2? 17 Stellen sind in der Regel informatorisch nicht vonnéten und durch eine
frihzeitige Rahmensetzung lasst sich diese Zahl auch reduzieren.
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Zu §8

Zu (2). Die Akzeptanz von De-Mail ist, wie der eGovernment MONITOR zeigt, auRerst gering und
kann daher nicht als ausschlieRlicher Zugangskanal fungieren. Es ist erfolgskritisch, den Blirgern
— soweit zulassig — auch mit einer ,normalen” Email-Adresse einen Kommunikationszugang zu
ermdglichen. Zusatzlich ist zu empfehlen, dass der Portalverbund sich technisch in die Lage
versetzt, auch verschliisselte Emails zu verarbeiten.

Schlussbemerkung

Die Digitalisierung lebt davon, dass Mutige neue Dinge voranbringen; sie ist vom Ausprobieren
gepragt. Wie einen Raum, den man zum ersten Mal betritt, bedeutet eGovernment Exploration.
Wenn die organisatorischen Strukturen Exploration verhindern, wird eine Volkswirtschaft auf
einen bestimmten Stand festgesetzt. Der Foderalismus als Struktur ware von Nachteil, wenn stete
Einstimmigkeit gefordert wird. Der Fdderalismus ist aber von Vorteil, wenn er Wettbewerb
ermoglicht und Raum zum Ausprobieren lasst. Die Reduktion von Vielfalt soll die Effizienz des
Gesamtsystems steigern. Daher ist Interoperabilitdt entscheidend. Jedoch bedeutet
Interoperabilitdt nicht die Zentralisierung der Datenbasis, sondern die Zentralisierung der
Festlegung der Schnittstellendefinition zu dieser Datenbasis.

Mit freundlichen GriiRen,

Prof. Dr. H. Krcmar
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Nationaler
Normenkontrollrat o

G20 GERMANY 2017

HAMBURG

Dr. Johannes Ludewig

Vorsitzender des Nationalen

Bundeskanzleramt, 11012 Berlin Normenkontrollrates
Frau HAUSANSCHRIFT  Bundeskanzleramt
Dr. Gesine Loétzsch, MdB Willy-Brandt-StraRe 1, 10557 Berlin

Vorsitzende des Haushaltsausschusses
des Deutschen Bundestages

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Berlin, 23. Marz 2017

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates (NKR) fur die 6ffentliche
Anhdrung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages

zum Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Grundgesetzes (Drucksache
18/11131) und zum Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des bundesstaatlichen
Finanzausgleichsystems ab dem Jahr 2020 und zur Anderung haushaltsrechtlicher
Vorschriften (Drucksache 18/11135), zum Thema ,,Digitalisierung

Diese Stellungnahme basiert auf den NKR-Gutachten ,E-Government in Deutschland:
Vom Abstieg zum Aufstieg® und ,E-Government in Deutschland: Wie der Aufstieg gelin-

gen kann“,

I.  Politischer Wille und Verbindlichkeit

Beide Gesetzentwirfe markieren einen Meilenstein auf dem Weg zu einer digitalen Ver-
waltung. Sie sind Ausdruck des erklarten Willens der Regierungsspitzen in Bund und
Landern, das Online-Angebot der Verwaltung zugig und umfassend zu erweitern und tber
ein Dachportal bzw. den zugehdrigen Portalverbund nutzerfreundlich zuganglich zu ma-
chen. Ziel ist es, in den nachsten funf Jahren spirbar zu den fihrenden E-Government-
Nationen in und aul3erhalb Europas aufzuschlielen. Voraussetzung daftr ist ein Hochst-
mald an Standardisierung und Harmonisierung der foderalen IT-Landschaft. Beide Ge-
setzentwirfe dienen dazu, die fur dieses Unterfangen zwingend erforderlichen fach- und
ebenenlbergreifenden Abstimmungen verbindlicher zu gestalten, als dies in der

Vergangenheit moglich war.

1 www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/Content/DE/Pressemitteilungen/2015 11 18 pm it gipfel u_gutachten egov.html
www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/Content/DE/Pressemitteilungen/2016_06_14 pm_egovernment gutachten 2016.html
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seme2vone AuS Sicht des NKR kommt dem Herstellen von Verbindlichkeit eine grof3e Bedeutung zu.
Der NKR hatte dafir in seinen beiden E-Government-Gutachten die Anpassung des be-
stehenden IT-Staatsvertrages vorgeschlagen, erkennt aber an, dass dies aller Voraussicht
nach einen langwierigeren und schwierigeren Prozess erfordert hatte und dass eine
grund- und einfachgesetzliche Regelung die Bedeutung der bevorstehenden Aufgabe
deutlicher unterstreicht. Insofern halt der NRK beide Gesetzentwiirfe flr das richtige Mit-

tel.

Diese Verbindlichkeit muss sich aus Sicht des NKR ohne Ausnahme auch auf die Kom-
munale Ebene erstrecken. Nur wenn IT-Standards fir alle gelten und ein Digitaler Ser-
vicestandard fir Deutschland entsteht, kann die Verwaltung effizient zusammenarbei-
ten und ihre Online-Angebote fir Burger und Wirtschaft so vernetzten, dass ein Angebot
aus einem Guss entsteht. Insofern kann der NKR das Bestreben der Lander nicht nach-
vollziehen, die Verbindlichkeit fir die kommunale Ebene auszuschliel3en. Dass manche
Verwaltung dadurch gezwungen sein wird, Bestehendes zu verandern oder gar aufzuge-
ben, muss in Kauf genommen werden. Anders als fihrende E-Government-Nationen wie
Estland und Osterreich kann Deutschland seinen digitalen Transformationsprozess nicht
auf einem unbestellten Feld beginnen. Die fortgesetzte Heterogenitét in der féderalen IT-
Landschaft kann aber nicht die Alternative sein. Einen umfassenden Bestandsschutz fir
Einzelldsungen kann es daher nicht geben, sonst wird Deutschland immer wieder mit
Problemen inkompatibler IT zu kdmpfen haben, wie sie in drastischer Weise durch die

Fluchtlingskrise vor Augen gefuhrt wurden.

Der digitale Transformationsprozess muss ziigig vorankommen und trotzdem Augenmalf3
bewahren. Der NKR kann der Argumentation der Bundesregierung folgen und hélt es fir
richtig, an der Benehmensregelung zur Einbindung des IT-Planungsrates festzuhalten
und diese nicht in eine Einvernehmensregelung abzuwandeln. Die Beflirchtung der Lan-
der, dass der Bund von seinen neuen Kompetenzen in einer zentralistischen Weise Ge-
brauch macht, die keine Ricksicht auf bestehende Lésungen und gewachsene Strukturen
nimmt, kann der NKR nicht teilen. Es ist im eigenen Interesse des Bundes und zur Akzep-
tanzforderung unerlasslich, dass er seine neuen Kompetenzen mit Augenmald einsetzt
und trotz der formalen Benehmensregelung de facto alle Anstrengungen unternimmt, Ein-
vernehmen mit dem IT-Planungsrat herzustellen. Im Interesse zlgiger Entscheidungsver-
fahren muss es letztlich aber moglich sein, Verzogerungen, die auch auf Uneinigkeit der
Lander untereinander beruhen kdnnten, zu vermeiden und eine abschlie3ende und fur al-

le verbindliche Mehrheitsentscheidung im Bundesrat herbeizuftihren.



semesvone Das Streben des Bundes nach klaren Kompetenzen genauso wie die Beflirchtungen und
Vorbehalte der L&nder (und auch vieler Kommunen) beruhen nach Einschétzung des
NKR auf schlechten Erfahrungen der Vergangenheit. Oft genug sind die jeweiligen Sicht-
weisen von einem gewissen Misstrauen, aber auch von Missverstandnissen gepragt wor-
den; diese Sichtweisen sind auch jetzt wieder zu splren. Daher bedarf es aus Sicht des
NKR — neben formaler Regelungen — eines begleitenden politischen Akzeptanzmanage-
ments. Im Rahmen eines E-Government-Paktes fir Deutschland sollte die getroffene
Vereinbarung der Regierungsspitzen in Bund und Landern weiter ausbuchstabiert und der
politische Wille zu gemeinsames Handeln auf diese Weise dokumentiert werden. Es ist
wichtig, dass die Beteiligten die Sicherheit und das Vertrauen gewinnen, dass ein ver-
bindlicheres, stringenteres Vorgehen nicht zu ihren Lasten geht, sondern ihnen am Ende
klare Vorteile bringt. Es bedarf eines positiven Erzahlrahmens, der jedem Entscheider und
jeder Verwaltung die Mdglichkeit bietet, selbst relevante Beitrdge zum gemeinsamen Ge-
samtwerk einer digitalen Verwaltung in Deutschland zu leisten und diese auch herauszu-

stellen.

Il.  Standardisierung und Konsolidierung

Neben einer verbindlichen Standardisierung, die vornehmlich auf eine gréRtmdgliche
Kompatibilitédt von IT-Komponenten abzielt, méchten die Gesetzentwirfe auch eine star-
kere Konsolidierung der foderalen IT-Landschaft unterstiitzen. Dies betrifft in erster Linie
Basisdienste, die fur ganz unterschiedliche Fachverfahren genutzt werden kdnnen und
daher universell einsetzbar sind. Denkbar ist aber auch, dass Fachverfahren bzw. Teil-
bausteine davon, einheitlich konzipiert und vorgegeben werden kénnen, um eine Integra-
tion und Interaktion mit dem Portalverbund zu erleichtern. Dies soll es dem Bund ermogli-
chen, Einer-fur-Alle-Lésungen zu férdern. Dadurch wirden aufwendige Mehrfachentwick-
lungen — wie sie derzeit oftmals zu beobachten sind — unnétig. Dieses Ansinnen korres-
pondiert mit dem im IT-Planungsrat bereits beschlossenen Digitalisierungsprogramm,
das die Entwicklung und Verbreitung von gemeinsamen IT-L6sungen férdern mochte.
Dadurch sollen insbesondere solche Verwaltungen, die mit der Digitalisierung noch am
Anfang stehen, unterstiitzt werden, schnell und zu giinstigen Konditionen Zugriff auf be-
wahrte IT-Lésungen zu erhalten. Nur so kann sichergestellt werden, dass in den nachsten
funf Jahren ein moglichst flachendeckendes Online-Angebot entsteht und Uber den Por-

talverbund relevante und nutzbringende Verwaltungsleistungen angeboten werden.

Dieses Vorgehen entspricht den Erkenntnissen und Empfehlungen der Dbeiden

E-Government-Gutachten des NKR, wie der sog. ,E-Government-Teufelskreis“? durchbro-

2 Teure Einzellosungen mit wenig Mehrwert fur die Nutzer fuhren zu geringen Nutzerzahlen und geringen Einspareffekten,
was wiederum zu weniger Folgeinvestitionen und gleichbleibend geringen und uninteressanten Onlineangeboten fiihrt.



semeavone Chen werden kann. Nur durch eine systematische Digitalisierung relevanter Lebens-
und Unternehmenslagen, flankiert von verbindlichen Standards und unterstiitzt durch
gemeinsam entwickelte und genutzte IT-Komponenten einer foderalen E-Government-
Infrastruktur, kénnen in absehbarer Zeit Onlineangebote geschaffen werden, die Blrger
und Unternehmen Uberzeugen, auf den Online-Kanal zu wechseln. Erst wenn dies in gro-
Berem Umfang geschieht, werden auch die Einsparpotentiale der Digitalisierung greifen.
In Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes wird es aus Sicht des NKR nétig sein, ein f6-
derales Architekturmanagement zu etablieren, das den Rahmen fur gemeinsame IT-
Standards bildet und einen ,,Baukasten®“ gemeinsamer IT-Komponenten bereithalt.
Dieses sehr systematische und koordinierte Vorgehen soll ein Héchstmal? an Interopera-
bilitat und Wirtschaftlichkeit sicherstellen.

Zu diesen IT-Komponenten gehdren auch die 6ffentlichen Register. Diese miissen in
Deutschland dringend modernisiert, harmonisiert und konsolidiert werden. Eine Regis-
termodernisierung ist Voraussetzung fir medienbruchfreie elektronische Verwaltungs-
verfahren und eine effektive und effiziente Verwaltungsarbeit. Sie bilden mithin das Rick-

grat einer foderalen E-Government-Infrastruktur.

lll. Finanzierung

Um eine ungefahre Vorstellung von den Kosten aber auch dem Nutzen zu erlangen, hat
das Gutachten ,E-Government in Deutschland: Vom Abstieg zum Aufstieg“ geschétzt,
welche Investitionen notig waren bzw. welche Einsparpotentiale erzielt werden kdnnten,
wenn die wichtigsten 60 Verwaltungsleistungen (vornehmlich fir Birger) vollstandig digi-
talisiert und Uber ein Portal deutschlandweit angeboten wiirden. Demnach ware mit Inves-
titions- und Betriebskosten fir die ersten 5 Jahre von ca. 1,7 Mrd. EUR zu rechnen. Die
Einsparungen durch effizientere Verfahren betriigen hingegen ca. 3 Mrd. EUR pro Jahr.
Untersuchungen® der VITAKO (Verband der kommunalen IT-Dienstleister) kommen zu

ahnlichen Einsparpotentialen.

Bevor jedoch solche Einsparpotentiale erzielt werden kdnnen, bedarf es zunéchst ent-
sprechender Anfangsinvestitionen und ausreichender Mittel, die auch zur Unterstiitzung
der Transformationsprozesse in den Kommunen eingesetzt werden konnen. Der NKR halt
weiterhin ein von Bund, L&ndern und Kommunen de facto gemeinsam nutzbares Digitali-
sierungsbudget fur erforderlich. Um seinen deutlichen Willen Ausdruck zu verleihen, mit
dem Onlinezugangsgesetz, dem Digitalisierungsprogramm und dem Portalverbund das

Online-Angebot der Verwaltung zigig und umfassend auszubauen und dabei insbesonde-

3 www.vitako.de/Themen%20Dokumente/Vitako-Positionspapier Negativliste.pdf
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semesvons re die Kommunen zu unterstiitzen, sollte der Bund den tberwiegenden Teil der als Initial-

zundung bengtigten Investitionsmittel beisteuern.

IV. Organisation und Strategie

Neben politischer Absprachen, verbindlicher Regelungen und auskémmlicher finanzieller
Mittel bedarf es nach Auffassung des NKR auch einer schlagkraftigen Organisation, die in
der Lage ist, den Portalverbund und das Digitalisierungsprogramm zu managen, die letzt-
lich zur Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes dienen. Nach Einschatzung des NKR ist
bereits jetzt absehbar, dass FITKO als Anstalt des 6ffentlichen Rechts fur die foderale 1T-
Koordinierung in seiner derzeit geplanten Ausgestaltung nicht ausreichen wird. FITKO
sollte dahingehend gestarkt werden, dass eine foderale Organisation entsteht, die ver-
gleichbare Kompetenzen und Ressourcen wie die Digitalisierungseinrichtung in Danemark

aufweist.

Notig erscheint weiterhin eine Strategie, die allen Beteiligten aufzeigt, was genau in den
kommenden 5 Jahren erreicht werden soll. Politik und Verwaltung missen konkrete Vor-
stellungen entwickeln, was wann zu tun ist, wer welche Aufgaben tGbernimmt und wer

welchen Anteil finanziert.



semesvons Anhang
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Abgebildet sind die Dimensionen und Elemente des im Gutachten ,E-Government in
Deutschland: Wie der Aufstieg gelingen kann“ beschriebenen Losungsszenarios fur eine
zugige und wirksame Digitalisierung der deutschen Verwaltung Gber den Weg einer neu-
en Art der foderalen Zusammenarbeit. Dargestellt sind auch die zwischenzeitlich eingetre-
tenen bzw. bevorstehenden Entscheidungsstande sowie die aus Sicht des NKR noch un-
bertcksichtigten Elemente. Die Frage nach einer mdglichen unabhangigen Organisation,
die das Gesamtsystem kontinuierlich mit innovativen Impulsen versorgt und die Entwick-
lung gemeinsamer IT-Losungen beschleunigt, ist angesichts der zuvor zu l6senden
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Mit dem Thema Digitalisierung befassen sich zwei Artikel in den in Rede stehenden
Gesetzentwirfen. Der mit Art. 1 Nr. 2. des Entwurfs eines Gesetzes zur Anderung
des Grundgesetzes vorgeschlagene neue Art 91c Abs. 5 GG bestimmt die
Zustandigkeit des Bundes bei der Regelung des Onlinezugangs zu
Verwaltungsleistungen, Art. 9 des Entwurfs zur Neuregelung des bundesstaatlichen
Finanzausgleichssystems ist der Entwurf einer solchen Regelung (Gesetz zur
Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (Onlinezugangsgesetz,
0ZG)).

Soweit mit dem Entwurf eines Onlinezugangsgesetzes der neu zu schaffende
Artikel 91c Abs. 5 GG konkretisiert wird, nehme ich im Folgenden nur zu diesem
Entwurf Stellung. Wenn im Folgenden zur besseren Lesbarkeit von einem
Gesetzentwurf die Rede ist, dann ist der Entwurf dieses
Onlinezugangsgesetzes (OZG-E) gemeint.

Mit dem OZG-E soll ein bundesweit einheitliches Online-Angebot fir den Zugang zu
Verwaltungsleistungen geschaffen werden, das den Nutzern zugleich ermdglichen
soll, sdmtliche Dienstleistungen von Bund, Landern und Gemeinden Uber nur einen
Zugang zu erreichen. Bund und Lander werden mit dem Entwurf verpflichtet,
innerhalb von flnf Jahren samtliche Verwaltungsleistungen auch online anzubieten,
soweit die jeweilige Verwaltungsleistung digitalisierbar ist. Fir auf einem
Bundesgesetz beruhende Verwaltungsleistungen soll der Bund im Benehmen mit
dem IT-Planungsrat und mit der Zustimmung durch den Bundesrat die Nutzung
bestimmter IT-Komponenten per Rechtsverordnung bestimmen kdnnen. Standards
fur die IT-Sicherheit und den Austausch von Daten im Portalverbund soll der Bund
insgesamt im Benehmen mit dem IT-Planungsrat und der Zustimmung des
Bundesrats auf dem Verordnungsweg festlegen kénnen. Art und Umfang der
Verwaltungsleistungen bleiben in dem Entwurf unbestimmit.

Mit Blick auf das Ziel eines Zugangs zu allen elektronisch angebotenen
Verwaltungsleistungen von nur einem Zugangspunkt aus wird angenommen, dass
zur ldentifizierung von Nutzern die Einrichtung von Nutzerkonten erforderlich sei,
welche wiederum durch jeweils eine offentliche Stelle des Bundes und der Lander
angeboten werden sollen. Im Kern ist gemeint, dass sich Nutzer fir den
elektronischen Zugang zu Verwaltungsleistungen an nur einer Stelle identifizieren
mussen, um dann flachendeckend Verwaltungsleistungen in Anspruch nehmen zu
kénnen. Nur in diesem Punkt werden datenschutzrechtliche Regelungen in den den
Verwaltungsleistungen zugrunde liegenden Gesetzen explizit berihrt. Betroffen ist
der Umgang mit den zur Identifizierung erforderlichen Daten, der mit § 8 OZG-E so
geregelt wird, dass diese bereits bei der Anmeldung an einem Portal fir den Zweck



der Identifizierung zur Nutzung einer Verwaltungsleistung erhoben und an die Stellen
Ubermittelt werden drfen, die die jeweilige Verwaltungsleistung anbieten.

Die Regelung bewerte ich wie folgt:

Nach dem gegenwartigen Stand der Dinge verbleibt mit diesem Entwurf die daten-
schutzrechtliche Verantwortlichkeit fur die jeweiligen Verwaltungsverfahren bei den
Stellen, die auch fur deren Abwicklung zustandig sind. Ausgetauscht zwischen den
Portalen und den Verwaltungsverfahren werden lediglich die zur Identifizierung
erforderlichen Daten, deren maximaler Umfang durch § 8 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 OZG-E
abschlieBend geregelt wird. Datenschutzrechtlich verantwortliche Stelle dafir ist die
durch 8 7 OZG-E bestimmte Stelle, die Nutzerkonten anbietet. Weitere fur die
Abwicklung erforderliche Daten werden dann auch im Rahmen der Abwicklung
erhoben und im Zuge der Verarbeitung ggf. gespeichert. Die datenschutzrechtlichen
Regelungen der zugrunde liegenden Gesetze werden nicht beruhrt. Die Daten
konnen den Zustandigkeitsbereich der jeweils verantwortlichen Stelle nur dann
verlassen, wenn die der Verwaltungsleistung zugrunde liegende Regelung dies auch
vorsieht. Der Gesetzentwurf greift an dieser Stelle nicht ein. Insbesondere bietet der
Entwurf keine rechtliche Basis fur den Aufbau eines zentralen Datenbestands unter
der Verantwortung eines Portalbetreibers. Das begrifRe ich ganz ausdricklich.

Weiterhin begrifRe ich, dass die Nutzung eines Onlinezugangs freiwillig bleibt und
aufgrund des foderalen Prinzips die Vielfalt bei den Portalangeboten erhalten bleiben
wird. Positiv werte ich auch, dass fur den Nachweis der Identitat nach § 8 Abs. 1
Satz 1 unterschiedliche Identifizierungsmittel genutzt werden kénnen. Nur das fur
den jeweiligen Zweck erforderliche Vertrauensniveau ist ausschlaggebend fur die
Wahl des ldentitdtsnachweises. Etwa fur die Anmeldung einer Mulltonne ist es nicht
erforderlich, den Personalausweis als ldentitdtsnachweis zu nutzen.

Warum jedoch zur Identifizierung tGberhaupt ein Nutzerkonto erforderlich sein soll, ist
fur mich nach dem heutigen Stand der Technik nicht nachvollziehbar. Ein solches
kann nur fir den Fall einer h&ufigen Inanspruchnahme von Verwaltungsleistungen
einen Mehrwert versprechen, durfte fur die groRe Mehrheit der Birger und
Birgerinnen infolge dessen uninteressant sein und sollte deshalb nur ein
Zusatzangebot zu dem grundsatzlich zu schaffenden einheitlichen und méglichst
unkomplizierten Zugang zu Verwaltungsleistungen bilden. Der Charakter des
Nutzerkontos als Zusatzangebot zum einheitlichen Zugang zu Verwaltungsleistungen
wird mit dessen Definition in 8 2 Abs. 5 OZG-E nicht deutlich. Erst mit 8§ 8 Abs. 3
OZG-E wird Klar, dass es sich bei dem Nutzerkonto zur einmaligen Identifizierung nur
um ein temporares Konto handeln kann, das automatisch erlischt, wenn der
Identifizierungszweck  erfullt ist. Ich empfehle deshalb, die Begriffe



Identifizierungskomponente und Nutzerkonto getrennt zu definieren, damit klar wird,
dass es sich bei einem letztendlich immer dauerhaft gedachten Nutzerkonto um ein
Zusatzangebot handelt, das fur die Nutzung einer Verwaltungsleistung nicht
erforderlich ist.

Ein weiterer Kritikpunkt meinerseits betrifft § 8 Abs.1 Ziff. 2 Satz 2 OZG-E. Bevor
Unternehmen verpflichtet werden sollen, die elD-Funktion far
Verwaltungsangelegenheiten zu nutzen, ist zu prifen, ob und unter welchen
Voraussetzungen der Einsatz privater digitaler ldentitdtsnachweise zu nichtprivaten
Zwecken bzw. zur Erfillung arbeitsvertraglicher Pflichten zulassig ist und inwieweit
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hierzu verpflichtet werden kdnnen. Angesichts
des Abhangigkeitsverhaltnisses der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im
Beschaftigungsverhaltnis kann der Gebrauch von Nutzerkonten auf der Basis der
privaten elD-Funktion keinesfalls auf der Einwilligungsbasis erfolgen. Auch hierfur ist
eine Rechtsgrundlage erforderlich, die die Datenverarbeitung in Nutzerkonten
vollstandig erfasst.

Im Weiteren darf ich noch auf zwei Vorschlage aus der Stellungnahme des
Bundesrats (Bundesrats-Drucksache 814/16 (Beschluss)) eingehen, denen die
Bundesregierung in ihrer Gegenaul’erung (Bundestagsdrucksache 18/11185)
zugestimmt hat.

Mit der Ziffer 29 der Stellungnahme des Bundesrats zum OZG-E wird ein neuer § 7
Absatz 2 OZG vorgeschlagen, mit welchem eine Registrierungsstelle eingefuhrt wird.
Registrierungsstellen sollen die Aufgabe haben, Kontoantrage zu prifen und
Kontonutzer zu registrieren (Satz 1 und 2 der Begrindung). Begrindet wird dies
damit (Satz 3 und 4 der Begrindung), dass es ein mdglichst breitflachiges Angebot
zur Einrichtung von Nutzerkonten geben misse.

Der Vorschlag erscheint sinnvoll vor dem Hintergrund, dass als ldentitdtsnachweis
nicht notwendigerweise ein Personalausweis genutzt werden muss. Fur die meisten
Verwaltungsleistungen werden geringere Identitatsnachweise genutzt werden
kébnnen. In diesem Fall missen Behorden auch auf das jeweilige
Identifizierungsmittel abgestimmte Prifungen durchfihren kdnnen, um die ldentitat
des Nutzers auf Basis der genutzten Identifizierungsmittel zu bestétigen. Dies kann
auch eine Uberprufung der Identitat von Angesicht zu Angesicht einschlieRen. Dann
ist es zweckmalfiig, wenn diese Stelle Nutzer auch fir die Kontonutzung registrieren
kann.

Datenschutzrechtlich unbestimmt bleibt mit diesem Vorschlag allerdings das
Verhéltnis der Registrierungsstellen zu den Stellen, die die Konten anbieten. Handeln



die Registrierungsstellen im Auftrag der Kontoanbieter? In diesem Fall blieben die
Kontoanbieter auch die datenschutzrechtlich verantwortliche Stelle fur die
Verarbeitung der personenbezogenen Daten, namentlich der zur Identifizierung
erforderlichen Daten. Handeln die Registrierungsstellen jedoch in eigener
datenschutzrechtlicher Verantwortung, so muss auch in den mit 8§ 8 OZG-E
bestimmten Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung zwischen der Rolle einer
Registrierungsstelle und der Rolle des Anbieters unterschieden werden. Mindestens
muss geregelt werden, wie lange Registrierungsstellen im Rahmen der Registrierung
erhobene personenbezogene Daten aufbewahren dirfen.

Mit dem in Ziffer 32 der Stellungnahme des Bundesrats zum OZG-E
vorgeschlagenen neuen § 8 Absatz 2a OZG wird der Rahmen der in einem Konto
gespeicherten Daten ausgeweitet. Zusatzlich zu den Identitatsdaten sollen auch
Dokumente und Verfahrensdaten im Konto gespeichert werden konnen. Aus der
Begriindung wird deutlich, dass ausschliel3lich Nutzer Zugriff auf diese Daten haben
sollen. Leider wird dies nicht aus der Gesetzesformulierung selbst deutlich. Das darin
formulierte Erfordernis eines Einverstandnisses des Nutzers zur Speicherung im
Konto legt vielmehr nahe, dass auch nicht durch Kontonutzer verursachte
Datenverarbeitungen stattfinden kénnten. Der Regelungsvorschlag sollte aber so
gefasst werden, dass der Intention entsprechend deutlich wird, dass Nutzer Gber die
zusatzlich gespeicherten Daten die volle Hoheit behalten.
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- Thema Digitalisierung - am 27. Marz 2017

I. Zur geplanten Neuregelung des Art. 91c Abs. 5 GG

Der zunehmende Harmonisierungsbedarf im Bereich des E-Government erfordert die Ein-
richtung eines die verschiedenen Verwaltungsebenen lbergreifenden Portalverbundes. Zu-
gleich wird damit eine sachgerechte Ausnahme vom grundsatzlichen Verbot der Mischver-
waltung begriindet. Wegen der sachlichen Nahe zu den bisherigen Regelungen des Art. 91c
GG wird auch der geeignete verfassungsrechtliche Standort gewahlt. Mit dem Zustimmungs-
erfordernis durch den Bundesrat wird angemessen dem Umstand Rechnung getragen, dass
auch Verwaltungsleistungen der Lander erfasst werden sollen.

Il. Zum geplanten Onlinezugangsgesetz (OZG-E)

1. Zur Effektivierung des Portalverbundes sollten moglichst alle Verwaltungsebenen unter
Einbeziehung der kommunalen Ebene erfasst werden (§ 1 Abs. 1 S. 1 OZG-E). Dies ergibt sich
auch aus dem Beschluss der Regierungschefinnen und Regierungschefs von Bund und Lan-
dern vom 14. Oktober 2016 (abgedruckt in BT-Drs. 18/11131, S. 11). Eine lediglich freiwillige
Beteiligung der kommunalen Ebene wiirde hingegen dem Harmonisierungsgedanken zuwi-

derlaufen und Insellésungen perpetuieren.

2. Da auch Verwaltungsleistungen und Verwaltungsportale der Lander erfasst werden sollen,
wirken die Regelungen zwar in die Verfahrensautonomie der Lander hinein. Gerechtfertigt
wird dies jedoch durch das Ziel der Harmonisierung. Abgemildert wird eine solche Wir-
kungsweise durch Zustimmungserfordernisse des Bundesrats bei der Vorgabe von IT-
Komponenten und Kommunikationsstandards (§ 4 Abs. 1 S. 1 OZG-E, § 6 Abs. 1 bis 3 OZG-E)
sowie durch Abweichungsmoglichkeiten durch Landesrecht bei der Vorgabe von IT-
Komponenten (§ 4 Abs. 1 S. 3 OZG-E). Dass in § 5 OZG-E im Unterschied zu den anderen
Bestimmungen keine Zustimmung des Bundesrats vorgesehen ist, findet seine Rechtferti-
gung in einem besonderen Bedlrfnis nach einheitlichen und auch zeitnahen Sicherheitsstan-



dards. Wegen dieser unterschiedlichen Ausgestaltung des Verfahrens ist aber umso genauer
auf die Abgrenzung zwischen § 4, § 5 und § 6 OZG-E zu achten (s.u. 7.-9.). Zudem sollte auch
deshalb die Festlegung von IT-Komponenten auf das zur Verwirklichung des Portalverbunds
erforderliche Mal} begrenzt werden, wie dies in § 2 Abs. 6 OZG-E vorgesehen ist (s.u. 7.).

3. Da auch die kommunale Ebene miteinbezogen werden soll, stellt sich die Frage der Ver-
einbarkeit mit der Garantie kommunaler Selbstverwaltung. Art. 84 Abs. 1 S. 7 und Art. 85
Abs. 1 S. 2 GG sind nicht tangiert, da den Kommunen keine neuen Sachaufgaben Ubertragen
werden. Allerdings kdnnen auch vorhandene Sachaufgaben durch die Vorgabe von IT-
Komponenten beeinflusst werden (,,Steuerung durch IT“, Siegel, NVwZ 2009, 1128, 1129).
Dies findet aber ebenfalls seine grundsatzliche Rechtfertigung im Harmonisierungszweck.
Auch hier bedarf es jedoch einer Begrenzung auf das erforderliche MaR (s.u. 7.). Zudem soll-
ten aus rechtlichen Griinden Verwaltungsleistungen, die alleine auf der Grundlage des kom-
munalen Selbstverwaltungsrechts erbracht werden, ausgenommen werden. Solche Verwal-
tungsleistungen sind allerdings von vornherein weniger auf Vernetzung angelegt als durch
Bundesrecht oder Landesrecht gesteuerte. Zur Erzielung eines One-Stop-Government ware
ihre Einbeziehung gleichwohl wiinschenswert.

4. Mit der vorgesehenen Beteiligung des IT-Planungsrats bei der Festlegung von IT-
Komponenten, Sicherheitsstandards und Kommunikationsstandards wird dessen Sachver-
stand in das Verfahren integriert. Zu den Handlungsformen des IT-Planungsrats gehoren ne-
ben denin § 1 Abs. 7 S. 1 des IT-Staatsvertrags geregelten (verbindlichen) Beschliissen nach
S. 2 auch Empfehlungen, die mit einfacher Mehrheit verabschiedet werden kénnen. Mit dem
in§4 Abs.1S.1und § 6 Abs. 1, 2 und 3 OZG-E vorgesehenen Zustimmungserfordernis durch
den Bundesrat wird zugleich den Belangen der Lander hinreichend Rechnung getragen. Ein
dariber hinaus gehendes Einvernehmen durch den IT-Planungsrat ist nicht erforderlich.
Werden etwaige Bedenken eines Mitglieds des IT-Planungsrats im vorgesehenen Beteili-
gungsverfahren nicht aufgegriffen, so kénnen diese (iber die Verweigerung einer Zustim-
mung der jeweiligen Landervertretung in das Verfahren erneut eingespeist werden.

5. Die im Gesetzesentwurf vorgesehene Frist von fiinf Jahren zur Errichtung von Verwal-
tungsportalen (§ 1 Abs. 1 S. 1 OZG-E) ist zu begriiRen. Die Streichung der Frist oder eine (we-
sentlich) langere Frist wiirde dem Anliegen einer baldigen und signifikanten Verbesserung
des Online-Angebots zuwiderlaufen. Zu Gberlegen ware allenfalls, ob der kommunalen Ebe-
ne im Hinblick auf die teilweise erheblichen Anderungsbedarfe eine (etwas) lingere Umset-
zungsfrist zugestanden werden kdnnte.

6. Der Ausschluss ungeeigneter Verwaltungsleistungen (§ 1 Abs. 1 S. 2 OZG-E) ist sinnvoll.
Zwar birgt der Begriff der fehlenden Eignung eine gewisse Unbestimmtheit in sich. Zur Erho-
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hung der Rechtsicherheit konnte der Begriff daher durch (positive oder negative) Regelbei-
spiele konkretisiert werden. Aus der Gesetzesbegriindung ldsst sich entnehmen, dass sich
Verwaltungsleistungen nach dem Sozialgesetzbuch und nach der Grundsicherung fiir Ar-
beitssuchende grundsatzlich eignen, jedoch zugleich hohe und spezifische Anforderungen
stellen (BT-Drs. 18/11135, S. 88). Zudem lasst sich aus der GegenauRerung der Bundesregie-
rung ableiten, dass auch Verfahren, die nicht wirtschaftlich elektronisch umsetzbar sind, sich
als ungeeignet erweisen (BT-Drs. 18/11185, S. 9). Da es sich um einen Ausnahmetatbestand
handelt, ist der Begriff der ungeeigneten Verwaltungsleistungen jedoch eng auszulegen.

7. Der Begriff der ,IT-Komponenten” (§ 2 Abs. 6 OZG-E) bildet einen Schliisselbegriff des
OZG-E. Er ist im Sinne eines Oberbegriffs weit gefasst und erstreckt sich auf IT-Anwen-
dungen, Basisdienste und die elektronische Realisierung von Standards, Schnittstellen und
Sicherheitsvorgaben, welche fiir die Anbindung an den Portalverbund, den Betrieb des Por-
talverbundes und fiir die Abwicklung der Verwaltungsleistungen im Portalverbund erforder-
lich sind. Damit der Verfahrensautonomie der Lander hinreichend Rechnung getragen wird,
sollte der Begriff der IT-Komponenten sich nicht auf Hardwarevorgaben oder gar die Aus-
stattung der Rechenzentren der Lander erstrecken. Dies ergibt sich aus der Beschrankung
auf das fiir die Verwirklichung des Portalverbundes erforderliche MaRB. Bekraftigt wird die-
se Beschrankung in der GegenaulRerung der Bundesregierung (BT-Drs. 18/11185, S. 10).

8. Von erheblicher praktischer Bedeutung ist die Abgrenzung zwischen der Festlegung von
IT-Komponenten nach § 4 OZG-E, von Sicherheitsstandards nach § 5 OZG-E sowie von
Kommunikationsstandards nach § 6 OZG-E, da die Verfahrensanforderungen voneinander
divergieren. Die in § 2 Abs. 6 OZG-E legaldefinierten IT-Komponenten bilden dabei den
Oberbegriff (BT-Drs. 18/11135, S. 88). § 5 OZG-E enthilt eine Sonderregelung fir IT-
Standards, § 6 OZG-E eine Sonderregelung fiir die Kommunikation zwischen den verschiede-
nen Systemen. Der Anwendungsbereich des § 6 OZG-E ist begrenzt auf die Kommunikation
zwischen den verschiedenen bereits vorhandenen und noch einzurichtenden informations-
technischen Systemen sowie die Anbindung dieser Systeme an den Portalverbund (BT-Drs.
18/11135, S. 90). Eine hierzu analoge Unterscheidung zwischen prozeduralen und sonstigen
technischen Standards findet sich auch in § 2 Nr. 2 des E-GovG des Landes Schleswig-
Holstein.

9. Als schwieriger gestaltet sich die Abgrenzung der Sicherheitsstandards von den sonstigen
IT-Komponenten. Sicherheitsstandards kdnnen definiert werden als ,,Bedingungen fir hin-
reichende, dem Stand der Technik entsprechende und die Integritadt der informationstechni-
schen Systeme wahrenden Festlegungen zur IT-Sicherheit” (Schliesky, Bonner Kommentar
zum GG, 2016, Art. 91c Rn. 50). Da sehr viele IT-Komponenten zumindest mittelbar sicher-
heitsrelevant sind, ist der Begriff der Sicherheitsstandards eng auszulegen und auf das not-
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wendige Mindestmal zu begrenzen. Bei einer solchen engen Auslegung ware es auch in fo-
deralistischer Hinsicht vertretbar, ihre Festlegung auch ohne die Zustimmung des Bundesra-
tes zuzulassen.

10. Mittel- und langfristig wird die Einrichtung des Portalverbunds mit Kosteneinsparungen
verbunden sein. Allerdings werden insbesondere in der Einflihrungsphase zusatzliche Kosten
entstehen. Die Bundesregierung hat jedoch zugesichert, den jeweiligen Erfillungsaufwand
zu ermitteln (BT-Drs. 18/11135, S. 10). Angemessen ware es hier, die insbesondere fiir die
kommunale Ebene anfallenden zusatzlichen Kosten zu kompensieren.

Ill. Fazit

Insgesamt bildet der mit dem OZG-E geplante Portalverbund einen bedeutsamen Schritt zur
Weiterentwicklung des E-Government in Deutschland. Er sollte moglichst auf allen Verwal-
tungsebenen und auch zeitnah verwirklicht werden; bei der konkreten Ausgestaltung ist al-
lerdings auf die Verfahrensautonomie der Lander sowie die Selbstverwaltungsgarantie der
Kommunen Ricksicht zu nehmen.

Berlin, den 23. Marz 2017
Tloaborn figed
(Univ.-Prof. Dr. Thorsten Siegel,
Freie Universitat Berlin)
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Sehr geehrte Frau Dr. Létzsch,

der Deutsche Landkreistag und der Deutsche Stadtetag lehnen die Errichtung eines Portalver-
bundes fur Verwaltungsleistungen in der durch das OZG vorgesehenen Ausgestaltung ab.
Zwar ist die Absicht der Bundesregierung, das Onlineangebot fiir elektronische Verwaltungs-
leistungen weiter auszubauen und dafur die Portale von Bund und L&ndern einschliellich der
Kommunen elektronisch zu verknupfen, grundsétzlich zu begrifen. Insoweit beférdert die
Idee des Portalverbundes den von unseren Verbanden unterstiitzen Ausbau medienbruchfreier
elektronischer Verwaltungsverfahren. Auch die Festsetzung eines relativ kurzen Umsetzungs-
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zeitraums von flnf Jahren findet grundsétzlich unsere Zustimmung. Ebenso zu begrifen ist
die Absicht der Bundesregierung, eine groRtmaogliche Interoperabilitat zwischen den ver-
schiedenen elektronisch angebotenen Verwaltungsdienstleistungen zu schaffen.

Die vorgelegten gesetzlichen Regelungen schief3en allerdings weit tiber diese Ziele hinaus und
begegnen verschiedenen (verfassungs-)rechtlichen und tatséachlichen Bedenken.

So verandert die Einfiihrung eines dem Bund vorschwebenden einheitlichen Portalverbundes
die bisherige foderale Ordnung im Hinblick auf den Vollzug von Gesetzen des Bundes und
der La&nder, ohne dass es daflir zwingende Grinde gibt. Abweichend vom Modell der Art. 30,
83 ff. GG, wonach die Lander bei der Ausfuhrung von Bundes- und Landesgesetzen grund-
séatzlich Verfahrensautonomie besitzen, und auch abweichend vom Prinzip kommunaler
Selbstverwaltung, soll die elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren nunmehr
durch Rechtsverordnungen der Bundesregierung in weiten Teilen verbindlich vorgegeben
werden. Insbesondere die umfassende Vorgabe sogenannter IT-Komponenten durch den Bund
stellt einen massiven Eingriff in die grundgesetzliche Verteilung von Aufgaben- und Verfah-
rensverantwortung zwischen Bund, L&ndern und Kommunen dar und ist daher abzulehnen.
Die geplanten Regelungen tber die elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren sind
derart weitreichend, dass sie bei entsprechender Umsetzung die Qualitat von Steuerungs- und
Kontrollinstrumenten des Bundes gegenuber der Kommunalverwaltung erreichen kénnen. Es
besteht die Gefahr, dass die verbindlich vorgegebenen IT-Komponenten als verfassungsrecht-
lich unzuldssige Steuerungs- und Kontrollsurrogate zu Lasten der Lander und Kommunen
missbraucht werden.

Eine flachendeckende weitgehend bundeseinheitlich determinierte Abwicklung elektronischer
Verwaltungsverfahren in den Landern und Kommunen widerspricht zudem dem verfassungs-
rechtlichen System einer verantwortungsklaren Ordnung der Zustandigkeiten von Bund,
Landern und Kommunen. Sowohl rechtsstaatliche, freiheitsrechtliche als auch demokratische
Vorgaben zwingen den Bundesgesetzgeber dazu, Verwaltungszustéandigkeiten klar, transpa-
rent und eindeutig zuzuordnen. Die vorgeschlagenen Regelungen unterlaufen diese VVorgaben,
die Zustandigkeit droht, einem schleichenden Bedeutungsverlust ausgesetzt zu werden.

Im Tatsdchlichen bericksichtigt die geplante Einflihrung des Bundesportals nicht den bereits
vorhandenen Bestand an funktionierenden Behdrdenportalen. Hier ist neben den verschiede-
nen Behordenfindern in den Landern und Kommunen insbesondere auf die verschiedenen
bereits elektronisch abgewickelten Fachverfahren wie iKfz und Bauen online zu verweisen.
Derart flhrt die Einflihrung einer einheitlichen bundesweiten Portalldsung ohne Not zu Zent-
ralisierung und Marktbereinigung in der kommunalen IT-Landschaft und verhindert die
Etablierung weiterer und in Bezug auf Online-Dienstleistungen reiferer kommunaler Portale.

Aus den vorgenannten Erwagungen begegnen die nachfolgenden Regelungen grundlegenden
Bedenken:

1.Zu810ZG-E

GemaR § 1 Abs. 1 Satz 1 OZG-E sind Bund und Léander einschlie}lich der Kommunen ver-
pflichtet, innerhalb von 5 Jahren ihre Verwaltungsleistungen auch elektronisch anzubieten.
GemaR § 1 Abs. 1 Satz 2 OZG-E gilt die Verpflichtung aus Satz 1 nicht, soweit die Verwal-
tungsleistung sich hierzu nicht eignet. Diese Bereichsausnahme in Satz 2 ist denkbar
unbestimmt und wirft Auslegungsfragen auf. Es ist in keinerlei Hinsicht aus dem Gesetzes-
wortlaut ersichtlich, unter welchen Voraussetzungen eine entsprechende Nicht-Eignung
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anzunehmen ist. Auch der Gesetzesbegriundung ist hier nichts Ndheres zu entnehmen. Sinn-
voller wére es, sowohl den Bereich der online zu erbringenden Verwaltungsleistungen starker
zu prézisieren als auch das Eignungserfordernis um einen Wirtschaftlichkeitsvorbehalt zu
erganzen.

Nach 8 1 Abs. 2 OZG-E sind Bund und Lander verpflichtet, ihre Verwaltungsportale mitei-
nander zu einem Portalverbund zu verknupfen. Ausweislich der Begriindung zu Absatz 2
umfasst die Verpflichtung auch die Kommunen und soll alle kommunalen Verwaltungsleis-
tungen betreffen. Eine Unterscheidung danach, ob diese kommunalen Leistungen im Vollzug
eines Bundes- oder Landesgesetzes bestehen oder von den Kommunen (allein) auf der Grund-
lage ihres Selbstverwaltungsrechts erbracht werden, besteht nicht. Darin liegt aus den
vorstehend genannten Griinden eine Verklrzung sowohl des kommunalen Selbstverwaltungs-
rechts als auch der verfassungsrechtlichen Rechte der L&nder aus Art. 30, 83 ff. GG.

2.Z2u820ZG-E

8 2 OZG-E enthalt verschiedene Begriffsbestimmungen, deren prazise Umgrenzung aller-
dings bislang in weiten Teilen nicht gelungen ist. So bleibt insbesondere unklar, was ,,IT-
Komponenten* im Sinne des Gesetzes sind. 8 2 Abs. 6 OZG-E definiert jene als ,,IT-
Anwendungen, Basisdienste und die elektronische Realisierung von Standards, Schnittstellen
und Sicherheitsvorgaben, die fur die Anbindung an den Portalverbund, fiir den Betrieb des
Portalverbundes und fiir die Abwicklung der Verwaltungsleistungen im Portalverbund erfor-
derlich sind“. In dieser tatbestandlichen Weite eignet sich der Begriff zur Anwendung auf
jegliche Art von technischer Steuerung der kommunalen Verwaltungsverfahren. Derart wer-
den die ,,IT-Komponenten* im Kontext mit § 4 OZG-E potente Instrumente zur Steuerung
und Kontrolle der kommunalen Verwaltungsverfahren durch den Bund. Dies ist aus den vor-
stehend genannten Griinden als ein massiver Eingriff in die kommunale Verfahrensautonomie
und das kommunale Selbstverwaltungsrecht abzulehnen.

3.Zu 83 0ZG-E

Gemal} § 3 Abs. 1 OZG-E stellt der Portalverbund sicher, dass Nutzer Uber alle Verwaltungs-
portale von Bund und Landern einen barriere- und medienbruchfreien Zugang zu
elektronischen Verwaltungsleistungen dieser Verwaltungstrager erhalten. GemaR § 3 Abs. 2
OZG-E stellen Bund und L&nder (einschlie3lich der Kommunen) im Portalverbund Nutzer-
konten bereit, (iber die sich Nutzer einheitlich identifizieren konnen. Der Deutsche
Landkreistag und der Deutsche Stadtetag begriRen diese Interoperabilitit von Nutzerkonten.
Gerade fur Unternehmen, die Verwaltungsleistungen in mehreren Bundeslandern elektronisch
abwickeln maochten, ist diese Funktion von besonderer Bedeutung.

4.Zu 84 OZG-E

8 4 Abs. 1 Satz 1 OZG-E erméchtigt die Bundesregierung, im Benehmen mit dem IT-
Planungsrat durch Rechtsverordnung die Verwendung bestimmter IT-Komponenten nach § 2
Abs. 6 OZG-E vorzugeben. Entsprechend der Begriindung zum Gesetzesentwurf soll diese
Regelung es ,,der Bundesregierung ermdglichen, sowohl neue IT-Standards vorzugeben als
auch bestehende Vorgaben sachgerecht an den technischen Fortschritt anzupassen®. § 4 OZG-
E dient damit vorgeblich zunéchst einer Standardisierung elektronischer Verwaltungsverfah-
ren und damit letztlich dem Nutzer. Dies wird von unseren beiden Verbénden grundsatzlich
begruflt. Die geplante Regelung geht allerdings Gber dieses Ziel weit hinaus und 6ffnet in ih-
rer Weite und Unbestimmtheit Tir und Tor fir den Ausbau elektronischer Steuerungs- und
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Kontrollinstrumente des Bundes gegentiber den Kommunen. Auf diese Weise ist § 4 OZG-E
geeignet, dem Bund als Aufsichts- und Kontrollsurrogat zu dienen, welches die bisherige ver-
fassungsrechtliche Verteilung von Aufgaben- und Kontrollverantwortung zwischen Bund,
Landern und Kommunen umgeht. Derartig weitgehende Eingriffe in das kommunale Selbst-
verwaltungsrecht und in die kommunale Verfahrensautonomie lehnen wir ab. Dies gilt
unabhéngig davon, ob die jeweiligen Verwaltungsleistungen im Vollzug eines Bundes- oder
Landesgesetzes bestehen oder von den Kommunen (allein) auf der Grundlage ihres Selbst-
verwaltungsrechts erbracht werden.

Auch die Neuregelung von Art. 91c Abs. 5 GG vermag an diesem Befund nichts dndern. Eine
singuldre verfassungsrechtliche Ausgestaltung einer Gesetzgebungsbefugnis des Bundesge-
setzgebers fiir ein Onlinezugangsgesetz ist nicht geeignet, die verfassungsrechtliche
Systematik der Verwaltungskompetenzen von Bund, Landern und Kommunen zu verandern.
Der Deutsche Landkreistag und der Deutsche Stadtetag fordern daher eine prazise gesetzliche
Eingrenzung des Begriffs und des Instruments der ,,IT-Komponenten* auf den Zweck des
Gesetzes, ausschlieRlich einen Verbund von Bundes-, Landes- und Kommunalportalen zu
schaffen.

Der Deutsche Landkreistag und der Deutsche Stadtetag begriiRen grundsatzlich die in § 4
Abs. 1 Satz 3 OZG-E normierte Abweichungsbefugnis der Lander. Zu kritisieren ist hier al-
lerdings der 2. Halbsatz, wonach eine Abweichungsbefugnis unter dem Vorbehalt eigener
»geeignete(r) IT-Komponenten* besteht. Dieser Vorbehalt ist in seinem Regelungsgehalt un-
klar und kehrt das bisherige verfassungsrechtliche Abweichungsmodell in Art. 84 Abs. 1 Satz
2 GG in sein Gegenteil um. GemaR Art. 84 Abs. 1 Satz 1 GG konnen die Lander bei der Aus-
fuhrung von Bundesgesetzen grundsétzlich das Verwaltungsverfahren - und damit auch das
elektronische - selbst regeln. Wenn Bundesgesetze etwas anderes bestimmen, kénnen die
Lander gemald Art. 84 Abs. 1 Satz 2 GG davon abweichende Regelungen treffen, ohne dass
sie insoweit einschrankenden Voraussetzungen wie z.B. einem besonderen Eignungserforder-
nis unterliegen. Mochte demgegeniber der Bund die Lander in ihrer Abweichungsbefugnis
begrenzen, kann er gemaR Art. 84 Abs. 1 Satz 5 GG in Ausnahmeféllen wegen eines besonde-
ren Bedurfnisses nach bundeseinheitlicher Regelung das Verwaltungsverfahren ohne
Abweichungsmaoglichkeit fur die Lander regeln. Dieses Erfordernis bundeseinheitlicher Rege-
lung in atypischen Fallen muss entsprechend fur diejenigen Félle wie den vorliegenden gelten,
in denen der Bund die Abweichungsbefugnis der Lander inhaltlich beschrénkt. Die Bundesre-
gierung hat allerdings nicht hinreichend dargelegt, inwieweit angesichts des Bestandes
funktionierender Lander- und Kommunalportale ein besonderes Bediirfnis nach bundesein-
heitlicher Regelung besteht.

5.Z2u 85 0ZG-E

8 5 OZG-E erméchtigt das Bundesministerium des Innern, ohne Zustimmung des Bundesrates
die zur Gewahrleistung der IT-Sicherheit erforderlichen Standards durch Rechtsverordnung
festzulegen. Diese VVorgaben sind gemél § 5 Satz 3 OZG-E fur alle Stellen verbindlich, die
entsprechende IT-Komponenten nutzen. Gemé&l § 5 Satz 4 OZG-E darf davon nicht durch
Landesrecht abgewichen werden. Der Begriff des IT-Sicherheitsstandards bleibt unklar. Er ist
im Gegensatz zum Begriff der IT-Komponenten in 8 2 OZG-E nicht erwéhnt. Aufgrund des
im Vergleich zu § 4 Abs. 1 OZG-E unterschiedlichen Rechtssetzungsverfahrens (hinsichtlich
der Beteiligung des Bundesrates sowie des IT-Planungsrates und der Abweichungsmaoglich-
keit der Lander), sind IT-Sicherheitsstandards offensichtlich etwas anderes als IT-
Komponenten. Letztere nehmen allerdings in ihre Definition (8 2 Abs. 6 OZG-E) ,,Sicher-
heitsvorgaben® mit auf, so dass starke Zweifel an einer prazisen Abgrenzbarkeit beider
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Begriffe bestehen. VVergegenwaértigt man sich die Tatsache, dass die Erarbeitung von IT-
Sicherheitsstandards Verwaltungsorganisation und Verwaltungsverfahren betrifft und also
immer auch organisations- und verfahrensrelevant ist, verstarkt dies die Erkenntnis, dass der
Bundesregierung — bewusst oder unbewusst - keine prézise Abgrenzung dieser beiden Rechts-
setzungsverfahren aus § 4 und § 5 OZG-E gelungen ist.

Es besteht daher die Gefahr, dass unter dem Deckmantel der Einfuhrung von IT-
Sicherheitsstandards der Sache nach IT-Komponenten festgelegt werden und die Beteili-
gungsrechte der Lander und auch Kommunen auf diese Weise umgangen werden. Der
Deutsche Landkreistag wie der Deutsche Stadtetag fordern daher sowohl fiir die Festlegung
von IT-Komponenten als auch die Festlegung von IT-Sicherheitsstandards eine Abstimmung
mit dem IT-Planungsrat, in dem auch die kommunalen Spitzenverbénde vertreten sind.

6.Zu § 6 OZG-E

8 6 OZG-E betrifft die einheitliche Festlegung sogenannter ,,Kommunikationsstandards®. Der
Begriff des Kommunikationsstandards ist in § 2 OZG-E nicht definiert. Entsprechend der Be-
grundung des Regierungsentwurfs zu § 6 OZG-E sei die Festlegung von
Kommunikationsstandards notwendig, um die Kommunikation zwischen den verschiedenen
bereits vorhandenen und noch einzurichtenden informationstechnischen Systemen und fiir die
Anbindung dieser Systeme an den Portalverbund zu gewahrleisten. Es scheint sich hierbei
also um eine besondere Form einer IT-Komponente zu handeln. Die Funktion dieser Doppe-
lung erschliel3t sich zumindest nicht auf den ersten Blick und erschwert die
Rechtsanwendung. Die Hauptzielsetzung scheint darin zu bestehen, im Gegensatz zur Rege-
lung in 8 4 OZG-E nicht der Bundesregierung als Kollegium, sondern dem
Bundesministerium des Innern Standardisierungsbefugnisse zuzuweisen. Angesichts der un-
klaren Begriffsdefinition und Abgrenzung zum Begriff der IT-Komponente drohen hier
Zustandigkeitsiiberschneidungen, die letztlich sowohl die Kommunen als auch die Nutzer vor
Rechtsanwendungsprobleme stellen. Zudem ist gemaR Art. 91c Abs. 2 GG in Verbindung mit
dem IT-Staatsvertrag insbesondere der IT-Planungsrat dazu berufen, die fir die Kommunika-
tion zwischen informationstechnischen Systemen notwendigen Standards festzulegen.

7.Zu 88 OZG-E

8 8 OZG-E regelt die Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung und insbesondere die Authen-
tifizierung eines Nutzers. Der Deutsche Landkreistag wie der Deutsche Stadtetag befiirworten
die Entwicklung einheitlicher Authentifizierungsstandards in Bund, Landern und Kommunen.

Nach alledem ist festzuhalten, dass die geplanten weitreichenden Regelungen zur Einfiihrung
eines Portalverbundes unter verbindlicher VVorgabe von IT-Komponenten in der derzeitigen
Ausgestaltung nicht erforderlich und verfassungsrechtlich zweifelhaft sind. Die Ziele, die
bestehenden Portale des Bundes, der Lander und der Kommunen mit einander zu verknupfen,
den Zugang zu elektronischen Verwaltungsleistungen aller staatlichen Ebenen zu verbessern
und die elektronische, medienbruchfreie Abwicklung von Verwaltungsverfahren zu erleich-
tern, lassen sich auch mit anderen, milderen und das kommunale Selbstverwaltungsrecht
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schonenden Mitteln wie etwa leistungsfahigeren Schnittstellen erreichen. Interoperable L6-
sungen sind kostenintensiven Einheitslosungen des Bundesgesetzgebers in jedem Fall
vorzuziehen.

Wir waren Ihnen dankbar, wenn die vorgenannten Anregungen im Gesetzgebungsverfahren
noch aufgegriffen wirden.

Mit freundlichen Grii3en
In Vertretung

g, /.

&

Dr. Helmut Fogt Dr. Kay Ruge
Beigeordneter Beigeordneter
des Deutschen Stadtetages des Deutschen Landkreistages
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Anhdrungen im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages zu den
Gesetzentwirfen zur Anderung des Grundgesetzes, zur Neuregelung des
bundesstaatlichen Finanzausgleichsystems ab dem Jahr 2020 und zur Ande-
rung haushaltsrechtlicher Vorschriften

Thema: Digitalisierung

Sehr geehrte Frau Dr. Lotzsch,

haben Sie vielen Dank fur die Einladung zur Anhérung zum Thema ,Digitalisie-
rung“ im Rahmen der legislativen Umsetzung der Beschliusse vom Oktober 2016
zur kiinftigen Ausgestaltung der Finanzbeziehungen zwischen Bund und Landern.

Der Deutsche Stadte- und Gemeindebund (DStGB) begruf3t die mit der Ergdnzung
des Artikels 91c GG verfolgte Absicht der Bundesregierung, das Onlineangebot fur
elektronische Verwaltungsleistungen weiter auszubauen und dafir die Portale von
Bund und Landern elektronisch zu verknupfen. Ziel sollte die Beschleunigung der
Digitalisierung der 6ffentlichen Verwaltung im Rahmen der féderalen Struktur in
Deutschland sein. Wir unterstutzen auch die Zielsetzung, nutzerorientiertes E-
Government in Deutschland voranzubringen und flachendeckend elektronische
Verwaltungsdienste tUber eine interoperable foderale IT-Infrastruktur anzubieten.
Die Einrichtung von Nutzerkonten als Identifizierungskomponente fur alle Verwal-
tungsleistungen des Bundes, der L&nder und der Kommunen wird von uns ebenso
unterstitzt wie die Standardisierung von Prozessen und Schnittstellen. Allerdings
werden sowohl in den Landern als auch in den Kommunen bereits heute Verwal-
tungsportale und elektronische Services von Birgerinnen und Blrgern sowie von
Unternehmen genutzt. Statt zentraler Vorgaben scheint uns die Schaffung in-
teroperabler und dezentraler Losungen der richtige Weg zu sein.
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Grundsatzlich unterstitzt der Deutsche Stadte- und Gemeindebund die Schaffung
eines Portalverbundes, tber das Verwaltungsdienstleistungen des Bundes, der
Lander und Kommunen den Nutzern elektronisch zur Verfligung gestellt werden
kénnen. Die Vernetzung der bislang heterogenen und aus vielen Insellésungen
bestehenden IT- und E-Government-Strukturen bei Verwaltungsleistungen von
Bund, Landern und Kommunen ist Uberfallig und muss angegangen werden. Das
Vorgehen kann merklich zur Entlastung und Erh6hung der Leistungsféahigkeit und
zur Zufriedenheit der Birgerinnen und Burger und der Wirtschaft mit der kommu-
nalen Verwaltung beitragen. Dies ist nicht zuletzt auch fir den Wirtschaftsstandort
Deutschland von erheblicher Bedeutung. Unerlassliche Voraussetzung ist jedoch,
dass die kommunale Ebene bei der Umsetzung dieser und auch kunftiger Vorha-
ben dauerhaft und auf Augenhdéhe mit Bund und Lander eingebunden wird, ihr ein
eigener Handlungs- und Organisationsspielraum im Rahmen der kommunalen
Selbstverwaltung erhalten bleibt und finanziell starker durch Bund und Lander un-
terstutzt wird.

Konkret sei zu Artikel 9 des Begleitgesetzes zum Gesetz zur Verbesserung des
Online-Zugangs zu Verwaltungsleistungen hinsichtlich der Paragraphen 1 und 2
(Ziele und Grundsatze des Portalverbundes) angemerkt, dass die Schaffung eines
einfachen, flachendeckenden Zugangs fur die Burgerinnen und Birger und die
Wirtschaft zu samtlichen bestehenden und neu zu schaffenden Verwaltungsleis-
tungen von Bund, Landern und Kommunen ein ambitioniertes, aber machbares
Ziel ist, welches von der kommunalen Seite unterstitzt wird. Es entspricht einer
kommunalen Forderung, dass die zahlreichen vorhandenen Verwaltungsportale
von Bund, Landern und Kommunen nicht ersetzt, sondern weiterbestehen und mit-
einander kompatibel gemacht werden sollen. Statt zentraler Lésungen sollte die
Interoperabilitat hergestellt werden. Kommunen haben bereits vor zwei Jahrzehn-
ten damit angefangen, solche Portale aufzubauen und zu pflegen, nicht zuletzt da
seitens des Bundes und der Lander keine einheitlichen Losungen angeboten wur-
den. Diese Anstrengungen durfen, auch im Hinblick auf den Investitionsschutz und
bereits abgeschlossener Vertrage, keinesfalls entwertet werden.

Die im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgesehenen Verpflichtungen
der Kommunen wird vom Deutschen Stadte- und Gemeindebund folglich au-
Rerordentlich kritisch gesehen. Wir begriuRen daher den Anderungsvor-
schlag des Bundesrates, durch Anfigung des 8 1 Abs. 3 den Gemeinden die
Moglichkeit einzuraumen, dem Portalverbund freiwillig beizutreten.

Allerdings bleibt der Umstellungs- und Investitionsbedarf, insbesondere fir einheit-
liche IT-Anwendungen, Basisdienste und die elektronische Realisierung von Stan-
dards, Schnittstellen und Sicherheitsvorgaben, in personeller als auch finanzieller
Hinsicht fur Kommunen enorm und ohne einen vollstdndigen Kostenausgleich sei-
tens des Bundes und der Lander nicht darstellbar. Den Kommunen fehlen dazu
die erforderlichen Kapazitaten. Zudem wird erwartet, dass fur die im Gesetzesent-
wurf Landern und damit mittelbar auch den Kommunen auferlegte gesetzliche Ver-
pflichtungen der Erfullungsaufwand fir die Kommunen konkretisiert wird.



Wir waren Ihnen sehr verbunden, wenn Sie unsere Stellungnahme den Mitgliedern
des Haushaltsausschusses zur Verfugung stellen konnten.

Mit freundlichen GriiRen

Dr. Gerd Landsberg



	Einfügen aus: "102 Anlage 18-4234.pdf"
	Einfügen aus: "Matthias Kammer.pdf"
	2017-03-23 Stellungnahme Kammer
	2017-03-08 DIVSI-dimap-Ergebnisse_final



